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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in Handen. Darin sind wichtige An-
spruche aus Inrem Arbeitsverhdaltnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

- schafft gleiche Mindeststandards bei der Entflohnung und den Arbeitsbedingungen fur alle Arbeit-
nehmerlinnen einer Branche,

- verhindert, dass die Arbeitnehmerinnen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden kén-
nen,

- schafft ein grokeres Machtgleichgewicht zwischen Arbeitnehmerlnnen und Arbeitgebern und
- sorgt fur gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr Gber 170 Kollektivvertréige mit den zustédndigen Arbeit-
geberverbdnden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal muissen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Starke bei, mit der wir Forderungen im Infe-
resse der Arbeitnehmerinnen durchsetzen kénnen. Deshalb méchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich fur Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Inrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhaltnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfugung.

Mit freundlichen Grifen

Barbara Teiber, MA Karl Durtscher
Vorsitzende Bundesgeschaftsfihrer
KV-Highlights:

- Die KV Gehdalter der Verwendungsgruppe | und Il steigen um 3,1 %!
- Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe Il und IV steigen um 2,9 %!
- Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe V steigen um 2,85 %!

- Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe VI steigen um 2,7 %!

- Die Meistergruppen | und Il steigen um 2,9 %!
- Die Meistergruppe Il steigt um 2,85 %!

- Die Lehrlingseinkommen steigen um 3,1 %!

- Die Reiseaufwandsentschédigungen wurden um 3,5 % erhéhfl

GPA Servicecenter:

Hotline: 05030121,
service@gpa.at, www.gpa.at, facebook/gpa
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Hinweis Anderung des fachlichen Geltungsbereichs

Bis 31.12. 2019 waren bestimmte Bundesinnungen
und Fachverbdnde aus den Sparten Gewerbe und
Handwerk sowie Information und Consulting vom ge-
meinsamen Rahmenkollektivvertrag fir Angestellfe im
Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in In-
formation und Consulting erfasst.

Das dandert sich jetzt. Dieser Kollektivvertrag wird ab
1.1. 2020 in zwei eigensténdigen Kollekfivvertrdgen
verhandelt und abgeschlossen. Ein Kollektfivvertrag
wird den Bereich Handwerk, Gewerbe, Dienstleistung
(ca. 110.000 Angestellte) — der andere Information
und Consulting (ca. 45.000 Angestellte) umfassen.

Zum Bereich Information und Consulting gehoéren
kunftig die Fachverbdnde Abfall & Ressourcen, Fi-
nanzdienstleister, Telekom (nur Callshops), die Inge-

nieurbtros und UBIT (nur Buchhalter und Unterneh-
mensberaterinnen). Alle anderen Bereiche des bishe-
rigen Gewerbe-Kollektivvertrags sind dem vorliegen-
den KV Handwerk, Gewerbe, Dienstleistung zu zuord-
nen.

Wichtig ist es, dass fur alle Befrieb geklart wird, wel-
cher Kollektivvertrag ab 2020 zur Anwendung kommt.
Genauere Informationen dazu finden sich in diesem
Kollektivvertrag unter dem Kapitel ,Information zur
Anwendung des ,richtigen” Kollektivvertrages nach
Aufspaltung des Rahmenkollektivvertrages fur Ange-
stellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleis-
tung, in Information und Consulting (,RKV*) mit 1. 1.
2020" (Seite 55).

Werden Sie Mitglied Ihrer Gewerkschaft, gemeinsam sind wir starker!



Inhaltsverzeichnis

Hinweis Anderung des fachlichen Geltungsbe-
FEICHS e

1 Kollektivvertragspartner ...........c.cocveen.n.
2 Geltungsbereich ...,
3 Geltungsdauer...........coviiiiiiiiiiieen,
4 Arbeitszeit ..o
4a Flexible Arbeitszeit - Bandbreite .............
4b Mehrarbeit bei Teilzeit ..............cooil.
4-Tage-Woche ......ccooviiiiiiiiiiiiies
5 Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit
6 Nachtarbeit ...
7 Schichtarbeit ...
8 Freizeit bei Dienstverhinderung...............
8a Anrechnung von Mittelschulstudien .........
8b Anrechnung der Karenz im Sinne des

MSchG bzw VKG ...,

WO WO LY LD LD LN WD LD LD LD LD WD WD
I
(@]

§ 9 Kindigungstermine ...........cccocveiiiiiiinan.n.
§ 9a Abfertigung ......cooviiiiiiiiii
§ 10 Reiseaufwandsentschadigung ................
§ 11 13. und 14. Monatsgehalf, Weihnachtsre-

munerafion und Urlaubszuschuss ...........
§ 12 Diensterfindungen.............cooiiiiiiin.
§ 13 Sondervereinbarungen ..............ccoeeiennn.
§ 14 Telearbeitsplatz ...
§ 15 Bundesinnungsverhandlungen ..............

§ 16
§17

Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten ......
Verwendungsgruppen und Mindestgrund-
gehalter ...
§ 18 Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt
§ 18a Gehaltsabrechnung ..........cc.cooiiiiin.
§ 19 Lehrlingseinkommen..............cccoeeeienn.n.
§ 19a Kollektivvertragliche Mindestgrundgehal-
ter fur teilzeitbeschaftigte Angestellte......
Schlussbestimmungen, Gunstigkeitsklau-
Sl

§ 20

Anhang 1: (Dienstzettel) in Uberarbeitung

Anhang 2: Vereinbarung Telearbeif .................

Anhang 3: Gemeinsame Erklérung der Kollektiv-
vertragspartner zur Bildungskarenz .

Seite

O |00 |0 ININ

[y

=
=

=
=

[y
=

= [
Nt~

Anhang 4: Berechnungsbeispiele fur zeitanteili-
ge Mischberechnungen der Sonder-
zahlungen

Anhang 5: Erlauterung zum Geltungsbereich
der Bundesinnung der Karosserie-
bauer einschlielich  Karosserie-
spengler und Karosserielackierer so-
wie der Wagner § 2b des Rahmenkol-
lekfivvertrag fur Angestellte im Hand-
werk und Gewerbe in der Dienstleis-
tung in Information und Consulting..

Anhang 6: Gemeinsame Erklérung der Kollektiv-
vertragspartner zur Anderung der
Fachorganisationsordnung .............

KV 38-Std.-Woche Muhlengewerbe ab 1. Janner
1088 o

KV 38,5-Std.-Woche im Nahrungs- und Genuss-
mittelgewerbe (kohlensdurehaltige Getrénke)
ab 1.Juli 1992 ...

ZKV Zugehorigkeit Tischler ..o,

Mindestgehaltsordnungen
Mindestgrundgehaltsordnungen fur die Ange-
stellten im Handwerk und Gewerbe, in der Dienst-
leistung, in Information und Consulting

ab 1.Janner 2022 ...
Mindest-Gehalfsordnung fur alle Angestfellten im
Nahrungs- und Genussmittelgewerbe

ab 1.Janner 2022 ...
Mindest-Gehaltsordnung fur alle Angestellten im
Mihlengewerbe ab 1. August 2021 ...................

Information zur Anwendung des ,richtigen” Kol-
lektivvertrages nach Aufspaltung des Rahmen-
kollektivvertrages fiir Angestellte im Handwerk
und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Informa-
tion und Consulting (,,RKV") mit 1.1. 2020 ........

Seite

32

34
37

38

45

55

Das Impressum befindet sich auf der letzten Umschlag-

seite.

ABKURZUNGSVERZEICHNIS (in alphabetischer Reihenfolge)

ABGB Allgemeines Burgerliches Gesetzbuch
AMFG  Arbeitsmarktférderungsgesetz

AngG Angestelltengesetz

ArbBG  Arbeitsrechtliches Begleitgesetz

ArbPISG Arbeitsplatzsicherungsgesetz
ArbVG  Arbeitsverfassungsgesetz

ARG Arbeitsruhegesetz

ASchG  Arbeitnehmerinnenschutzgesetz
AVRAG Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz
AZ Arbeitszeit

AZG Arbeitszeitgesetz

BAG Berufsausbildungsgesetz
BEinstG Behinderteneinstellungsgesetz
BGBI Bundesgesetzblaft

BV Betriebsvereinbarung

EFZG Entgeltfortzahlungsgesetz

EStG Einkommensteuergesetz

GLAZ Gleitende Arbeitszeit

infas Information aus dem Arbeits- und Sozialrecht
KIBG Kinder- und Jugendlichenbeschaftigungsgesetz
KV Kollektivvertrag

MSchG  Mutterschutzgesetz

NAZ Normalarbeitszeit

OGH Oberster Gerichtshof

RKV Rahmenkollektivvertrag

TAZ Tagesarbeitszeit

urlG Urlaubsgesetz

VKG Vater-Karenzgesetz

VwGH Verwaltungsgerichtshof

VWGJ Verwendungsgruppenijahr(e)

WAZ Wochenarbeitszeit

ZA Zeitausgleich

Y4 Zeitzuschlag



§ 1 KOLLEKTIVVERTRAGSPARTNER

Der Kollekfivvertrag wird abgeschlossen zwischen
der/dem

Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe

Bundesinnung der Berufsfotografen

Bundesinnung der Chemischen Gewerbe und der
Denkmal-, Fassaden- und Gebdudereiniger

Bundesinnung der Dachdecker, Glaser und Spengler
Bundesinnung der Friseure

Bundesinnung der Fufpfleger, Kosmetiker und Mas-
seure

Bundesinnung der Gdrtner und Floristen
Bundesinnung der Gesundheitsberufe

Bundesinnung der Hafner, Platten- und Fliesenleger
und Keramiker

Bundesinnung Holzbau

Bundesinnung der Fahrzeugtechnik
Bundesinnung der Kunsthandwerke
Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe
Bundesinnung der Maler und Tapezierer
Bundesinnung Mode und Bekleidungstechnik

Bundesinnung der Rauchfangkehrer und der Bestat-
ter

Bundesinnung der Tischler und Holzgestalter
Fachverband der gewerblichen Dienstleister
Fachverband Personenberatung und Personenbe-
freuung

Fachverband der personlichen Dienstleister
einerseifs

und dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund, Ge-
werkschaft GPA, andererseits.

§ 2 GELTUNGSBEREICH

(1) Der Kollektivvertrag gilt:

a) raumlich:
fur das Gebiet der Republik Osterreich.

b) fachlich:
far alle Betriebe, die einem der vertragschliegenden
Arbeitgeberverbdnde angehoren.

Einschrankungen des fachlichen Geltungsbereiches:

Bundesinnung der Dachdecker, Glaser und Spengler:
der Vertrag gilt nur fur die Berufszweige der Dachde-
cker und Glaser.

Bundesinnung der Gesundheitsberufe:

der Vertrag gilt nur far die Berufszweige der Schuh-
macher und Orthopdadieschuhmacher, der Miederwa-
renerzeuger und der Zahntechniker.

Bundesinnung der Fahrzeugtechnik:

der Vertrag gilt nur fur die Berufszweige der Karosse-
riebau-techniker, Karosserielackierer und Wagner,
ausgenommen jener Betriebe, die bereits vor dem
1. 1. 2000 eine Gewerbeberechtigung fur die Ausfuh-
rung des Spenglerhandwerks (,Karosseriespengler”)
hatten und die diese nach der Umreihung von der
Bundesinnung der Spengler und Kupferschmiede in
die Bundesinnung der Karosseriebauer einschlieflich
der Karosseriespengler und Karosserielackierer sowie
der Wagner (mit 1. 1. 2000) aufrecht erhalten haben,

sowie fur die Vulkaniseurbetriebe.

Bundesinnung der Kunsthandwerke:

der Vertrag gilt nur far die Berufszweige der Erzeuger
von Waren nach Gablonzer Art und Modeschmucker-
zeuger, der Musikinstrumentenerzeuger, der Buchbin-

der, Kartonagewaren- und Efuierzeuger und der Er-
zeuger kunstgewerblicher Gegensténde.

Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe:
a) Der Vertrag gilt nur far

- Mitglieder des Bundesverbandes (Berufsgruppe
gemdfR § 49 WKG) der Nahrungs- und Genuss-
mittelgewerbe (ausgenommen sind Molker und
Kasereien, sonstige Be- und Verarbeiter von
Milch, Milchprodukten und Milchinhaltsstoffen)
und far

- Mitglieder des Bundesverbandes (Berufsgruppe
gemdf § 49 WKG) der Muller und Mischfutterer-
zeuger.

b) Die Gehaltstabelle gilt nicht fur Mitglieder der Bun-
desinnung der Lebensmittelgewerbe.

Bundesinnung der Rauchfangkehrer und der Bestat-
ter:

der Vertrag gilt nur fur die Berufszweige der Rauch-
fangkehrer.

Fachverband der gewerblichen Dienstleister:

der Vertrag gilt nichf fur die Berufszweige der Warme-
versorgungsunternehmen, die Wdarme uberwiegend
aus Biomasse (fest, flissig oder gasféormig) erzeugen,
sofern sie ein gesamtes Wdarmenefz von weniger als
funf Kilometer betreiben und sie unter einer gesamten
installierten Warmeleistung von unter finf Megawatt
liegen, unabhdngig von der Anzahl der Betriebsstat-
ten.

c) persénlich:

far alle dem Angestelltfengesetz unterliegenden
Dienstnehmer sowie fur kaufmdnnische Lehrlinge
und technische Zeichnerlehrlinge.



(2) Der Kollektfivvertrag gilt nicht

a) far Ferialpraktikanten und Volontare;
Ferialprakfikanten sind Studierende, die zum Zwe-
cke einer beruflichen (technischen, kaufmdanni-
schen oder administrativen) Vor- oder Ausbildung
entsprechend der 6ffentlichen Studienordnung vo-
rubergehend beschaftigt werden.

Volontdre sind Personen, die zum Zwecke einer be-
ruflichen (technischen, kaufmé&nnischen oder ad-
ministrativen) Vor- oder Ausbildung im eigenen In-

teresse, ohne Arbeitsverpflichfung im Betrieb, kurz-
fristig tatig werden, wobei ihnen die zeitliche Ge-
staltung freisteht und sie begrindungslos jede Ta-
tigkeit ablehnen kénnen.

b) fur gelernte Zahntechniker;

c) fur Vorstandsmitglieder, Direktoren, Geschaftsfih-
rer von Gesellschaffen mit beschrénkter Haftung,
soweit Vorgenannte nicht arbeiterkammerumlage-
pflichtig sind.

§ 3 GELTUNGSDAUER

(1) Der Kollektivvertrag tritt am 1. Janner 2022 in Kraft.

(2) Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter
Einhaltung einer dreimonatigen Kundigungsfrist zu je-
dem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes
gekundigt werden.

(3) Die Bestimmungen des Kollektivvertrages tGber die
Hoéhe der Mindestgrundgehdalter (§ 17), der Lehrlings-

einkommen (§ 19) und des Nachtarbeitszuschlages
(§ 6) kédnnen mit einmonatiger Kiindigungsfrist zu je-
dem Monatslefzten mittels eingeschriebenen Briefes
gekundigt werden.

(4) Wahrend der Kiandigungsfrist sollen Verhandlun-
gen wegen Erneuerung bzw Abdnderung des Kollek-
tivvertrages gefuhrt werden.

§ 4 ARBEITSZEIT*)

(1) Die normale Arbeitszeit betrégt 40 Stunden wé-
chentlich. Fur die Arbeitszeit der Angestellten unter
18 Jahren und Lehrlinge gelten die Vorschriften des
KJBG. In Betrieben mit Finffagewoche kann die Wo-
chenarbeitszeit der Jugendlichen gemaf § 11 Abs 2
des KJBG abweichend von den Bestimmungen des
§ 11 Abs 1 dieses Gesetzes an die tagliche Arbeitszeit
der Erwachsenen angepasst werden.

(2) Soweit nicht durch Schichteinteilung eine andere
Arbeitszeit erforderlich ist oder geméaf dem Offnungs-
zeitengesetz 2003 und den dazu erlassenen Verord-
nungen der Landeshauptleute sowie gemafs § 22f Ar-
beitsruhegesetz eine andere Arbeitszeit moglich ist,
hat die Arbeitszeit an Samstagen um 13.00 Uhr, am
24. Dezember um 12.00 Uhr und am 31. Dezember zu
jenem Zeitpunkt zu enden, zu dem die Arbeitszeit der
Arbeiter aufgrund des fur den Betrieb geltenden Kol-
lektivvertrages endet.

Wenn in Branchen bzw Betrieben, die diesem Kollek-
tivvertrag unterliegen, kein Kollektivvertrag fur Arbei-
ter zur Anwendung gelangt oder ein solcher die Ar-
beitszeit am 31. Dezember nicht ausdrucklich regelf,
endet in diesen Befrieben die Arbeitszeit am 31. De-
zember um 12.00 Uhr.

Die Bestimmungen Uber den Frihschluss am 31. De-
zember gelten nicht far die Bundesinnung der Gartner
und Floristen.

In Betrieben der Bundesinnung der Chemischen Ge-
werbe und der Denkmal-, Fassaden- und Gebdude-
reiniger, Berufszweig der Denkmal-, Fassaden und
Gebdudereiniger, kann durch Betriebsvereinbarung
eine Ausnahme vom Frihschluss am 31. Dezember ge-
troffen werden.

Far Mitgliedsbetriebe des Fachverbandes der ge-
werblichen Dienstleister, die Betreiber von Call-Cen-
tern sind, gilt folgendes:

Wird am 24. und 31.12. aus Betriebserfordernissen
nach 12 Uhr weitergearbeitet, so gebuhrt fur jede an
diesen Tagen zwischen 12 Uhr und 17 Uhr geleistete
Normalarbeitsstunde ein Zuschlag von 50 %, fur jede
zwischen 17 Uhr und 24 Uhr geleistete Normalarbeits-
stunde ein Zuschlag von 100 %.

(3) Far Betriebe, die dem Berufszweig der Arbeitskraf-
teuberlasser im Fachverband der gewerblichen
Dienstleister angehéren, gilt Folgendes:

Die Normalarbeitszeit 38,5 Stunden pro Woche.
Wé&hrend der Zeit der Uberlassung gelten die arbeits-
zeifrechflichen Regelungen des im Beschaftigerbe-
trieb auf vergleichbare Arbeithehmer anzuwenden-
den Kollektivvertrages (Beschaftiger-KV) oder ent-
sprechender gesetzlicher Vorschriften auch fur tber-
lassene Arbeitnehmer. Weist der Arbeithehmer nach,
dass im Beschaftigerbetrieb Arbeitspausen bezahlt

*) Mihlengewerbe siehe Seite 32, Hersteller kohlensdurehaltiger Getrénke siehe Seite 34.
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(als Arbeitszeit behandelt) werden, gilt es auch fur
Uberlassene Arbeitnehmer.

Soweit ein Beschaftiger-KV fehlt oder eine Normalar-
beitszeit von mehr als der im ersten Satz dieses Absat-
zes festgelegten Normalarbeitszeit vorsieht, richfef
sich die Entflohnung nach dem Kollektivvertrag fur An-
gestellte im Gewerbe und Handwerk und in der
Dienstleistung, sofern ein Beschaftiger-KV oder eine
fur den Beschaftiger geltende gesetfzliche Vorschrift
keine fur den Arbeitnehmer gunstigere Entlohnung
vorsieht.

Soweit fur den Beschdaftiger aufgrund eines Kollektiv-
vertrages oder einer gesetzlichen Vorschrift eine Nor-
malarbeitszeif von weniger als der im ersten Satz die-
ses Absatzes festgelegten Normalarbeitszeit vorsieht,
gilt es auch fur uberlassene Arbeithehmer; die Entloh-
nung richtet sich nach den Bestimmungen der far den
Beschaftiger geltenden kollektfivvertraglichen oder
gesetzlichen Vorschriften, es sei denn, die Regelung
des Kollektivvertrages fur Angestellte im Gewerbe
und Handwerk und in der Dienstleistung ist gunstiger.

(4) Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeits-
zeit auf die einzelnen Wochentage, der Beginn und
das Ende der taglichen Arbeitszeit sowie die Lage
der Pausen sind aufgrund obiger Bestimmungen unter
Berucksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernisse
nach Mafkgabe der gesetzlichen Bestimmungen fest-
zulegen.

(5) Blutspendedienste: Im Sinne des § 5 Abs 1 Arbeits-
zeitgesetfz kann fur Angestellte bei Blutspendediensten
die betriebliche woéchentliche Normalarbeitszeit bis
auf 60 Stunden und die tagliche Normalarbeitszeit
bis auf 12 Stunden ausgedehnt werden, sofern in die
Arbeitszeit der Arbeitnehmer regelmdafiig und in er-
heblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fallt.

Eine solche Regelung ist durch Betriebsvereinbarung,
in Betrieben ohne Betriebsrat schriftlich mit jedem Ar-
beitnehmer, zu vereinbaren.

(6) Gemak § 19 Abs 1a KJBG mussen die beiden Kalen-
dertage der Wochenfreizeit nicht aufeinander folgen,
wenn dies aus organisatorischen Grunden notwendig
oder im Interesse der Lehrlinge ist. In diesen Fdllen
kann jener Teil der Wochenfreizeit, in die der Sonnfag
fallt, auf unter 43 Stunden verkirzt werden. Der zweite
freie Kalendertag muss in der darauf folgenden Ka-
lenderwoche freigegeben werden und darf jedenfalls
kein Berufsschultag sein.

Gemafs § 19 Abs 7 KIBG kann fur diese Lehrlinge bei
Vorliegen organisatorischer Griinde oder im Interesse
des Lehrlings das Ausmafy der Wochenfreizeit in den
einzelnen Wochen auf 43 zusammenhdngende Stun-
den verkirzt werden, wenn die durchschnittliche Wo-
chenfreizeit in einem Durchrechnungszeitraum von
26 Wochen mindestens 48 Stunden betragt.

Durch Befriebsvereinbarung, in Betrieben ohne Be-
triebsrat durch Einzelvereinbarung, kann der Durch-
rechnungszeitraum bis auf 52 Wochen ausgedehnt
werden.

(7) Far Betriebe des Fachverbandes der gewerblichen
Dienstleister, die die Mehrwertsteuerrtickvergifung
und damif verbundene Tafigkeiten fur den Einzelhan-
del durchfuhren, gilt zusatzlich Folgendes:

a) GemaRk §§ 12a und 22f ARG kénnen Arbeitnehmer

an Samstagen nach 13.00 Uhr beschaftigt werden.
Fur Normalarbeitsstunden (innerhalb der gelten-
den wochentlichen Normalarbeitszeit), die am
Samstag zwischen 13.00 und 18.00 Uhr geleistet
werden, wird eine Zeitgutschrift gewdhrt, die
grundsatzlich in Freizeit zu verbrauchen ist. Diese
Zeitgutschrift betragt 50 Prozent der in diesem Zeit-
raum tatsdchlich geleisteten Normalarbeitsstun-
den. Kann die Zeitgutschrift wegen Beendigung
des Arbeitsverhdltnisses nicht mehr verbraucht
werden bzw wird die Abgeltung der Zeitgutschrift
durch Bezahlung vereinbart, so ist zu deren Be-
rechnung der Teilungsfaktor gemdafR § 19a heran-
zuziehen. Die Beschéftigung von Arbeitnehmern
ist nur dann insoweit zuldssig, als berucksichti-
gungswurdige Interessen des Arbeitnehmers — wie
beispielsweise die Versorgung von Kindern und El-
tern, unzumutbare Heimfahrtsmoglichkeiten, die
Teilnahme an Schul- und Weiterbildungsveranstal-
tungen - dieser Arbeitsleistung nicht entgegenste-
hen.
§ 22f ARG gilt mit der MaRkgabe, dass durch Be-
triebsvereinbarung oder in Betrieben, in denen kein
Betriebsrat errichtet ist, durch schriftliche Einzel-
vereinbarung zusatzlich wahlweise vereinbart wer-
den kann:

aa) dass der Arbeitnehmer innerhalb eines Zeit-
raumes von 8 Wochen an bis zu 4 Samstagen
nach 13.00 Uhr beschaftigt werden kann, wenn
er an ebenso vielen Samstagen arbeitsfrei
bleibt oder

ab) dass der Arbeitnehmer innerhalb eines Durch-
rechnungszeitraumes von 4 Wochen an
3 Samstagen nach 13.00 Uhr beschaftigt wer-
den kann, wenn innerhalb des Durchrech-
nungszeifraumes jeweils ein Samstag und ein
Montag arbeitsfrei bleibf.

In den Monaten Janner bis November sind dem Ar-
beitnehmer wéchentlich zwei freie Halbtage zu ge-
wdahren.

An den vier verkaufsoffenen Samstagen vor dem
24. Dezember endet die Normalarbeitszeit von An-
gestellten und Lehrlingen, die an den ubrigen
Samstagen ofter als einmal im Monat nach
13.00 Uhr beschaftigt wurden, um spdtestens
13.00 Uhr.



Teilzeitbeschaftigte Angestellte, mit denen eine Ar-
beitsleistung ausschlieflich fir Samstag vereinbart
ist und die an einem Samstag nach 13.00 Uhr be-
schaffigt wurden, kénnen auch am folgenden
Samstag beschaftigt werden.

b) Arbeitsleistung am 8. Dezember:

Nach Mafkgabe der Bestimmungen des § 13a Ar-
beitsruhegesetz und § 18a KJBG kénnen Angestell-
te und Lehrlinge am 8.Dezember, sofern dieser
nicht auf einen Sonnftag fallt, in der Zeit von
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr beschaftigt werden. Hin-
sichtlich der Vergutung der Arbeitsleistung am
8. Dezember gelten die einschldgigen Bestimmun-
gen des Arbeitsruhegesefzes und dieses Kollektiv-
vertrages.

Der Arbeitnehmer erhalt flr die Arbeitsleistung am
8. Dezember zusdétzliche Freizeit. Der Verbrauch der
Freizeit ist unfer BerUcksichtigung der betriebli-
chen Erfordernisse und unter Bedachtnahme auf
die Interessen des Arbeitnehmers zu vereinbaren

und unter Entgeltfortzahlung bis 31. Marz des Fol-
gejahres zu verbrauchen. Ein Arbeithehmer, der
bis zu vier Stunden arbeitet, erhalt vier Stunden
Freizeit.

Ein Arbeitnehmer, der mehr als vier Stunden arbei-
tet, erhdalt acht Stunden Freizeit. Eine Abgeltung in
Geld ist bei aufrechtem Arbeitsverhaltnis nicht zu-
lassig.

Arbeitgeber, die Arbeitsleistungen am 8. Dezember
im Sinne der obigen Bestimmungen in Anspruch
nehmen wollen, haben dies bis spatestens 10. No-
vember dem Arbeithehmer mitzuteilen. Der Arbeit-
nehmer, dem eine solche Mitteilung zeitgerecht zu-
gegangen ist, hat das Recht, binnen einer Woche
nach Zugang dieser Mitteilung, die Beschaftigung
am 8. Dezember abzulehnen. Kein Arbeitnehmer
darf wegen der Weigerung, am 8. Dezember der
Beschaftigung nachzugehen, benachteiligt wer-
den.

§ 4a FLEXIBLE ARBEITSZEIT - BANDBREITE

(1) Die Normalarbeitszeit kann innerhalb eines Durch-
rechnungszeitraumes bis zu 52 Wochen unregelmafig
so verteilt werden, dass sie im Durchschnitt des Durch-
rechnungszeitraumes 40 Stunden pro Woche nicht
Uberschreitet. Diese Regelung ist durch Betriebsver-
einbarung, in Befrieben, in denen kein Betriebsrat er-
richtet ist, schriftlich mit jedem Arbeithehmer zu ver-
einbaren.

(2) Die Normalarbeitszeit pro Woche darf 45 Stunden
nicht Gberschreiten und 35 Stunden nicht unterschrei-
ten. Ein Unterschreiten der 35 Stunden in der Woche ist
moglich, wenn der Zeitausgleich in Form von ganzen
Tagen erfolgt.

(3) Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebuhrt
das vereinbarte Monatsgehalt. Auf Stunden bezogene
Entgeltteile (Reisekosten, Reiseaufwandsentschadi-
gungen) sind im Folgemonat nach den tatséchlich er-
brachten Leistungen abzurechnen.

(4) Ist bei Ende des Durchrechnungszeitraumes der
Zeitausgleich nicht vollstandig erfolgt, ist er binnen ei-
ner Nachfrist von einem Monat durchzufthren. Ist der
Arbeitnehmer zum Verbrauchszeitpunkt krank oder
sonst aus in seiner Person gelegenen Grinden am
Verbrauch des Zeitguthabens verhindert, verlangert
sich die Frist um diese Zeit. Erfolgt der Ausgleich nichf,
sind die Zeitguthaben als Uberstunden abzugelten.

(5) Besteht bei Ende des Arbeitsverhaltnisses ein Zeit-
guthaben, erfolgt die Abgeltung im Falle der Entlas-
sung aus Verschulden des Arbeitnehmers, der Selbst-

kindigung des Arbeitnehmers und bei Austritt ohne
wichtigen Grund mit dem Stundengehalt (§ 19a KV),
in den anderen Fallen mit der Uberstundenentloh-
nung (§ 5 Abs 6 KV).

(6) Dem Arbeitnehmer ist bei jeder Gehaltsabrech-
nung die Anzahl der im Abrechnungszeitraum geleis-
teten Guthabenstunden und der Stand des Gufstun-
denkontos bekannt zu geben.

(7) Die Vereinbarung gemdf Z1 hat nahere Bestim-
mungen darlUber zu enthalten, wie die jeweilige Nor-
malarbeitszeit festgelegt wird und wie der Zeitaus-
gleich in Anspruch genommen wird. Die Arbeitszeit-
einteilung, die Lage und das Ausmafy der Normalar-
beitszeit mussen jedem davon betroffenen Arbeitneh-
mer spdtestens 1 Woche vor Beginn des Durchrech-
nungszeifraumes bekannt gegeben werden. Im Ein-
vernehmen ist eine Anderung dieser Einteilung durch
Betriebsvereinbarung, bzw in Betrieben ohne Be-
triebsrat durch schriftliche Einzelvereinbarung, zuldas-
sig und den Arbeitnehmern eine Woche vor dem Be-
ginn der entsprechenden Kalenderwoche bekannt zu
geben.

(8) Im Sinne des § 11 Abs 2a KJBG ist eine andere Ver-
teilung der wéchentlichen Normalarbeitszeit auch far
Angestellte und Lehrlinge unter 18 Jahren zuldssig.

(9) Muhlenbetriebe (ausgenommen Olmdihlen) und
Betriebe zur Herstellung kohlensdurehaltiger Gefrén-
ke in der Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe ha-
ben unter Beachtung der fur sie geltenden kollekfiv-
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vertraglichen Normalarbeitszeiten und der daraus re-
sultierenden Teilungsfaktoren die Option, entweder
die Bestimmungen uber die flexible Arbeitszeit -
Bandbreite gemaf § 4a RKV oder die Regelungen ih-
rer Sonderkollektivvertfrége anzuwenden.

(10) Fur Betriebe, die dem Berufszweig der Arbeits-
kraftetberlasser im Fachverband der gewerblichen

Dienstleister angehéren, kann - gemdafR § 4 Abs 6
AZG - die Normalarbeitszeit bei einem Durchrech-
nungszeifraum von bis zu 8 Wochen auf hoéchstens
50 Stunden ausgedehnt werden, wenn innerhalb die-
ses Zeitraumes im Durchschnitt die in § 4 Abs 5 festge-
legte Normalarbeitszeit nicht Gberschritten wird.

§ 4b MEHRARBEIT BEI TEILZEIT

Mehrarbeitsstunden im Sinne des § 19d AZG (BGBI
1969/46 idF BGBI | 2008/124) sind nicht zuschlags-
pflichtig, wenn sie innerhalb eines festgelegten Zeit-
raumes von vier Monaten, in dem sie angefallen sind,

durch Zeitausgleich im Verhdltnis 1:1 ausgeglichen
werden oder bei gleitender Arbeitszeit die vereinbarte
Arbeitszeit innerhalb der Gleitzeitperiode im Durch-
schnitt nicht Gberschritten wird.

§ 4c 4-TAGE-WOCHE

Die tagliche Normalarbeitszeit kann bei regelmdéafiiger
Verteilung der Gesamtwochenarbeitszeit auf 4 Tage
durch Befriebsvereinbarung, in Betrieben ohne Be-

§ 5 UBERSTUNDEN-, SONN-

(1) Als Uberstunde gilt jede ausdriicklich angeordnete
Arbeitsstunde, durch die das Ausmafs der auf Basis der
jeweiligen kollektivvertraglichen Normalarbeitszeit
(§ 4 Abs 1) und unter Berucksichtigung der Bestim-
mungen des in § 4 festgelegten taglichen Arbeitszeit
Uberschritften wird. Bei Teilzeitbeschaftigten liegen
Uberstunden erst vor, wenn das Ausmafy der fur die
vollbeschaftigten Angestellten festgesetzten taglichen
Arbeitszeit Uberschritten wird.

(2) Fur Uberstunden, die nicht in die Zeit von 20 Uhr bis
6 Uhr fallen bzw nicht Sonn- oder Feiertagsuberstun-
den sind, gebuhrt ein Zuschlag von 50 %. Fallen die
Uberstunden in die Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr, gebuhrt
ein Zuschlag von 100 %. Soweit der Arbeiter-
kollektivvertrag einer Branche einen anderen Zeit-
punkt fir das Einsetzen des erhdhten Uberstundenzu-
schlags von 100 % vorsieht, hat diese Regelung auch
auf die Angestellfen dieser Branche Anwendung zu
finden.

(3) Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist nur in den ge-
setzlich vorgesehenen Fallen zuldssig.

Fur die Mitgliedsbetriebe des Fachverbands der ge-
werblichen Dienstleister, die Betreiber von Callcentern
sind, gilt, dass Angestellte, die Wochenenddienste leis-
ten, innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes von
13 Wochen zumindest die Halfte aller Wochenenden

triebsrat durch Einzelvereinbarung, auf bis zu 10 Stun-
den ausgedehnt werden. Der arbeitsfreie Tag darf
nicht auf einen Feiertag fallen.

UND FEIERTAGSARBEIT*)

(Samstag 00:00 bis Sonntag 24:00 - 48 Stunden) ar-
beitsfrei haben.

Der Anspruch auf die arbeitsfreien Wochenenden ist
von der/dem Angestellten gegenliber dem Dienstge-
ber geltend zu machen und gilt dann flr sGmtliche
folgenden Durchrechnungszeitrdéume bis zum aus-
drucklichen Widerruf der/des Angestellten.

Der Durchrechnungszeitraum ist durch Betriebsver-
einbarung bzw. in Befrieben ohne Betriebsrat durch
eine schriffliche Einzelvereinbarung festzulegen. Der
Beginn des ersten Durchrechnungszeitraumes kann
erst nach der Einarbeitungszeit von 3 Monaten verein-
bart werden.

Far Durchrechnungszeitrdume, die vier Wochen nach
der Geltendmachung beginnen, ist dieser Anspruch
jedenfalls zu bertcksichfigen.

(4) Uberstunden an Sonntagen sind mit einem Zu-
schlag von 100 % zu entlohnen.

(5) Fur Feiertagsarbeit und deren Entlohnung gelten
die Bestimmungen des Arbeitsruhegesetzes 1983,
BGBI Nr 144.

Ubersteigt die an einem gesetzlichen Feiertag geleis-
tete Arbeit die fir den betreffenden Wochentag fest-
gesetzte Normalarbeitszeit, so gebuihrt fir diese Uber-
stunden ein Zuschlag von 100 %.

*) Mihlengewerbe siehe Seite 32, Hersteller kohlensdurehaltiger Getrénke siehe Seite 34.

—11 -



(6) Die Uberstundengrundvergiitung und die Grund-
lage fur die Berechnung der Uberstundenzuschlége
und der Zuschlage fur Sonn- und Feiertagsarbeit ist
1/150 des Monatsgehalts. Mit der Festsetzung dieser
Berechnungsgrundlagen erscheinen alle Gber 12 Mo-
natsgehdlter hinausgehenden Sonderzahlungen fur
die Zwecke der Uberstunden-, Sonn- und Feiertags-
entlohnung berucksichfigt.

Fur Betriebe, die dem Berufszweig der Arbeitskrafte-
Uberlasser im Fachverband der gewerblichen Dienst-
leister angehdéren, betragt der Teilungsfaktor bei einer
Normalarbeitszeit von

- 39,5 Stunden 1/148
- 38,5 Stunden 1/143 des Monatsgehaltes.

(7) Bei Zusammentreffen mehrerer Zuschlédge gebuhrt
nur der jeweils héchste Zuschlag.

(8) Wird aus ZweckmaRigkeitsgriinden ein Uberstun-
denpauschalentgelt vereinbart, so hat fur die Berech-
nung der monatlichen Pauschalsumme der Grundsatz
zu gelten, dass sie der durchschnittlich geleisteten
Uberstundenzahl entspricht, wobei die obigen Uber-
stundenzuschldge ebenfalls einzurechnen sind.

(9) Vor der Leistung von Uberstunden kann jeweils ver-
einbart werden, dass der Angestellte anstelle des
Uberstundenentgelts fur jede geleistete Uberstunde

bezahlte Freizeit in der Dauer von 1,5 Stunden und
fur jede geleistete Nachtuberstunde und Sonntags-
Uberstunde bezahlte Freizeitim Ausmaf; von 2 Stunden
erhalt.

(10) Die Entlohnungen gemag (1) bis (8) bzw deren Ab-
geltung in bezahlter Freizeit gemdf (9) mussen binnen
4 Monaten nach dem Tag der Uberstundenleistung
geltend gemacht werden, widrigenfalls der Anspruch
erlischt.

(11) Sind regelmagige Uberstunden gemék § 2 Abs 2,
2. Satz des Generalkollekfivvertrages Uber den Begriff
des Urlaubsentgelts bei Bemessung des Urlaubsent-
gelts mitzubericksichtigen, so gelten Uberstunden
dann als regelmdafig, wenn sie in mindestens 7 der
letzten 12 Kalendermonate vor Urlaubsantritt geleistet
worden sind. Fur die Ermittlung des Durchschnitts sind
ebenfalls die letzten 12 Monate heranzuziehen.

(12) Fur Betriebe, die dem Berufszweig der Arbeits-
kraftetberlasser im Fachverband der gewerblichen
Dienstleister angehéren, gilt als Uberstunde - soweit
nichts anderes festgelegt — jede Arbeitszeit, welche
auRerhalb der auf Grundlage der wochentlichen Nor-
malarbeitszeif vereinbarten taglichen Arbeitszeit liegt.
Die 2. Halfte der 39. und 40. Stunde sind jedoch keine
Uberstunden.

§ 6 NACHTARBEIT

(1) Fallt die normale Arbeitszeit auf Grund der im Be-
trieb festgelegten Arbeitszeiteinteilung regelmaRkig
zur Ganze oder zum Teil in die Nachtzeit, so gebulhrt
den zu dieser Arbeif herangezogenen Angestellfen ei-
ne Sondervergltung in der Hohe von mindestens
€ 2,09 pro Stunde bzw in derselben H6he wie es der Ar-
beiterschaft des betreffenden Betriebes gewdhrt wird,
sofern diese hdher ist. Diese Sondervergutung gebuhrt
fur jede in der Zeit zwischen 22 und 6 Uhr bzw in die
betriebstbliche dritte Schicht (Nachtschicht) fallende
Arbeitsstunde, gleichgultig, ob es sich um Werk-,
Sonn- oder Feierfage handelt.

(Wert idF ab 1. Janner 2022)

(2) Fur Mitgliedsbetriebe des Fachverbandes der ge-
werblichen Dienstleister, die Betreiber von Call-Cen-
tern sind, gilt zusatzlich Folgendes:

a) Nachtarbeit ist nur zul&ssig, soweit eine freiwillig
abgeschlossene schriftliche Vereinbarung (Dienst-
zettel) vorliegt. Lehnen Arbeitnehmer eine solche
Vereinbarung ab, darf aus diesem Grund das Ar-
beitsverhdltnis nicht beendet werden; Glaubhaft-
machung genugt.

Eine unzulassige Beendigung liegf nicht vor, wenn
eine héhere Wahrscheinlichkeit fur ein anderes,
vom Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Mofiv
spricht. Unkenntnis des Arbeitgebers von der Ab-
lehnung kann nicht geltend gemacht werden. Die
Unzuldssigkeit der Beendigung kann nur binnen
14 Tagen bzw unverziglich nach Wegfall eines un-
vorhergesehenen oder unabwendbaren Hinde-
rungsgrundes und nur gerichtlich geltend ge-
macht werden.

b) Der Arbeitgeber ist nach Makgabe der betriebli-
chen Méglichkeiten verpflichtet, den Arbeitnehmer
auf dessen Verlangen auf einem geeigneften Ta-
gesarbeitsplatz fur die Dauer nachfolgender Hin-
derungsgrinde zu verwenden:

Wenn nach einer drztlichen Feststellung die Fort-
setzung der Nachtarbeit den Arbeitnehmer in sei-
ner Gesundheif gefahrdet,

die Befreuung eines unter 12-jahrigen im Haushalt
des Arbeitnehmers lebenden Kindes wéhrend der
Nachtarbeit und fur mindestens 8 Stunden wah-
rend des Tages nicht gewdhrleistet ist
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oder der Arbeitnehmer einen pflegebedurftigen
nahen Angehérigen (§ 16 UrlG) ab der Pflegestufe 3
versorgt.

Die beiden letzteren Grinde kénnen nicht heran-
gezogen werden, wenn im gemeinsamen Haushalf
eine andere Person lebt, die die entsprechende Be-
treuungs- und Sorgespflicht durchfihren kann.
Umstande, die beim Abschluss der Vereinbarung
bereits vorgelegen sind, kénnen nicht herangezo-
gen werden.

Ist eine Versefzung auf einen anderen geeigneten
Tagesarbeitsplatz aus betrieblichen Grinden nicht
moglich oder erfolgt sie nicht binnen 14 Tagen, ist
der Arbeitnehmer zum vorzeitigen Austritt berech-
tigt.

c) Der Arbeitgeber hat bei Einteilung der Nachtarbeit
nach Maoglichkeit die Bedurfnisse der Arbeitneh-
mer, die eine berufsbildende Weiterbildungsein-
richtung oder Schule besuchen oder dies beab-
sichtigen, zu berucksichtigen.

d) Wird im Betrieb ein Tagesarbeitsplatz frei, ist er in-
nerbetrieblich auszuschreiben. Arbeithehmer, die
Nachtarbeit leisten und die frei werdende Arbeif -
allenfalls nach zumutbarer Umschulung - verrich-
ten kénnen, sind vorrangig zu bertcksichtigen.

e) Die Arbeitgeber haben dafur zu sorgen, dass Ar-
beithehmer, die Nachtarbeit ausiben oder aus-
Uben sollen, sich auf eigenen Wunsch vor Aufnah-
me dieser Tatigkeit im Sinne des § 12b AZG,
BGBI 1/122/2002 arztlich untersuchen lassen kén-
nen. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer allfal-
lige Kosten zu erstatten. Die erforderliche Zeit ist
auf die Arbeitszeit anzurechnen.

f) Fur jede geleistete Stunde Nachtarbeit in der Zeit
von 22 Uhr bis 6 Uhr gebUhrt neben der Sonderver-
gutung gemafk Z 1 ein Zuschlag von 15 Prozent
(Basis: Monatsgehalt : Anzahl der Normalarbeits-
stunden). Dieser Zuschlag kann einvernehmlich in
Geld oder in Zeit im Verhdltnis 1:1 abgegolten
werden. Erfolgt der Zuschlag in Geld, so ist er bei
der ndachsten Gehaltsabrechnung zu bertcksichti-
gen. Erfolgt der Zuschlag in Zeit, so sind die Gutha-
ben innerhalb von 12 Monaten ab Entstehen in hal-
ben oder ganzen Tagen abzubauen. Wird ein Zeit-
guthaben innerhalb von 12 Monaten ab Entstehen
nicht verbraucht, so ist dieses Guthaben auf
Wunsch des Arbeithehmers bei der néchsten Ge-
haltsabrechnung in Geld zu vergutfen. Ist bei Ende
des Dienstverhdltnisses der Zeitausgleich nicht er-
folgt, sind die Zeitguthaben 1:1 abzurechnen.

§ 7 SCHICHTARBEIT*)

Bei Arbeiten, die werktags und sonntags einen unun-
terbrochenen Fortgang erfordern (vollkontinuierliche
Betriebe bzw Betriebsabteilungen) sowie bei sonstigen
mehrschichtigen Betrieben bzw Betriebsabteilungen
ist der Schichtplan so zu erstellen, dass innerhalb
des Schichtturnus die wéchentliche Normalarbeitszeit

40 Stunden durchschnittlich nicht Uberschreitet. Mit
den gesetzlichen Vorschriften in Einklang stehende
Regelungen Uber Sonntagsarbeit bleiben unberuhrt.

Bei vollkontinuierlicher Betriebsweise sind die zur Si-
cherstellung des durchlaufenden Betriebes notwendi-
gen Uberstunden mit dem Betriebsrat zu vereinbaren.

§ 8 FREIZEIT BEI DIENSTVERHINDERUNG

Bei angezeigfem und nachfraglich nachgewiesenem
Eintritt nachstehender Familienangelegenheiten ist
jedem Angestellten eine Freizeit ohne Schmalerung
seines monatlichen Entgeltes in folgendem Ausmaf
zu gewdhren:

a) beim Tod des/der Ehegatten/gattin

oder des/der eingetragenen Part-

NErS/iN ... 3 Arbeitstage
b) beim Tod des/der Lebensgefdhrten/

gefdhrtin, wenn er/sie mit dem An-

gestellfen im gemeinsamen Haus-

haltlebte ... 3 Arbeitstage
c) beim Tod eines Elternteiles............. 3 Arbeitstage
d) beim Tod eines Kindes................... 2 Arbeitstage
e) beim Tod von Geschwistern, Schwie-

gereltern und GroReltern............... 1 Arbeitstag

*) Hersteller kohlenséurehaltiger Getrdnke siehe Seite 34.

f) bei eigener Eheschliekung oder Ein-
tragung der Partnerschaft ............. 3 Arbeitstage
g) bei Wohnungswechsel im Falle eines
bereits bestehenden eigenen Haus-
halts oder im Falle der Grindung ei-
nes eigenen Haushalfs .................. 2 Arbeitstage
h) bei Eheschliekung von Geschwistern
oder Kindern .........c.cooooiiiiiiiiininn, 1 Arbeitstag
i) bei Niederkunft der Ehefrau bzw der
Lebensgefahrfin..........ccccooviiiiinis 1 Arbeitstag
i) die notwendige Zeit fur das Aufsuchen des Arztes
bzw Zahnarztes, sofern eine kassendrztliche Be-
scheinigung vorgewiesen wird.
[a) und f) idF 1. J&nner 2012]
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§ 8a ANRECHNUNG VON MITTELSCHULSTUDIEN BEI BEMESSUNG DER URLAUBSDAUER

Wenn das Angestelltendienstverhaltnis wenigstens
2 Jahre ununterbrochen gedauert hat, so sind dem
Angestellten, der Studien an einer Mittelschule bzw
nach Auswirkung des Schulorganisationsgesetzes
1962 an einer héheren Schule mit bestandener Reife-

prifung (Matura) zurlickgelegt hat, fur die Bemes-
sung der Urlaubsdauer 3 Jahre anzurechnen. Voraus-
setzung ist, dass diese Studien nicht neben einem
Dienstverhdltnis zurickgelegt wurden.

§ 8b ANRECHNUNG DER KARENZ IM SINNE DES MSchG BZW VKG

Die erste Karenz im Dienstverhdlinis im Sinne des
MSchG bzw VKG wird fur die Bemessung der Kundi-
gungsfrist, die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall (Ungltcksfall), das Urlaubsausmaf sowie der
Abfertigung nach §§ 23 und 23a AngG bis zum
Hoéchstausmafs von 22 Monaten angerechnet.

Die Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw.
VKG fir die Vorriickung istim § 17 Abs (8) geregelt.

Fur Karenzen, die ab 1.1.2019 oder spdter begonnen
haben, gilt nachstehende Regelung:

Karenzen im Sinne des MSchG bzw. VKG innerhalb des
bestehenden Dienstverhdltnisses werden fur die Be-
messung der Kindigungsfrist, die Dauer der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall (Unglucksfall) und das
Urlaubsausmaf sowie der Abfertigung nach §§ 23
und 23a AngG bis zu einem Gesamtausmaf von 24
Monaten angerechnet.

Die sich aus § 15f MSchG und § 7c VKG ergebenden
Anspruche sowie die bereits im bestehenden Dienst-

verhdltnis angerechneten Karenzen sind beim Ge-
samtausmaf von 24 Monaften zu berucksichtigen
und stehen nicht zusdatzlich zu.

Dieses Gesamtausmalfs gilt auch bei Teilung der Ka-
renz zwischen Mutter und Vater im Sinne des MSchG
bzw. VKG fur dasselbe Kind oder nach Mehrlingsge-
burten.

Die Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw
VKG far die Vorrickung ist im § 17 Abs (8) geregelt.

Fur Geburten ab dem 1.8. 2019 richtet sich die An-
rechnung von Karenzen im Sinne des MSchG bzw.
VKG im laufenden Dienstverhdltnis nach § 15f Mutter-
schutzgesetz (MSchG) idF des BGBI | 68/2019 (MSchG)
bzw § 7c Vaterkarenzgesetz (VKG). (Nach der zum 1. 1.
2020 geltender Rechtslage wdren dies derzeit maximal
bis zu 22 Monate an Karenzzeiten pro Kind).

(§ 8b idF 1. Janner 2019)

§ 9 KUNDIGUNGSTERMINE

1. Fur Dienstverhdltnisse die ab 1.1.2019 begrundet
werden, kann das Dienstverhaltnis durch den Dienst-
geber unter Einhaltung der gesetzlichen Kiindigungs-
fristen so gelost werden, dass die Kindigungsfrist am
funfzehnten oder am Letzten eines Kalendermonats
endet, sofern nichts Abweichendes im Dienstvertrag
geregelf wird.

2. Fur Dienstverhdltnisse, die ab 1.1.2019 begrundet
werden, kann das Dienstverhaltnis durch den Dienst-
nehmer, sofern die Kindigungsfrist durch Vereinba-
rung im Sinne der gesefzlichen Bestimmungen nicht
ausgedehnt wurde, unfer Einhaltung einer einmonati-
gen Kundigungsfrist durch vorgéngige Kindigung so
gelost werden, dass die Kindigungsfrist am funfzehn-
ten oder am Letzten eines Kalendermonats endet.

(§ 9a idF 1. J&nner 2019)

§ 9a ABFERTIGUNG

(1) Hinsichtlich der Abfertigung gelten die Bestim-
mungen des Angestelltengesetzes bzw des befriebli-
chen Mitarbeiter- und Selbststéndigenvorsorgegeset-
zes (BMSVG) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Wechsel ins System der , Abfertigung neu”

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen
Ubertritt aus dem Abfertigungsrecht des Angestellten-
gesetzes/Arbeiter-Abfertigungsgesetzes in jenes des
BMSVG (Betriebliches Mitarbeiter- und Selbststandi-

genvorsorgegesetz), sind der Arbeitnehmer und der
Arbeitgeber berechtigt, binnen einem Monat ab Un-
terzeichnung der Ubertrittsvereinbarung ohne Anga-
be von Grunden von dieser zurickzufreten. Dies gilf
nicht, sofern die Uberfri'rtsvereinbarung inhaltlich
durch eine Betriebsvereinbarung gemafs § 97 Abs 1
Z 26 ArbVG (Festlegung von Rahmenbedingungen
fur den Ubertritt in das Abfertigungsrecht des BMSVG)
bestimmf ist.
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§ 10 REISEAUFWANDSENTSCHADIGUNG

(1) Begriff der Dienstreise:

a) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte zur
Ausfihrung eines ihm erteilten Auftrages seinen
Dienstort verldsst.

b) Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt au-
Rerhalb von Wien ein Tafigkeitsgebiet im Umkreis
von 12 StraRenkilometern von der Betriebsstatte als
Mittelpunkt gerechnet, aber jedenfalls das Gemeinde-
gebiet. Als Gemeindegebiet von Wien gelten die Bezir-
ke 1 bis 23.

c) Die Dienstreise beginnt, wenn sie von der Betriebs-
statte aus angetreten wird, mit dem Verlassen der Be-
triebsstatte. In allen anderen Fdllen beginnt die
Dienstreise mit dem reisenotwendigen Verlassen der
Wohnung. Die Dienstreise endet mit der Ruckkehr zur
Befriebsstatte bzw mit der reisenotwendigen Ruckkehr
in die Wohnung. Der Arbeitgeber ordnet an, ob die
Dienstreise von der Wohnung oder von der Betriebs-
stafte aus angetreten wird. Im Zweifel ist die Dienstrei-
se von der Betriebsstatte aus anzutreten.

(2) Reiseaufwandsentschadigung:

Bei Dienstreisen im Sinne der Z 1 ist dem Angestellten
der durch die Dienstreise verursachte Mehraufwand
nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen zu ent-
schadigen.

a) Fur die Bestreitung des mit der Dienstreise verbun-
denen persénlichen Mehraufwandes fur Verpflegung
(Taggeld) und Unterkunft (N&chtigungsgeld) erhalt
der Angestellte fur jeden vollen Kalendertag eine Rei-
seaufwandsentschadigung. Diese gilt jeweils - mit
Ausnahme des Hin- und Ruckreisetages - fur 24 Stun-
den in der Zeit von O Uhr bis 24 Uhr.

b) Bei einer ununterbrochenen Abwesenheit von mehr
als 5 Stunden gebuhrt ein Taggeld von € 7,92.
(Wert idF ab 1. Janner 2022)

c) Bei einer Abwesenheit von mehr als 11 Stunden -
einschlielich Wegzeit, ausschlieflich Mittagspause -
gebuhrt ein Taggeld in der Hohe von € 18,90.

(Werte idF ab 1. JGnner 2022)

Fur die Mitgliedsbetriebe der Bundesinnung Bauhilfs-
gewerbe, die den Berufsgruppen bzw Berufszweigen
Beton- und Zementwarenerzeuger, Steinbruchunter-
nehmer, dazu zdhlen auch Kalkerzeuger bzw Kalk-
brennereien, Verleiher von Baumaschinen, Frisch-
(Fertig-) Betonherstellung, Sand-, Kies- und Schotter-
erzeuger, Pflasterer, Brunnenmeister und Tiefbohrun-
ternehmer angehoren, giltf:

Bei einer Abwesenheit von mehr als 8 Stunden - ein-
schlieRlich Wegzeit, ausschlieilich Miftagspause -
gebuhrt ein Taggeld in Hohe von € 18,52.

d) Bei einer Abwesenheit von mehr als 11 Stunden und
wenn die Beschaftigung aufzerhalb des Dienstortes
(Z 1 lit b) eine Nachtigung auker Haus erfordert, ge-
buhrt ein Taggeld in der Héhe von € 26,40. Das Tag-
geld ist erstmalig fur den Tag der Hinreise zu bezah-
len, und zwar in der Hohe von € 26,40, wenn die Abrei-
se vom Dienstort fahrplanmagig vor 12 Uhr, eine Auf-
wandsentschadigung von € 18,90 wenn die Abreise ab
12 Uhr erfolgt. Fur den Tag der Rickreise wird ein Tag-
geld von € 18,90 bezahlt, wenn der Arbeitnehmer am
Dienstort fahrplanmdéfig vor 17 Uhr ankommt, ein
Taggeld von € 26,40, wenn die Ankunft ab 17 Uhr er-
folgt.

(Werte idF ab 1. Janner 2022)

e) Ist gelegentlich bei einer Dienstreise ein mehr als
28-tagiger ununterbrochener Aufenthalt an einem
Ort erforderlich, so vermindert sich ab dem 29. Tag
das gebuhrende Taggeld gemdf lit d) und lit i) um
25 %.

f) Nachtigungsgeld:

Wenn die Beschaftigung aufzerhalb des standigen Be-
triebes - einschlieilich Reisen — eine Nachfigung au-
er Haus erfordert, hat der Arbeithnehmer Anspruch
auf ein Nachtigungsgeld, wenn vom Arbeitgeber nicht
in angemessener Weise die Nachtigung ermoglicht
wird. Das Nachtigungsgeld gebuhrt in der Hoéhe von
€12,67.

(Wert idF ab 1. JGnner 2022)

Ist der Arbeitnehmer nicht in der Lage, um diesen Be-
trag ein zumutbares Quartier zu erhalten, werden die
Ndachtigungskosten gegen Beleg vergutet; tberflUssi-
ge Mehrausgaben sind hierbei zu vermeiden.

g) Die tagliche Aufwandsentschadigung (Tag- und
Nachtgeld) entfallt im Falle eines unentschuldigten
Fernbleibens zur Ganze. Das Gleiche gilt, wenn eine
Dienstverhinderung bzw Arbeitsunfahigkeit jedweder
Art vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigefiuhrt
wird. Im Falle eines Arbeitsunfalles entfallt die tagliche
Aufwandsentschadigung nur bei vorséatzlicher Herbei-
fahrung.

Bei einem notwendigen Krankenhausaufenthalt ver-
ringert sich der Taggeldsatz auf 1/3 des vollen verein-
barten Taggeldsafzes. Das Néachfigungsgeld entfallt,
jedoch werden weiterlaufende Quartierkosten gegen
Nachweis bis auf Widerruf durch die Firmenleitung er-
setzt.

h) Die Bestimmungen der Z 2 lit a) bis g) finden auf
jene Angestellten keine Anwendung, die aufgrund ih-
res Dienstvertrages oder ihrer dienstlichen Verwen-
dung regelmdRkig zu reisen haben (Reisende, Vertre-
ter) und mit denen entweder einvernehmlich ein Pau-
schalsatz fur Reiseaufwandsentschadigungen verein-
bart ist oder mit denen einvernehmlich ein Entgelt ver-
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einbart ist, in dem Reiseaufwandsentschadigungen
bereits abgegolten sind.

(3) Dienstreisen in das Ausland:

a) Dienstreisen in das Ausland bedurfen einer aus-
drucklichen Bewilligung des Arbeitgebers. Die Ent-
schadigung der Reisekosten und des Reiseaufwandes
ist jeweils vor Antrift der Dienstreise besonders zu ver-
einbaren.

b) Beschdaftigung im Ausland:

Die Bedingungen fur die Beschaftfigung im Ausland,
insbesondere die Festsetzung der Entfernungszula-
gen, Regelung der Heimfahrt sowie die Regelung tber
zu treffende Mafinahmen bei Erkrankung, Unfall oder
Tod, sind jeweils rechtzeitig schriftlich zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer zu vereinbaren.

c) Durch die Vereinbarung des Tages- und Ndchti-
gungsgeldes (Reiseaufwandsentschadigung) darf
das Taggeld sowie das Ndachtigungsgeld wdahrend
der ersten 28 Tage einer Dienstreise jenes der Gebuh-
renstufe 3 der Bundesbediensteten (Verordnung zur
Reisegebuhrenvorschrift des Bundes BGBI 11/2001/
434 vom 7.12.2001) nicht unterschreiten. Danach darf
das Taggeld und das Nachtigungsgeld der Gebih-
renstufe 3 der Bundesbediensteten um nicht mehr
als 10 % unterschriften werden.

d) Das Taggeld gebuhrt fur die Dauer des Aufenthalts
im Ausland, der mit dem Grenzubertritt beginnt bzw
endet. Wird bei der Entsendung ein Flugzeug benufzt,
so gilt als GrenzUbertritt der Abflug vom bzw die An-
kunft am letztbenufzten Inlandsflughafen. Der Ange-
stellte erhalt fur je volle 24 Stunden des Aufenthaltes
im Ausland das vereinbarte Taggeld. Bruchteile bis
zu 5 Stunden bleiben unbericksichtigt. Fir Bruchteile
mit einer Dauer von mehr als 5 Stunden gebuhrt ein
Drittel, fir mehr als 8 Stunden zwei Drittel und fur mehr
als 12 Stunden das volle Taggeld.

Ergibt sich bei Dienstreisen von bis zu 24-stindiger
Dauer aufgrund der Dauer des Auslandsaufenthaltes
kein (aliquoter) Anspruch auf ein Taggeld, so sind
auf die gesamte Diensfreise die Besfimmungen Uber
die Reiseaufwandsentschadigung im Inland anzu-
wenden.

Gebuhrt bei Reisen in der Dauer von bis zu 2 Kalender-
tagen nicht mehr als ein volles Taggeld fur den Aus-
landsaufenthalt, sind Zeiten der Dienstreise im Inland
far die Bemessung der Aufwandsenfschadigung In-
land zusammenzurechnen.

Bei Reisen in Mitgliedstaaten der Europdischen Union
gebuhren Tages- und Nachtigungsgelder zumindest
im Ausmaf der fur Inlandsdienstreisen vorgesehenen
Satze, soweit sich daraus ein hoherer Anspruch ergibt.

e) Die Bestimmungen der Absdtze 4 bis 6 gelten fur
Dienstreisen im Ausland sinngemafs.

(4) Dienstreisestunden auferhalb der normalen Ar-
beitszeit:

Soweit Angestellte bei einer Dienstreise Uber Aufforde-
rung des Arbeitgebers das Kraftfahrzeug selbst len-
ken, gilt hinsichtlich der auferhalb der Normalar-
beitszeit anfallenden Lenkzeit folgende Regelung:
Fur Fahrzeiten aufzerhalb der taglichen bzw wéchent-
lichen Normalarbeitszeit geblhrt der der Normalar-
beitszeit entsprechende aliquote Teil des KV-Monats-
gehaltes pro Stunde, wobei nur volle Viertelstunden
vergutet werden.

Die Grundvergutung gebuhrt in der Hohe des auf-
grund der Einstufung gebuhrenden KV-Gehaltes, ist
aber ihrer Héhe nach mit dem jeweiligen Mindest-
grundgehalt der Verwendungsgruppe Il nach 15 (18
bei Ubergangsregelung) Verwendungsgruppenjah-
ren nach oben begrenzt. Diese Regelung gilt nicht
fur jene Angestellten, die in Ausibung ihrer Tatigkeit
vorwiegend zu reisen haben, wie zB Vertreter, Ange-
stellte mit sténdiger Reisetatigkeit und sonstige Ange-
stellte, die in der Gestaltung des taglichen Arbeitsab-
laufes ungebunden sind.

(5) Kilometergeld:

Wird einem Arbeitnehmer die Verrechnung einer Auf-
wandsentschadigung (Fahrtkostenentschadigung) fur
eine ihm freigestellte Verwendung seines Privaf- Pkw
fur Dienstreisen genehmigt, richtet sich die Bezahlung
dieser Aufwandsentschadigung nach den folgenden
Bestimmungen:

Ein derartiger Anspruch entsteht nur dann, wenn die
Genehmigung zur Verrechnung dieser Aufwandsent-
schadigung vor Antritt der Dienstreise - tunlichst
schriftlich - erteilt wird. Als Aufwandsentschadigung
wird ein Kilometergeld gewdhrt, das zur Abdeckung
des durch die Erhaltung des Kfz und die Benifzung
entstehenden Aufwandes dient.

Die Hohe des Kilometergeldes bestimmt sich gemaf
nachstehender Tabelle wie folgt:

bis 15.000 KM ... €0,42
ab 15.001 - 20.000 kM .....oeiiieiiiiii e €0,40
darlber. . ..o €0,38

Das niedrigere Kilometergeld gebuhrt ab dem Uber-
schreiten der angegebenen Kilometergrenze. Wird
ein Teil des Aufwandes direkt durch den Arbeitgeber
getragen (zB Treibstoff, Versicherung, Reparatur), ist
das Kilometergeld entsprechend zu verringern. Bei
der Verringerung ist auf einen von der Kraftfahrverei-
nigung veroffentlichten SchlUssel Ricksicht zu neh-
men.

Wenn das innerbetriebliche Geschaftsjahr vom Kalen-
derjahr abweicht, kann fur die Berechnung des Kilo-
metergeldes das Geschdaftsjahr anstelle des Kalender-
jahres zur Abrechnung herangezogen werden. Daru-
ber hinaus kénnen innerbetrieblich auch andere Jah-
reszeitréume, zB ab Eintritt des Arbeithehmers, verein-
bart werden.
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Aus der Genehmigung zur Verrechnung von Kilome-
tergeld kann kein dienstlicher Auftrag zur Verwen-
dung des Pkw abgeleitet werden. Die Kilometergeld-
verrechnung bedingt keine Anspriiche Uber das Kilo-
metfergeld hinaus sowie keinerlei Haftung des Arbeit-
gebers fur Schaden, die aus der Benufzung des Pkw
durch den Arbeitnehmer entstehen.

Ist allerdings dem Arbeitnehmer die Tatigkeit so ange-
ordnet worden, dass sie die Benutzung des Privat-Pkw
zur Voraussefzung hat, womit die Bentfzung des Pkw
in den Tatigkeitsbereich des Arbeitgebers fallt, so blei-
ben bezuglich eines Unfallschadens am Pkw des
Dienstnehmers die Anspriche aus dem ABGB und
dem Dienstnehmerhaftpflichtgesetz unberthrt.

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in
Form einer Aufzeichnung Uber die gefahrenen Kilo-
meter zur erfolgen. Uber Aufforderung des Arbeitge-
bers hat der Arbeitnehmer diese Abrechnung entwe-
der nach jeder Fahrt oder in bestimmten Zeitabstdan-
den zu erstellen. Uber die gefahrenen Kilometer ist
ein Fahrtenbuch zu fuhren, das Gber Aufforderung, je-
denfalls aber am Ende des Kalender- oder Geschafts-
jahres bzw beim Ausscheiden des Arbeitnehmers zur
Abrechnung zu ubergeben ist. Die Fuhrung eines
Nachweises kann der Arbeitgeber auch verlangen,
wenn eine Pauschalregelung mit dem Arbeitnehmer
vereinbart wurde.

(6) Verfall von Ansprichen:

Anspruche im Sinne dieses Abschnittes missen spates-
tens innerhalb von 4 Monaten nach Beendigung der
Dienstreise bzw der vereinbarten oder aufgetragenen
Vorlage des Fahrtenbuches bei sonstigem Verfall,
beim Arbeitgeber durch Rechnungslegung bzw Vorla-
ge des Fahrtenbuches geltend gemacht werden.

(7) Anstelle der Ziffern 1 bis 6 gilt fur Betriebe, die dem
Berufszweig der Arbeitskraftetberlasser im Fachver-
band der gewerblichen Dienstleister angehéren, Fol-
gendes:

a) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte zur
Ausfihrung eines ihm erteilten Auftrages seinen
Dienstort voribergehend verl@sst. Soweit im Fol-
genden nichts anderes bestimmt ist, gilt als Dienst-
ort der Standort des Beschaftigerbetriebes.

b) Bei Arbeiten aukerhalb des Beschaftigerbetriebes
gelten die diesbezlglichen Regelungen des im Be-
schaftigerbetrieb auf vergleichbare Angestellte
anzuwendenden Kollektivvertrages auch fur tber-
lassene Angestellte.

Bei Uberlassung in Betriebe, in denen fir vergleichba-
re Angestellte kein Kollektivvertrag anzuwenden ist,
und fur Angestellte, die im Uberlasserbetrieb selbst
beschaftigt werden, gelten die obigen Bestimmungen
der Ziffern 1 bis 6.

§ 11 13. und 14. MONATSGEHALT,
WEIHNACHTSREMUNERATION und URLAUBSZUSCHUSS

(1) Allen Angestellten gebuhrt einmal in jedem Kalen-
derjahr eine Weihnachtsremuneration und ein Ur-
laubszuschuss als Sonderzahlungen.

Lehrlinge erhalten als Weihnachtsremuneration und
Urlaubszuschuss je einen Betrag in der Héhe des mo-
natlichen Lehrlingseinkommens.

Bei Provisionsbeziehern, die neben der Provision ein
Monatsgehalt (Fixum) beziehen, wird der Berechnung
der Weihnachtsremunerafion und des Urlaubszu-
schusses das Fixum zugrunde gelegt.

So das vereinbarte Fixum geringer ist als das kollektiv-
verfragliche Mindestgehalt, sind die Sonderzahlungen
jedenfalls in der Hohe der kollektivvertraglichen Min-
destgehdlter auszubezahlen. Bei Uberschreitung des
vierzehnfachen kollektivvertraglichen Mindestgrund-
gehaltes kdnnen die bereits ausbezahlten Sonderzah-
lungen (Urlaubszuschuss und Weihnachtsremunera-
tion) im Ausmafk der Uberschreitung des vierzehnfa-
chen kollekfivvertraglichen Mindestgrundgehalts am
Jahresende gegen die Provisionen fur das Kalender-
jahr rickverrechnet werden.

(Absatz gilt ab 1. 1. 2019)

Provisionsbezieher, mit denen nur Provision vereinbart
ist, haben nur insoweit Anspruch, als ihr Jahresbezug

aus Provisionen geringer ist als das Vierzehnfache
des ihnen gebuhrenden kollektivvertraglichen Min-
destgrundgehaltes.

(2) Der Berechnung der Weihnachtsremuneration und
des Urlaubszuschusses ist das im Monat der Auszah-
lung gebuhrende Monatsgehalt (Lehrlingseinkom-
men, Fixum) zugrunde zu legen.

Bei Angestellfen, die wéhrend des Kalenderjahres ihre
Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die Weihnachtsre-
muneration und der Urlaubszuschuss aus dem aliquo-
ten Teil des letzten monatlichen Lehrlingseinkommens
und aus dem aliquoten Teil des Angestellfengehaltes
zusammen (zeitanteilige Mischberechnung).

Kommt es innerhalb des Kalenderjahres im aufrechten
Angestelltenverhaltnis zu einer Anderung des verein-
barten Beschaftigungsausmafkes, ist die Héhe der
Weihnachtsremuneration und des Urlaubszuschusses
durch eine zeitanteilige Mischberechnung zu ermit-
teln, sodass die Sonderzahlungen nur aliquof in dem
der Vollzeit- und (wechselnder) Teilzeitbeschéftigung
entsprechenden Ausmaf im Kalenderjahr zustehen.
Ein bereits bezahlter — nach dieser Aliquotierungsbe-
stimmung Uberhéhter — Urlaubszuschuss ist mit der
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Weihnachtsremuneratfion ruckzuverrechnen. Sollte
der Urlaubszuschuss nach dieser Aliquotierungsbe-
stimmung zu niedrig ausbezahlt worden sein, ist der
Differenzbefrag gemeinsam mit der Weihnachfsremu-
neration auszubezahlen.

(3) Die Weihnachtsremuneration ist spdétestens mit
30. 11. eines Kalenderjahres auszubezahlen.

Der Urlaubszuschuss wird bei Antritt eines Urlaubes
fallig.

Werden im Kalenderjahr mehrere Urlaubsteile konsu-
miert, so wird es bei Antritt des Idngeren Urlaubsteiles,
bei gleichen Urlaubsteilen mit Antritt des ersten Ur-
laubsteiles, fallig. Wird ein Urlaub, auf den bereits An-
spruch besteht, in einem Kalenderjahr nicht angetre-
ten bzw. verbraucht, ist der fur dieses Kalenderjahr zu-
stehende Urlaubszuschuss mit der Dezembergehalts-
auszahlung auszubezahlen.

Anderslautende alternative Regelungen Uber die Fal-
ligkeit des Urlaubszuschusses im Kalenderjahr kénnen
durch Betriebsvereinbarung bzw. in Befrieben ohne
Befriebsrat durch schriftliche Einzelvereinbarung ge-
troffen werden. Es kann alternativ vereinbart werden,
dass der Urlaubszuschuss spdatestens mit 30. 6.eines
jeden Kalenderjahres auszubezahlen ist.

Es kann alternativ auch vereinbart werden, dass die
Weihnachtsremuneration und der Urlaubszuschuss
gleichzeitig quartalsweise (vierteljahrlich in vier glei-
chen Teilen) mit den Gehaltszahlungen fur Marz, fur

Juni, fur September bzw. fir November auszubezahlen
sind.

(4) Den wdahrend des Kalenderjahres eintretenden
oder austretenden Angestellten (Lehrlingen) gebuhrt
der aliquote Teil der Weihnachtsremuneration und
des Urlaubszuschusses entsprechend der im Kalen-
derjahr zuriickgelegten Dienstzeit.

Angestellte (Lehrlinge), die die Weihnachtsremunera-
tion und den Urlaubszuschuss bereits erhalten haben,
aber noch vor Ablauf des Kalenderjahres ausschei-
den, ist der verhdaltnismdaRig zu viel bezahlte Anteil,
der auf den restlichen Teil des Kalenderjahres entfallt,
bei der Endabrechnung in Abzug zu bringen.

(5) Soweit einzelne Betriebe bereits einen Urlaubszu-
schuss oder unter welchem Titel auch immer eine
sonstige Uber die Weihnachtsremuneration hinausge-
hende Sonderzuwendung leisten, kénnen diese auf
den Urlaubszuschuss angerechnet werden.

Abs 1-5 idF 1. JGdnner 2018

(6) Auf der Monatsproduktion beruhende Leistungs-,
Ersparnis- oder Erfolgsprémien, die einmal oder
mehrmals jahrlich ausbezahlt werden, ferner echte Bi-
lanzgelder, die nur an einzelne Angestellte fur die Mit-
arbeit bei der Bilanzerstellung gewdhrt werden, gel-
ten nicht als anrechenbare Sonderzuwendungen.

§ 12 DIENSTERFINDUNGEN

Der Dienstgeber hat Anspruch auf Anbietung einer
von einem Angestellfen wahrend des Bestands des
Dienstverhdltnisses gemachten Diensterfindung im
Sinne des § 7 (3) des osterreichischen Patentgesetzes.
Er muss dazu innerhalb einer Frist von vier Monaten
vom Tag der Anbiefung an Stellung nehmen und er-
klaren, ob er sie fur sich in Anspruch nehmen will; bis
zur Anmeldung der Pafenfrechte ist der Dienstgeber
zur absoluten Geheimhaltung der Erfindung ver-
pflichtet. Er hat im Fall der Inanspruchnahme die im

Gesetz vorgesehene Enfschddigung an den Erfinder
zu entrichten und alle auflaufenden Patentgebihren
zu bezahlen. Auf Verlangen des Dienstnehmers muss
der Erfinder bei der Einfragung in das Patentregister
genannt werden, auch dann, wenn der Dienstgeber
als Anmelder erscheint. Im Ubrigen gelten die Bestim-
mungen des dsterreichischen Paftentgesetzes und die
gemaf diesem Gesetz getroffenen Einzelvereinbarun-
gen.

§ 13 SONDERVEREINBARUNGEN

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages kénnen,
soweit sie die Rechtsverhdltnisse zwischen Arbeitge-
bern und Angestellten regeln, durch Betriebsverein-
barung oder Arbeitsvertrag weder aufgehoben noch
beschrankt werden. Sondervereinbarungen sind nur

gultig, soweit sie fur den Angestellten gunstiger sind
oder Angelegenheiten befreffen, die im Kollektivver-
trag nicht geregelt sind (§ 3 Arbeitsverfassungsge-
setz).
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§ 14 TELEARBEITSPLATZ

(1) Allgemeines

Gegenstand dieser Vereinbarung sind Rahmenbedin-
gungen und Aufwandserstattungen fur einen zu ver-
einbarenden Telearbeitsplatz eines Dienstnehmers,
insbesondere in der Wohnung des Dienstnehmers.
Ein Telearbeitsplatz liegt dann vor, wenn der Dienst-
nehmer regelmaRkige Teile seiner Arbeitszeit dorf leis-
tet. Der Ort, die Erreichbarkeit, die Arbeitsmittel und
die Aufwandsentschadigungen fur den Telearbeits-
platz mussen vorher schriftlich vereinbart werden.
Die Beschaftigung an einem Telearbeitsplatz ist so-
wohl von Seiten des Diensthehmers als auch des
Dienstgebers freiwillig. Die Teilnahme unterliegt fol-
genden Voraussefzungen:

- Die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes erfolgt
aufgrund einer schriftichen Vereinbarung des
Dienstgebers mit dem Dienstnehmer, die den Be-
stimmungen dieses Kollektivvertrages sowie einer
allfallig abzuschliekenden Betriebsvereinbarung
folgt. Die Mitwirkungsrechte des Betriebsrates sind
einzuhalten.

— Der arbeitsrechtliche Status des Dienstnehmers er-
fahrt durch die schriftliche Vereinbarung eines Te-
learbeitsplatzes keine Anderung.

- Bestehende betriebliche Regelungen sind nach
Moglichkeit unverdndert oder sinngemdaf fur die
Dienstnehmer, die einen Telearbeitsplatz haben,
anzuwenden.

- Das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz wird auf im
Haushalt lebende Personen des Dienstnehmers am
Telearbeitsplatz analog angewendet.

(2) Arbeitszeit und Arbeitsstétte

Die zu leistende Arbeitszeit entspricht § 4 RKV. Die Er-
reichbarkeit des Dienstnehmers am Telearbeitsplatz
muss vereinbart werden.

Die Aufteilung der Arbeitszeit zwischen befrieblicher
Arbeitsstatte und Telearbeitsplatz ist schriftlich zu ver-
einbaren.

Alle Uber die gelfende Normalarbeitszeit hinausge-
henden Arbeitszeiten mussen, unabhdngig von der
Arbeitsstatte, im Voraus von dem Dienstgeber entspre-
chend den betrieblichen Regelungen angeordnet
sein, um als solche anerkannt zu werden. Die Vergu-
tung erfolgt gemafs den §§ 4, 4a und 5 RKV.

Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates gemafs
§ 97 (1) Z 2 Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) bleiben
unberuhrt.

Fahrzeiten zwischen betrieblicher Arbeitsstatte und
Telearbeitsplatz gelten als nicht betriebsbedingt und
finden keine Anrechnung, es sei denn, dass es sich da-
bei um Dienstreisen/Dienstfahrten handelt, die nicht
in der vorgenommenen Aufteilung zwischen betriebli-
cher Arbeitsstatte und Telearbeitsplatz begrindet sind
und die aufgrund geltender betrieblicher Regelungen

abzugelten waren. Wird ein Dienstnehmer aufgefor-
dert, wahrend seiner aufRerbetrieblichen Arbeitszeit
in die betriebliche Arbeitsstaftte zu kommen, wird die
Arbeitszeit nicht unterbrochen.

(3) Zeiterfassung
Die Erfassung der Arbeitszeit muss auf die befriebliche
Praxis abgestimmt sein.

(4) Arbeitsmittel

Die erforderlichen EDV- und kommunikationstechni-
schen Arbeitsmittel fir den Telearbeitsplatz werden
far die Zeit des Bestehens dieser ArbeitsstGfte vom
Dienstgeber zur Verfugung gestellt. Sollten im Aus-
nahmefall Arbeitsmittel vom Dienstnehmer im Einver-
nehmen mit dem Dienstgeber beigestellt werden, so
werden die Aufwénde gegen Nachweis erstattef.

(5) Kostenerstattung

Dem Dienstnehmer sind alle im Zusammenhang mit
seinem Telearbeitsplatz erwachsenden Aufwénde ge-
gen Nachweis zu ersetzen, insbesondere Telefonkos-
ten. Fir Raum- und Energiekosten kénnen Pauschal-
erstattungen vereinbart werden.

(6) Reisekosten und Aufwandsentschddigungen
Reisekosten und Aufwandsentschadigungen zwischen
betrieblicher Arbeitsstatte und Telearbeitsplatz wer-
den nur erstattef, wenn durch die Abweichung von
der vorgenommenen Auffeilung zwischen betriebli-
cher Arbeitsstatte und Telearbeitsplatz Dienstreisen/
Dienstfahrten entstehen.

Reisekosten und Aufwandsentschadigungen zwischen
Betrieb und Telearbeitsplatz werden nicht erstattet.

(7) Kontakt zum Betrieb

Die soziale Integration sowie die Kommunikation der
Dienstnehmer in das Unfernehmen bzw mit dem
Dienstgeber soll trotz der Tatigkeit an einem Telear-
beitsplatz gewdhrleistet bleiben.

Bei betrieblichen Besprechungen soll die Einbindung
von an Telearbeifsplatzen beschaftigien Dienstneh-
mern besonders berlcksichtigt werden. Die Teilnah-
me an Betriebsversammlungen, die wahrend der Nor-
malarbeitszeit stattfinden, ist zu gewdhrleisten und als
Arbeitszeit zu rechnen.

Information und Zugang zu Aus- und Weiterbildung
werden durch geeignete Mafinahmen sichergestellt.

(8) Information des Betriebsrates

Der Betriebsrat wird Uber alle Dienstnehmer infor-
miert, die an einem Telearbeitsplatz tatig sind. Der Be-
triebsrat hat das Recht, die elektronischen Kommuni-
kationseinrichfungen zu benutzen. Dem Betriebsrat
sind jene Kosten zu erstaften, die diesem im Rahmen
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einer aufserordentlichen Befreuung der Dienstnehmer
an Telearbeitspléatzen erwachsen.

(9) Aufgabe des Telearbeitsplatzes

Der Telearbeitsplatz kann bei triftigen Grinden
schriftlich von beiden Seiten unter Einhaltung einer
Kandigungsfrist von einem Monat aufgegeben wer-
den.

Triffige Grunde auf Seiten des Dienstgebers sind zB
Betriebsédnderungen im Sinne des § 109 ArbVG, auf
Seiten des Dienstnehmers Anderungen in der Lebens-

sifuation, die einer weiteren Nutzung des Telearbeits-
platzes entgegenstehen (zB Wohnungswechsel oder
Anderungen in der Familie). Eine Kiindigung des Woh-
nungsnufzungsvertrages durch den Vermieter ist dem
Dienstgeber unverziglich mitzuteilen.

Nach Aufgabe des Telearbeitsplatzes wird die Be-
schaftigung in der betrieblichen Arbeitsstatte fortge-
setzt.

Muster einer Vereinbarung siehe Anhang 2, Seite 25.

§ 15 BUNDESINNUNGSVERHANDLUNGEN bzw FACHVERBANDSVERHANDLUNGEN

Um den in den einzelnen Bundesinnungen/Fachver-
bdnden bestehenden Sonderverhdltnissen Rechnung
zu tragen, sind die Bundesinnungen/Fachverbdnde
und die diesen entsprechenden gewerkschaftlichen
Fachgruppen berechtigt, unter der Fihrung der Bun-
dessparte Gewerbe und Handwerk und der Gewerk-
schaft der Privatangestellten, Sonderverhandlungen
Uber folgende Gegenstande zu fuhren:

a) Interpretation der Verwendungsgruppen.

b) Fachliche Besonderheiten hinsichtlich branchen-
Ublicher Sonderentlohnungen oder Sonderbe-
gunstigungen, soweit sie nicht Anspriche, welche
in diesem Kollektivvertrag behandelt sind, betref-
fen.

§ 16 SCHLICHTUNG VON GESAMTSTREITIGKEITEN

Mit der Beilegung von Gesamtstreitigkeiten, die sich
aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages ergeben,
hat sich vor Anrufung des Bundeseinigungsamtes ein
paritafisch aus je drei Vertretern der vertragschlie-

kenden Organisationen zusammengesetzter Aus-
schuss zu befassen, dessen Mitglieder funlichst dem
Kreis der an den Verhandlungen Uber diesen Kollek-
tivvertrag Beteiligten zu entnehmen sind.

§ 17 VERWENDUNGSGRUPPEN UND MINDESTGRUNDGEHALTER

Gehdlter: siehe Gehaltstabellen ab Seite 38.

(1) Die bei den Verwendungsgruppen angeflhrten
Tatigkeitsbezeichnungen gelten nur als Beispiel fur
gleichwertige Tatigkeiten und kénnen durch in einzel-
nen Bundesinnungsgruppen Ubliche Tatigkeitsbe-
zeichnungen fur die gleiche oder dhnliche Verwen-
dungsart ersetzt werden. Derartige zusatzliche Verein-
barungen kénnen nicht firmenweise, sondern nur
durch die im § 15 genannten zustédndigen Organisa-
tionen abgeschlossen werden.

(2) Bei Eintritt und Ausscheiden eines Angestellten
wdahrend eines Monats ist zur Ermiftlung des aliquoten
Gehaltsteiles das fur den betreffenden Monat gebuh-
rende Bruffomonatsgehalt durch 26 zu dividieren und
das Resultat mit der Anzahl der Werktage zu multipli-
zieren.

(3) Alle Angestellten werden nach der Art ihrer vorwie-
gend ausgeUbten Tatigkeit in die Verwendungsgrup-
pen | bis VI eingereiht. Berufserfahrung und hdéhere

Qualifikation finden in den Biennal- und Triennalspri-
ngen ihren Niederschlag.

(4) Die Einreihung in die Verwendungsgruppen wird
von der Firmenleitung vorgenommen. Falls in dem be-
treffenden Befrieb ein Angestellter als Betriebsrat ge-
wahlt erscheint, ist die Einreihung unter seiner Mitwir-
kung vorzunehmen. Die Einreihung in die Verwen-
dungsgruppen, die Anzahl der angerechneten Ver-
wendungsgruppenjahre und die Héhe des Gehalfs so-
wie alle weiterhin einfretenden Verdnderungen sind
dem Angestellten mittels Dienstzettels bekannt zu ge-
ben.

(5) Wenn ein Angestellter infolge Ansteigens der An-
zahl seiner Verwendungsgruppenjahre in eine héhere
Mindestgehaltsstufe seiner Verwendungsgruppenjah-
re vorzurucken hat, tritt die Gehaltserhéhung am Ers-
ten des Monats ein, in dem er die erhéhte Anzahl der
Verwendungsgruppenjahre erreicht.

(6) Bei Vorrickung in eine héhere Verwendungsgrup-
pe gebuhrt das dem bisher erreichten Mindestgrund-
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gehalt nachsthéhere Mindestgrundgehalt der neuen
Verwendungsgruppe. Das jeweilige Mindestgrundge-
halt des Angestellten darf jedoch jenes Mindestgrund-
gehalt nicht unterschreiten, das er beim Verbleiben in
der bisherigen Verwendungsgruppe durch Zeitvorri-
ckung erreichen wirde.

(7) Wenn ein Angestellter in einer Verwendungsgrup-
pe die Hochstzahl der dort vorgesehenen Verwen-
dungsgruppenjahre erreicht hat, soll im Fall von Leis-
tungssteigerung nach weiterer Tatigkeit in der glei-
chen Verwendungsgruppe eine angemessene Ge-
haltserhdhung vorgenommen werden.

(8) Innerhalb einer Verwendungsgruppe ist das dem
Angestellten gebuhrende monatliche Mindestgrund-
gehalt durch die Zahl der anrechenbaren Verwen-
dungsgruppenjahre bestimmt.

Als Verwendungsgruppenjahre gelten jene Zeiten, die
ein Dienstnehmer in der gleichen Verwendungsgrup-
pe dieses Kollekfivvertrages bzw. unabhdngig von
der Zugehorigkeit zu diesem Kollektivvertrag, mit ei-
ner entsprechenden Tatigkeif, die der gleichen Ver-
wendungsgruppe dieses Kollekfivvertrages zugeord-
net werden kann, verbracht hat.

Als Verwendungsgruppenjahre gelten auch jene Zei-
ten, die ein Dienstnehmer in einer héheren Verwen-
dungsgruppe dieses bzw. unabhdangig von der Zuge-
horigkeit zu diesem Kollektivvertrag, mit einer entspre-
chenden Tatigkeit, die einer héheren Verwendungs-
gruppe dieses Kollektivvertrages zugeordnet werden
kann, verbracht hat, allerdings nur dann, wenn und
soweif diese Zeiten zum Erwerb von Kenntnissen und
Fahigkeiten fur die nunmehrige Verwendung geeig-
net waren.

Fur die Anrechnung von Verwendungsgruppenjahren
ist es ohne Bedeutung, ob diese bei einem oder ver-
schiedenen Dienstgebern verbracht wurden.
Verwendungsgruppenjahre, die ein Angestellter aus
friheren Dienstverhdltnissen bei anderen Dienstge-
bern nachweist, werden jedoch bei der Einreihung in
eine bestimmte Verwendungsgruppe nur im Hochst-
ausmaf von 12 Verwendungsgruppenjahren ange-
rechnet.

Verwendungsgruppenijahre, die ein Angestellter aus
friheren Dienstverhdltnissen beim selben Dienstgeber
nachweist, werden bei der Einreihung in eine be-
stimmte Verwendungsgruppe ohne Hoéchstgrenze an-
gerechnet, sofern die oben beschriebenen Vorausset-
zungen im Hinblick auf die gleiche oder eine héhere
Verwendungsgruppe gegeben sind.

Voraussetzung fur die Anrechnung ist jedoch, dass der
Angestellte diese Zeiten der Firmenleitung schon beim
Eintritt bekannt gibt und tunlichst sofort, spatestens
aber innerhalb von 2 Monaten, durch entsprechende
Zeugnisse oder sonsfige Arbeitspapiere nachweist.
Die fristgerechte Vorlage der Zeugnisse ist dem Ange-
stellten auf dem in Abs. 4 vorgesehenen Dienstzettel zu

bescheinigen. Wird ein solcher nicht ausgestellt, so
tritt die Praklusivfrist nicht ein.

Die im Unternehmen vor der Ubernahme ins Meister-
verhdltnis zuriickgelegten Vordienstzeiten als Vorar-
beiter sind zur Halfte, jedoch nur bis zu einem Héchst-
ausmaf von 5 Jahren als Verwendungsgruppenjahre
fur diejenige Verwendungsgruppe anzurechnen, in
die der Meister zuerst eingestuft wird. Fur die Anrech-
nung der Vorarbeiterjahre ist der 3. Abs. der Z 8 nicht
anzuwenden.

Die erste Karenz im Sinne des MSchG bzw VKG im be-
stehenden Dienstverhalinis wird bis zum Hoéchstaus-
maf von 10 Monaten als Verwendungsgruppenjahr
angerechnet.

Dies gilt fir Karenzen die ab 1. 1. 2012 oder spater be-
gonnen haben.

Die Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw
VKG erfolgt nicht, wenn wdhrend dieser Karenz eine
Beschaftigung vereinbart wird und diese Zeiten als
Verwendungsgruppenjahre angerechnet werden.

Fur Karenzen, die ab 1. 1. 2019 oder spater begonnen
haben, gilt nachstehende Regelung:

Karenzzeiten werden bis zum Héchstausmaf von
10 Monaten als Verwendungsgruppenjahr angerech-
net. Sofern das Dienstverhdltnis zum Zeitpunkt des Ka-
renzantritts eine mindestens dreijadhrige Dauer (inkl.
Karenz) aufweist, werden Karenzen im Sinne des
MSchG bzw VKG innerhalb des bestehenden Dienst-
verhdltnisses bis zum Hoéchstausmafs von 24 Monaten
als Verwendungsgruppenjahre angerechnet.

Die bereits im bestehenden Dienstverhdltnis als Ver-
wendungsgruppenjahre angerechneten Karenzen
sind beim Gesamtausmaf von 24 Monaten zu bertck-
sichtigen und stehen nicht zusatzlich zu.

Die Anrechnung der Karenzen im Sinne des MSchG
bzw VKG erfolgt nicht, wenn wahrend dieser Karenzen
zeitgleich eine Beschaftigung beim selben oder bei ei-
nem anderen Dienstgeber vereinbart wird und diese
Zeiten als Verwendungsgruppenjahre angerechnet
werden.

Fur Geburten ab dem 1.8. 2019 richtet sich die An-
rechnung von Karenzen im Sinne des MSchG bzw.
VKG im laufenden Dienstverhaltnis nach § 15f Mutter-
schutzgesetz (MSchG) idF des BGBI | 68/2019 (MSchG)
bzw § 7c Vaterkarenzgesetz (VKG). (Nach der zum 1. 1.
2020 geltender Rechtslage wdren dies derzeit maximal
bis zu 22 Monate an Karenzzeiten pro Kind).

Abs 8 idF vom 1. JGnner 2020

(9) Beziige der Aufsichtsorgane:

Die Bezuge der Angestellten, deren Tatigkeit vorwie-
gend und regelmdRig in der Beaufsichtigung, Fuh-
rung und Anweisung von Arbeitergruppen besteht,
wie Aufseher, Werkmeister, Montageleiter und der-
gleichen (nicht aber untergeordnete Aufsichtsperso-
nen), mussen den kollektivvertraglichen oder tarifli-
chen Spitzenlohn (nicht Akkordlohn) der héchsten ih-
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nen unterstellten Arbeiterkategorie wie folgt Gberstei-
gen:

Aufseherum ... 15 %,
Meister und Montageleiterum....................... 20 %,
Obermeister Um ......ocooiiiiiiiieee e 25 %.

Der Bezug der Meister, Montageleiter und Obermeis-
ter muss mindestens den Akkordrichtsatz bzw Lohn
der unterstellten Arbeiter erreichen.

§ 18 ANRECHNUNG AUF DAS MINDESTGRUNDGEHALT

(1) Provisionen:
Das Mindestgrundgehalt eines Provisionsbeziehers
gilt als erreicht, wenn sein Monatsbruttogehalt zuztg-
lich der jahresdurchschnittlichen Provision das Min-
destgrundgehalt der entsprechenden Verwendungs-
gruppe erreicht.

(2) Remunerationen:

Wenn die Summe der jahrlich ausbezahlten Remune-
rationen die Hoéhe von zwei Monatsgehdltern tber-
steigt, gelten die Bestimmungen bezuglich der Min-
destgrundgehalter als erfullt, wenn 1/14 des Jahres-
bezuges das Mindestgrundgehalt der entsprechen-
den Verwendungsgruppe erreicht.

§ 18a GEHALTSABRECHNUNG

(1) Der Angestellte hat einen Rechtsanspruch auf eine
Ubersichfliche Abrechnung, aus der hervorgeht:

a) der Verrechnungsmonat,
b) Uberstunden,

c) allfallige Zulagen,

d) Sonderzahlungen,

e) Abzlge und deren Bemessungsgrundlage,

f) Aufschlisselung der verwendeten Abklrzungen
und Codenummern.

(2) Bei Anwendung von flexiblen Arbeitszeitmodellen
(zB gleitende Arbeitszeit, Mehrarbeit und Uberstunden
gegen Zeitausgleich) ist der Angestellte monatlich
Uber die Differenz zwischen Normalarbeitszeit und
der tatsachlich geleisteten Arbeitszeit schriftlich (oder
in nachweislich @hnlicher Form) zu informieren.

§ 19 LEHRLINGSEINKOMMEN

Siehe Gehaltstabellen ab Seite 38.

Lehrlingen, die aufgrund nicht gentigender Leistun-
gen (nicht aber wegen Krankheit bzw Unfall) nicht be-
rechtfigt sind, in die ndachsthéhere Schulstufe aufzu-
steigen, gebuUhrt im darauf folgenden Lehrjahr nur
das Lehrlingseinkommen in Héhe des abgelaufenen
Lehrjahres. Ist er in diesem Lehrjahr zum Aufsteigen
berechtigf, so gebuhrt im darauf folgenden Lehrjahr
wieder das der Dauer der Lehrzeit entsprechende
Lehrlingseinkommen.

Pramie fur guten und ausgezeichneten Erfolg bei der
Lehrabschlusspriifung

Erhalt der Arbeitgeber fur einen Lehrling eine Férde-
rung gemafs der Richtlinie zu § 19c des BAG und ab-

solviert der Lehrling beim erstmaligen Antritt die Lehr-
abschlussprifung mit gutem oder ausgezeichnetem
Erfolg, erhalt der Lehrling eine einmalige Pramie.

Die einmalige Pramie betragt bei
- gutem Erfolg € 100,- und bei
- ausgezeichnetem Erfolg € 150,-.

Alle Lehrlinge des entsprechenden Lehrjahres sind
verpflichtet, den , Ausbildungsnachweis zur Mitte der
Lehrzeit” gemafk der Richtlinie zu absolvieren.

Die Anderung oder Aufhebung der Richtlinie des Bun-
des-Berufsbildungsbeirates zur Férderung der be-
trieblichen Ausbildung von Lehrlingen gem § 19c
BAG fuhrt zum Entfall dieses Anspruches.
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§ 190 KOLLEKTIVVERTRAGLICHE MINDESTGRUNDGEHALTER FUR
TEILZEITBESCHAFTIGTE ANGESTELLTE*)

Bei teilzeitbeschaftigten Dienstnehmern, soweit sie
diesem Rahmenkollektivvertrag unterliegen, ist das
bei voller kollektivvertraglicher Normalarbeitszeit zu-
stehende kollektivvertragliche Mindestgrundgehalt
durch 173 zu teilen und dann der so ermittelte Wert
mit jener Zahl zu multiplizieren, die sich aus der ver-
einbarten Stundenzahl (Monatsstunden, Wochenstun-
den x 4,33) ergibf.

Fur Betriebe, die der Berufsgruppe der Arbeitskrafte-
Uberlasser im Fachverband der gewerblichen Dienst-
leister angehoren, betragt der Teilungsfaktor bei einer
Normalarbeitszeit von

- 39,5 Stunden 1/171
- 38,5 Stunden 1/167 des Monatsgehaltes.

§ 20 SCHLUSSBESTIMMUNGEN, GUNSTIGKEITSKLAUSEL

(1) Dieser Kollektivvertrag folgt dem Rahmenkollektiv-
vertrag fur Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in
der Dienstleistung, in Information und Consulting
(RKV) im Rahmen des in § 2 beschriebenen Geltungs-
bereiches nach.

Wien, am 30. November 2021

*) Hersteller kohlenséaurehaltiger Gefrénke siehe Seite 34.

(2) Bestehende, fur die Angestellten glinstigere Ubun-
gen und Vereinbarungen, bleiben unberihrt.
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ANHANG 2

VEREINBARUNG TELEARBEIT

Ergdnzende Vereinbarung fur Telearbeit

A Y FTod o 1= 1o =1 ol w15 0 0 L PN
(Dienstgeber)

U T I L= 40 V7 e T
(Dienstnehmer)

wird Telearbeit an einer auRerbetrieblichen Arbeitsstatte im Sinne des § 14 des Kollektfivvertrages fur An-
gestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting vereinbart.

Ort der aufzerbefrieblichen Arbeitsstatte: .. .. .o e
Normalarbeitszeit
a) Die Lage der Normalarbeitszeit richtet sich nach der betrieblichen Normalarbeitszeit.

b) Abweichend von der betrieblichen Normalarbeitszeit wird folgende Lage der Normalarbeitszeit ver-
einbart:

Anmerkung: Im Rahmen der Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes ist auch eine andere Verteilung der
Normalarbeitszeit méglich. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bleiben aufrecht.

c) Abweichende Vereinbarung tber die Erbringung der Normalarbeitszeit gemafk § 4 des Kollektivver-
trages:

Anmerkung: Selbstbestimmte Normalarbeitszeit kann vereinbart werden, wenn der tdgliche Rahmen der
Normalarbeitszeit, die Dauer und das Héchstausmak von Ubertragungsmaéglichkeiten und die Dauer und
Lage der fiktiven Normalarbeitszeit geregelt sind und im Ubrigen die arbeitszeitgesetzlichen Bestimmun-
gen eingehalten werden.

d) Die Normalarbeitszeit wird wie folgt zwischen betrieblicher und auferbetrieblicher Arbeitszeit aufge-
teilt.

Mehrarbeit:
Uberstunden und Mehrarbeit an der aukerbetrieblichen Arbeitsstétte werden nur verguitet, wenn sie aus-
drucklich angeordnet werden.

Arbeitszeitaufzeichnungen:

Alle geleisteten Arbeifszeiten sind vom Dienstnehmer aufzuzeichnen, soweif die Arbeitszeit vom Dienstneh-
mer bestimmt wird. Privat bedingte Unterbrechungen der Arbeitszeit sind dabei festzuhalten. Der Dienst-
nehmer hat die Aufzeichnungen der befrieblichen Praxis anzupassen.

Folgende Tatigkeiten werden in Telearbeit verrichtet: ... ... ..o

Moglichst ausfihrliche Beschreibung jener Tétigkeiten, die vom Dienstnehmer zu verrichten sind.
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4. Arbeitsmittel:
Folgende fur die Arbeitsleistung notwendige, dem ergonomischen und sicherheitstechnischen Standard
entsprechende Arbeitsmittel werden vom Dienstgeber fur die Zeit der Tatigkeit an der auerbetrieblichen
Arbeitsstatte zur Verfigung gestellf:

Diese Arbeitsmittel werden vom Dienstgeber installierf und gewartet.

Der Dienstnehmer ist verpflichtet, diese Arbeitsmittel nur im Rahmen der vereinbarten Telearbeit zu benut-
zen und die Benutzung durch Dritte auszuschliefen.

Die zur Verfigung gestellten Arbeitsmittel sind bei Beendigung der Telearbeit bzw Uber Aufforderung des
Dienstgebers dem Dienstgeber vom Dienstnehmer unverziglich zurtckzustellen bzw ihm zu erméglichen,
die Arbeitsmittel zu Gbernehmen.

5. Aufwandserstattung:

a) Folgende durch die auferbetriebliche Arbeitsstatte erforderlichen Aufwendungen werden dem
Dienstnehmer erstattet:

b) Der Aufwandsersatz wird wie folgt pauschaliert:

6. Haftung:
Der Dienstnehmer ist verpflichtet, die zur Verfigung gestellten Arbeitsmittel so zu verwahren, dass eine Be-
schadigung durch Dritte méglichst ausgeschlossen ist.
Auf den Schutfz von Daten und Informationen ist in gleicher Weise zu achten und zu sorgen, wie dies flr den
Befrieb vorgesehen ist. Vertrauliche Daten, Informationen und Passwoérter sind so zu schitzen, dass Dritte
keine Einsicht und keinen Zugriff nehmen kénnen.
Fur Schaden, die der Dienstnehmer dem Dienstgeber im Zusammenhang mit dem Betrieb der auflerbe-
trieblichen Arbeitsstafte zufugt, haftet er nach den Bestimmungen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes.
Dies gilt auch fur die im gemeinsamen Haushalt mit dem Dienstnehmer lebenden Personen.

7. Kontakt zum Betrieb:
Der Dienstgeber ist verpflichtet, den Tele-Dienstnehmern hinsichtlich Aus- und Weiterbildungsangebot die
betrieblichen Informationen zukommen zu lassen. Der Dienstgeber ist dartber hinaus verpflichtet, die
Dienstnehmer an einem vorhandenen, gemeinsamen betrieblichen Informationssystem teilnehmen zu las-
sen.

8. Beendigungsmodglichkeiten der Telearbeit:
(gilt nur in Fallen, in denen die Telearbeit wéhrend eines aufrechten Angestelltenverhdlinisses im Betrieb
vereinbart wird und der Dienstnehmer die R&dumlichkeit fur die auRerbetriebliche Arbeitsstatte zur Verfu-
gung stellt):

Die Telearbeit kann bei Weiterbestand des Dienstverhdltnisses von beiden Seiten unter Einhaltung einer

dreimonatigen Kundigungsfrist eingestellt werden. Aus wichtigen Grinden, wie Verlust der Wohnung
vor diesem Zeitpunkt, verkurzt sich die Kindigungsfrist entsprechend.

9. Sonstige Vereinbarungen:
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ANHANG 3

GEMEINSAME ERKLARUNG DER KOLLEKTIVVERTRAGSPARTNER ZUR BILDUNGSKA-
RENZ (§ 11 ARBEITSVERTRAGSRECHTSANPASSUNGSGESETZ)

Die Kollekfivvertragspartner kommen Uuberein, das
durch Gesetfz eingefuhrte neue Instrument der Bil-
dungskarenz durch gemeinsame Empfehlungen zu
unterstutzen.

Die Einzelheiten der Bildungskarenz sollen betrieblich
durch Befriebsvereinbarung geregelt werden. Der Zu-
gang zu den Mafknahmen der Bildungskarenz soll in-
nerbetrieblich so geregelt werden, dass eine weitest
mégliche Ubereinstimmung zwischen den Unterneh-
menszielen und einer entsprechenden im Betrieb um-
sefzbaren Ausbildung mit dem Bildungs- und Qualifi-
kationsinteresse der Arbeithnehmer erreicht wird.

In diesem Sinne sollen in erster Linie Karenzierungen
zur Ausbildung unferstifzt werden, bei denen auf-
grund der Ausbildungsinhalte und der Ausbildungs-
zeit eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass nach
Beendigung der Ausbildung eine Verbesserung des
Bildungs- und Qualifikationsniveaus vorliegt.

Die Kollektivvertragspartner sind darin einig, die M6g-
lichkeiten der Bildungskarenz insbesondere bei Wie-

27—

dereinstieg in eine berufliche Tatigkeit vorzusehen.
Bestehende Kundigungsschutzbestimmungen sollen
dabei auch wahrend der Bildungskarenz aufrechter-
halten werden.

Der Arbeitgeber soll Antrdge der Arbeithehmer auf
Bildungskarenz genehmigen und eine entsprechende
Vereinbarung abschlieken, wenn das befriebliche In-
teresse nicht nachteilig berthrt wird und aufgrund
der Ausbildung eine Gewdhr daflur besteht, dass die
facheinschlagige Weiterbildung im Unternehmen ver-
wendbar ist.

In diesem Fall soll das Unternehmen nach einer zu ver-
einbarenden Weiterverwendungszeit allfallig aufge-
laufene Kosten fur Sozialversicherung und sonstige
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Bildungs-
karenz Ubernehmen. Unter diesen Voraussetzungen
soll die Karenzzeit auch bei Ansprichen, die sich nach
der Dienstzeitf richten, angerechnet werden.

Anhang 3: Bildungskarenz (§ 11 AVRAG)



ANHANG 4

BERECHNUNGSBEISPIELE FUR ZEITANTEILIGE MISCHBERECHNUNGEN
DER SONDERZAHLUNGEN:

1) In ein Kalenderjahr féllt ein Teil der Lehrzeit:

Ende der Lehrzeit: 31.8.2022

Lefztes monatliches Lehrlingsein-

kommen: € 1.006,49
per 30.Juni ausbezahlter Urlaubszu-

schuss: € 1.006,49
Monatsgehalt (September -

Dezember): € 1.633,18
Losung:

Mischberechnung - Urlaubszuschuss

€1.006,49 :12 x 8 = € 670,99
€1.633,18:12x4= € 544,39
Mischsonderzahlung €1.215,38
bereits erhaltener UZ: - € 1.006,49
Restmischsonderzahlung: € 208,89

Mischberechnung - Weihnachtsremuneration:

€1.006,49 : 12 x 8 = € 670,99
€1.633,18:12 x4 = € 544,39
Mischsonderzahlung €1.215,38
Restmischsonderzahlung: +€ 208,89
Auszahlung: € 1.424,27

2) In ein Kalenderjahr fallt teilweise eine Teilzeitbe-
schaftigung:

Teilzeitbeschaftigung bis 26. August 2022 mit 20 Stun-
den pro Woche. Monatsgehalf € 1.100.
Im Juni erhaltener Urlaubszuschuss € 1.100.

Anhang 4: Beispiele Mischberechng. Sonderzahlungen

Vollzeitbeschaffigung ab 27. August 2022 mit 40 Stun-

den pro Woche. Monatsgehalt € 2.200.

Falligkeit der Weihnachtsremuneration:

30. November 2022

Héhe der Weihnachtsremuneration: das im November

gebihrende Monatsgehalt.

Mischberechnung im Verhdltnis Teilzeitbeschafti-

gung zu Vollzeitbeschaftigung:

Urlaubszuschuss:

1.1. 2022 - 26.8. 2022 (238 KT):

€1.100: 365 x 238 = € 717,26
27. 8.2022 - 31.12. 2022 (127 KT):

€ 2.200: 365 x 127 = € 765,48
Anspruch auf Urlaubszuschuss: € 1.482,74
bereits erhaltener Urlaubszuschuss: € 1.100,00
Nachzahlungsbetrag (Differenz-

betrag): € 382,74
Weihnachtsremuneration:

1.1. 2022 - 26.8. 2022 (238 KT):

€1.100: 365 x 238 = € 717,26
27.8.2022 - 31.12. 2022 (127 KT):

€2.200: 365 x 127 = € 765,48
Anspruch auf Weihnachtsremune-

ration: € 1.482,74
Differenzbetrag Urlaubszuschuss: +€ 382,74
Auszahlung Sonderzahlungen im

November: € 1.865,48
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ANHANG 5

ERLAUTERUNG ZUM GELTUNGSBEREICH DER BUNDESINNUNG DER
KAROSSERIEBAUER EINSCHLIESSLICH KAROSSERIESPENGLER UND
KAROSSERIELACKIERER SOWIE DER WAGNER, § 2b DES
RAHMENKOLLEKTIVVERTRAGES FUR ANGESTELLTE IM HANDWERK UND
GEWERBE, IN DER DIENSTLEISTUNG, IN INFORMATION UND
CONSULTING.

Die bisher gultige Formulierung des Geltungsberei-
ches gemaf § 2b lautete:

Bundesinnung der Karosseriebauer einschlieflich Ka-
rosseriespengler und Karosserielackierer sowie der
Wagner erstreckt sich der fachliche Geltungsbereich
auf: der Vertrag gilt nicht fir jene Betriebe, die ab
1. Janner 2000 Mitglieder der Bundesinnung der Ka-
rosseriebauer einschlieflich Karosseriespengler und
Karosserielackierer sowie der Wagner sind und tber
eine Gewerbeberechtigung fur die Ausfuhrung des
Spenglerhandwerks (Karosseriespengler) verfugen.
Da es aufgrund der bisherigen Formulierung sowohl
bei den Befrieben als auch bei den betroffenen Ar-
beithnehmern zu Verwirrung gekommen ist, wurde mit

Wien, 28. November 2006

der Neuformulierung eine Klarstellung im Geltungs-
bereich durchgefuhrt. Mit der Klarstellung wurde je-
doch keine Anderung im Umfang des Geltungsberei-
ches vorgenommen.

Grundsatzlich gilt far die Mitglieder der Bundesinnung
der Karosseriebauer einschliefslich Karosseriespeng-
ler und Karosserielackierer sowie der Wagner im An-
gestelltenbereich der Kollektivvertrag fur Angestellte
im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in
Information und Consulting. Hiervon ausgenommen
sind jene Betriebe, die Uber eine Gewerbeberechti-
gung fuar die Ausfuhrung des Spenglerhandwerkes
verfugen. Fur diese Betriebe gilt der Kollektivvertrag
far Angestellte des Metallgewerbes.

Erladuterung vom 15.11. 2010:

Durch eine Anderung der Fachorganisationsordnung
ist seit 11. 6. 2010 die Bundesinnung der Karosserie-
bautechniker, Karosserielackierer und der Wagner
Gesamfrechtsnachfolgerin der bisherigen Bundesin-
nung der Karosseriebauer einschlieflich Karosserie-

Wien, 15. November 2010

spengler und Karosserielackierer sowie der Wagner.
Die Anderung der Bezeichnung der Bundesinnung
wurde in § 1 und § 2 des Kollektivvertrages vorgenom-
men, der Umfang des Geltungsbereiches ist unverén-
dert geblieben.

Erlduterung vom 23.11. 2015

Durch eine Anderung der Fachorganisationsordnung
ist seit 19.5.2015 die Bundesinnung der Fahrzeugtech-
nik Gesamtrechtsnachfolgerin der bisherigen Bun-
desinnung der Karosseriebautechniker, Karosserie-
lackierer und der Wagner.

Wien, 23. November 2015

— 29 —

Die Anderung der Bezeichnung der Bundesinnung
wurde in § 1 und § 2 des Kollektivvertrages vorgenom-
men, der Umfang des Geltungsbereiches ist unverén-
dert geblieben.

Anhang 5: Erlauterung zum Geltungsbereich § 2b RKV



ANHANG 6

GEMEINSAME ERKLARUNG DER KOLLEKTIVVERTRAGSPARTNER ZUR
ANDERUNG DER FACHORGANISATIONSORDNUNG

Durch die Anderungen der Fachorganisationsord-
nung - FOO in der Fassung des Beschlusses des Wir-
schaftsparlaments der Bundeskammer vom
28.11.2013, kundgemacht im Verlautbarungsblaft
der Wirtschaftskammer Osterreich Nr 1/2014 sowie
durch die Anderungen der Fachorganisationsord-
nung - FOO in der Fassung des Beschlusses des Wir-
schaftsparlaments der Bundeskammer vom
25.6.2015, kundgemacht im Verlautbarungsblatt der
Wirtschaftskammer Osterreich Nr 1/2015 kommt es
ab 1.1.2016 zu Anderungen im § 1 und § 2 des RKV.

Folgende, diesem Kollekfivvertrag unterliegenden
Bundesinnungen und Fachverbd&nde sind als Gesamt-
rechtsnachfolger der untergegangenen Bundesin-
nungen bzw Fachverbdnde in alle deren Rechte und
Pflichten eingetreten. Die Rechtsnachfolge erstreckt
sich insbesondere auch auf die Rechtsstellung als Ver-
tragspartner von Kollektivvertragen.

Die Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe ist Rechts-
nachfolger

— der bisherigen Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe
und

- der bisherigen Bundesinnung der Steinmetze.

Die Bundesinnung der Fahrzeugtechnik ist Rechts-
nachfolger

- der bisherigen Bundesinnung der Kraftfahrzeug-
techniker und

— der bisherigen Bundesinnung der Karosseriebau-
techniker, Karosserielackierer und der Wagner.

Die Bundesinnung der Tischler und Holzgestalter ist
Rechtsnachfolger

- der bisherigen Bundesinnung der Tischler und der
Holzgestaltenden Gewerbe.

Der Fachverband der gewerblichen Dienstleister ist
Rechtsnachfolger

- des bisherigen Fachverbandes der gewerblichen
Dienstleister hinsichtlich folgender Berufszweige:
1. Adressenblros,

Agrarunternehmer,

Berufsdetektive,

Bewachungsgewerbe,

BUroservice,

Call-Center,

Forstunternehmer,

Fundbdiro,

® NOo O~ WN
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9. Holzzerkleinerer,

10. Informationsdienste,

11. Medienbeobachter,

12. Patentaustber und -verwerter,

13. Personaldienstleister wie Arbeitskraftetberlas-
ser und Arbeitskraftevermittler,

14. Sicherheitsfachkrafte und sicherheitstechni-
sche Zentren,

15. Sprachdienstleister,

16. Tauchunternehmer,

17. Versandbduros,

18. Zeichenbduros,

19. alle sonstigen gewerblichen Dienstleistungsun-
ternehmungen sowie

20. alle sonstigen Gewerbe- und Handwerksunter-
nehmungen, die nicht ausdrucklich oder dem
Sinne nach einem anderen Fachverband des
Gewerbes oder Handwerks angehéren, und

— des bisherigen Fachverbands der Gas- und War-
meversorgungs-unfernehmungen hinsichtlich der
Wdarmeversorgungsunternehmen, die Warme tber-
wiegend aus Biomasse (fest, flissig oder gasférmig)
erzeugen, sofern sie ein gesamtes Wdrmenetz von
weniger als finf Kilometer betreiben und sie unter
einer gesamten installierfen Warmeleistung von un-
ter funf Megawatt liegen, unabhdéngig von der An-
zahl der Befriebsstatten.

Der Fachverband Personenberatung und Personen-
betreuung ist Rechtsnachfolger des bisherigen Fach-
verbands der gewerblichen Dienstleister hinsichtlich
folgender Berufszweige:

- Lebens- und Sozialberater, wie
1. Psychologische Berater,
2. Erndhrungsberater,
3. Sportwissenschaftliche Berater,

— Selbstdndige Personenbetreuer.

Der Fachverband der persoénlichen Dienstleister ist
Rechtsnachfolger des bisherigen Fachverbands der
gewerblichen Dienstleister hinsichtlich folgender Be-
rufszweige:

Astrologen,

Farb- und Typberater,

Hilfesteller,

Humanenergetiker (personenbezogene Hilfestel-
lung zur Erreichung einer kérperlichen bzw energe-
tischen Ausgewogenheit),
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- Lebensraum-Consulfing (lebensraumbezogene Hil-
festellung zur Erreichung einer koérperlichen bzw
energetischen Ausgewogenheit), wie Radidstheten,

— Partnervermittler,

- Tierenergetiker (tierbezogene Hilfestellung zur Er-
reichung einer kérperlichen bzw energetischen
Ausgewogenheit),

- Tierpflegesalons, Tierpensionen, Tierbetreuer, Tier-
trainer ausgenommen im Zusammenhang mif Pfer-
den,

- Alle sonstigen personlichen Dienstleistungsunter-
nehmungen, die nicht ausdricklich oder dem Sinne
nach einem anderen Fachverband des Gewerbes
und Handwerks angehoren.

Wien, 23.11.2015

Der Fachverband Entsorgungs- und Ressourcenma-
nagement ist Rechtsnachfolger des bisherigen Fach-
verbands Abfall- und Abwasserwirtschaft.

Der Fachverband Unternehmensberatung, Buchhal-
fung und Informationstechnologie ist Rechfsnachfol-
ger des bisherigen Fachverbands Unternehmensbe-
ratung und Informationstechnologie.

Die angeordnete Rechtsnachfolge der durch diese
Novellen der Fachorganisationsordnung neu errichte-
ten Bundesinnungen und Fachverb&nde gegenuber
den im Zeitpunkt des Inkrafttretens bestehenden Bun-
desinnungen und Fachverbdnde trat mit der Konsti-
tuierung des jeweiligen Ausschusses der neu errichte-
ten Bundesinnungen und Fachverbdnde ein. Mit die-
sem Zeitpunkt sind diese bisherigen Bundesinnungen
und Fachverbande untergegangen.

GEMEINSAME ERKLARUNG DER KOLLEKTIVVERTRAGSPARTNER ZUR
ANDERUNG DER FACHORGANISATIONSORDNUNG AB 1.1. 2017

Die Anderung der Fachorganisationsordnung durch
die FOO-Novelle 2016 - FOO in der Fassung des Be-
schlusses des Wirtschaftsparlaments der Bundeskam-
mer vom 30.6. 2016, kundgemacht im Verlautba-
rungsblatt  der  Wirtschaftskammer  Osterreich

Wien, 15.11. 2016
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Nr. 1/2016 - ab 1.1. 2017 fihrt zu keiner Anderung
im Umfang des Geltungsbereiches des Rahmenkollek-
tivvertrages.

§ 2 des Geltungsbereiches wurde entsprechend den
Anderungen angepasst.

Anhang 6: Gemeinsame Erklarung Anderung der FOO



KOLLEKTIVVERTRAG

betreffend die Einfuhrung der 38-Stunden-Woche

abgeschlossen zwischen der

Bundesinnung der Miiller,
1045 Wien, Wiedner Haupftstrake 63,

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Industrie und Gewerbe,

1010 Wien, Deutschmeisterplatz 2.

. GELTUNGSBEREICH

a) Raumlich: Fur das Gebiet der Republik Osterreich.

b) Fachlich: Fur alle Mihlenbetriebe (ausgenommen
Olmuhlen), die der Bundesinnung der Muller angehé-
ren. Fur Betriebe, die auch anderen Erzeugungsspar-
ten angehodren, ist die Zusatzvereinbarung nur dann
anzuwenden, wenn die Produktion des vorstehend ge-
nannfen  Erzeugungszweiges jahresumsatzmafig
Uberwiegt. In Zweifelsfallen ist die Vertragszugehorig-

keit zwischen den Vertragspartnern einvernehmlich
festzustellen.

c) Persénlich: Fiur alle jene dem Angestelltengesetz
unferliegenden Dienstnehmer, auf welche der Rah-
menkollektivvertrag fur Angestellte des Gewerbes
vom 1. November 1949 (in der Fassung vom 1. Janner
1988) anzuwenden ist.

Il. ARBEITSZEIT

(1) Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt ab
1. Janner 1988 38 Stunden.

(2) Die ersten beiden Uber die betrieblich vereinbarte
Normalarbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden
sind als 39. und 40. Wochenstunde innerhalb des da-
rauf folgenden Zeitraumes von 8 Kalenderwochen
durch Freizeitstunden im Verhaltnis 1:1 auszuglei-

chen. Auf Zuschlége, ausgenommen Uberstundenzu-
schlage, ist Rucksicht zu nehmen.

(3) Kommt ein Freizeitausgleich innerhalb des Zeitrau-
mes von 8 Kalenderwochen nicht zustande, sind die
geleistete 39. und 40. Wochenstunde wie Uberstunden
abzurechnen.

I1l. MONATSGEHALTER

Die Monatsgehdalter sowie die Lehrlingsentschadigun-
gen bleiben anlésslich der Arbeitszeitverkirzung un-
verdandert. Der Divisor fur die Ermitflung der Normal-
stunde betragt 164, der fur die Berechnung der Uber-

stundengrundvergitung und der Uberstundenzu-
schldge sowie der Zuschlage fur Sonn- und Feiertags-
arbeit 142,5.

IV. GELTUNGSBEGINN - SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Janner 1988 in
Kraft.

Teil II: KV 38-Std.-Woche / Mdller

(2) Die durch die Vereinbarung erfolgte Arbeitszeit-
verkirzung ist auf alle kinftigen gesetzlichen Rege-
lungen, die eine Verklrzung der wéchentlichen Ar-
beitszeit bewirken, anrechenbar.
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EINVERNEHMLICHE FESTSTELLUNG ZUM KOLLEKTIVVERTRAG UBER DIE ARBEITS-
ZEITVERKURZUNG IN DER MUHLENWIRTSCHAFT

(1) Die Kollektivvertragspartner sind einvernehmlich
der Auffassung, dass die Zielsetzung des Kollektivver-
trages Uber die Arbeitszeitverkirzung in der Muhlen-
wirtschaft die tatsachliche Herabsetzung der Normal-
arbeitszeit ist, um einen Beschaftigungseffekt zu erzie-
len.

(2) Die Kollektivvertragspartner verpflichten sich, da-
hingehend zu wirken, dass die in einzelnen Wochen
zu leistenden 39. und 40. Wochenstunden durch Frei-
zeitgewdhrung kompensiert werden, damit das in
Punkt 1 festgeschriebene gemeinsame Ziel erreicht
werden kann.

(3) 39. und 40. Wochenstunden sind, von unvorherge-
sehenen Ausnahmefdllen abgesehen, rechtzeitig,

spatestens aber am Vortag anzuklndigen, damit sich

Wien, am 23. November 1987
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die in Betracht kommenden Arbeithehmer in ihrer
Zeiteinteilung darauf einstellen kénnen.

(4) Die Wahlméglichkeit, ob allfallige Mehrleistungen
in Form von Zeitausgleich oder wie Uberstunden ab-
gegolten werden, liegt fir die 39. und 40. Wochenstun-
de grundsatzlich beim Arbeitgeber. Uber die Durch-
fuhrung des Freizeitausgleiches sind zwischen der Be-
triebsleitung und dem Betriebsrat bzw der Belegschaft
Rahmenbedingungen (zB Mindestkonsumation und
Zeitpunkt von Freizeitausgleich) festzulegen. Dabei
ist sowohl auf die Interessen des Arbeitgebers als auch
des Arbeitnehmers Rucksicht zu nehmen. Im Falle von
Meinungsverschiedenheiten werden diese Rahmen-
bedingungen fur den betroffenen Befrieb von den
Kollektivvertragspartnern festgelegt.

Teil lll: KV 38,5-Std.-Woche / Kohlensaurehalt. Getrédnke



KOLLEKTIVVERTRAG

betreffend die Einflihrung der 38,5-Stunden-Woche

abgeschlossen zwischen der

Bundesinnung der Nahrungs- und Genussmittelge-
werbe,
1045 Wien, Wiedner Haupftstrake 63,

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
1010 Wien, Deutschmeisterplatz 2.

. GELTUNGSBEREICH

a) Raumlich: Fur das Gebiet der Republik Osterreich.

b) Fachlich: Fur alle der Bundesinnung der Nahrungs-
und Genussmittelgewerbe angehérenden Betriebe,
welche die Herstellung von kohlensaurehalfigen Ge-
tranken betreiben.

c) Persénlich: Fur alle in den unter Punkt b) genannten
Betrieben beschaftigten Angestellten, einschlieflich
kaufmdnnischer Lehrlinge.

Il. ARBEITSZEIT

A. Wochentliche und tagliche Arbeitszeit

(1) Die regelmdaRkige wéchentliche Normalarbeitszeit
betragf, soweif in der Folge nicht anders bestimmt
ist, 38,5 Stunden.

(2) Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeits-
zeit auf die einzelnen Wochentage und die Festlegung
der Pausen erfolgt unter Bedachtnahme auf § 4, Kol-
lektivvertrag fur Angestellte des Gewerbes vom 1. Jén-
ner 1991 in der geltenden Fassung.

B. Durchrechenbare Arbeitszeit

(1) Wird keine abweichende betriebliche Regelung
vereinbart, wird die Normalarbeitszeit in Betrieben
bzw Betriebsabteilungen, die zu bestimmten Zeiten er-
heblich verstarkt arbeiten bzw bei denen zu bestimm-
ten Zeiten (zB Urlaubszeit) zur Sicherstellung der Be-
triebsleistung eine ladngere Arbeitszeit notwendig ist
(Saisonzeitréume), innerhalb eines Durchrechnungs-
zeitraumes von 52 Wochen (1 Jahr) ungleichmdaRig
so verteilt, dass sie im Durchschnitt 38,5 Stunden/Wo-
che nicht Uberschreitet. Die Normalarbeitszeit pro
Woche betragt dabei in den Saisonzeitr@dumen
40 Stunden.

Wird keine abweichende betriebliche Regelung ver-
einbart, gelten als Saisonzeitrdume die Monafe Mai
bis September sowie der Monat Dezember, wobei die-
se Saisonzeitrdume mit dem Montag jener Kalender-
woche beginnen, in die der jeweilige Monatserste fallt.
Durchrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr.

Teil lll: KV 38,5-Std.-Woche / Kohlensaurehalt. Getranke

(2) Die wochentliche Normalarbeitszeit aufzerhalb der
Saisonzeitrdume betrégt jene Stundenzahl, die sich
nach Mafigabe der Dauer der Saisonzeitrdume im
Durchrechnungszeitraum aus der Anwendung von
Punkt 1, 1. Satfz, ergibt, wobei das wéchentliche Aus-
mafy der Verkiurzung auf die einzelnen Arbeitstage
aufzuteilen ist, sofern betrieblich keine andere Auftei-
lung vereinbart wird. Die wdchentliche Arbeitszeit
(Normalarbeitszeit + Mehrarbeit) kann bis zu 40 Stun-
den ausgedehnt werden. Diese Mehrarbeitsstunden
sind mit der Normalstundenvergitung und einem Zu-
schlag von 30 %, wobei Grundlage fur die Berech-
nung dieses Zuschlages 1/144 des Monatslohnes ist,
zu verguten. Wird anstelle einer Bezahlung Zeitaus-
gleich vereinbart, gebuhrt dieser im Verhaltnis 1:1,3.
Fir Nichtsaisonbetriebe bzw Betriebsabteilungen
kann die wéchentliche Arbeitszeit ohne Anrechnung
auf das erlaubte Uberstundenausmaf bis zu 40 Stun-
den ausgedehnt werden, wenn fur die Differenzzeit
von 38,5 bis 40 Stunden pro Woche Freizeitausgleich
im Verhdltnis 1:1 gewdhrt wird. Zuschlage (Schicht-
und Nachtzuschlage) sind zu bezahlen. Der Zeitraum
fur den Freizeitausgleich betragt 1 Kalenderhalbjahr.
Durch Betriebsvereinbarung kann ein davon ab-
weichender zusammenhdngender 26-Wochen-Zeit-
raum vereinbart werden. Mehrarbeitsstunden bis zu
einem Ausmaf von 12 Stunden kénnen in die nachste
Periode vorgetragen werden. Daruber hinausgehen-
de Mehrarbeitsstunden sind wie Uberstunden abzu-
rechnen und im Monat Juli bzw Janner bei einer ab-
weichenden Festlegung des Ausgleichszeitraumes im
auf diesen folgenden Monat zur Auszahlung zu brin-
gen.
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Durch die Mehrarbeitsstunden im obigen Sinn darf ei-
ne tagliche Arbeitszeit von 9 Stunden, ausgenommen
jene Falle, in denen nach dem AZG eine ladngere tag-
liche Normalarbeitszeit zul@ssig ist (zB § 4 Abs 3 AZG),
nicht Uberschritten werden.

(3) Wird Zeitausgleich vereinbart, ist die Lage des Zeit-
ausgleiches im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer festzulegen; kommt keine Einigung
zustande, ist der Betriebsrat beizuziehen.

(4) Die Bestimmungen der §§ 4 und 5, Kollektivvertrag
far die Angestellten des Gewerbes vom 1. Janner 1991
in der geltenden Fassung, sind sinngemdaf anzuwen-
den.

(5) Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebuhrt
das Gehalt fur das Ausmafy der durchschnittlichen
Normalarbeitszeit.

(6) Bei Beendigung des Dienstverhdltnisses durch vor-
zeitigen Austritt ohne wichtigen Grund oder bei be-
rechtigter Entlassung gebuhrt fir die bis zum Aus-
scheiden im Verhaltnis zur durchschnittlichen Normal-
arbeitszeit zu viel geleisteten nicht ausgleichbaren
Stunden Normalstundenentlohnung. In allen anderen
Fallen der Beendigung des Dienstverhdltnisses sind
diese Stunden wie Mehrarbeitsstunden zu bezahlen.
Den im Verhdltnis zu der geleisteten Arbeit bis zum
Ausscheiden gegenuber der durchschniftlichen Nor-
malarbeitszeit zu viel bezahlten Verdienst hat der Ar-
beithehmer dann zurtickzuzahlen, wenn er ohne wich-
tigen Grund vorzeitig austritft oder aus seinem Ver-
schulden entlassen wird.

Saisonbeschaftigte mit befristetem Dienstverhdltnis
erhalten die Uber 38,5 Stunden bis 40 Stunden hinaus-
gehende Mehrarbeitsleistung als Normalstunden ab-
gegolten. Arbeitsleistung Uber 40 Stunden hinaus wird
als Uberstundenleistung bezahl.

C. Arbeitszeit im Schichtbetrieb

In Schichtbetrieben mit mehrschichtiger Arbeitsweise
ist ein Schichfplan zu erstellen. Die wéchentliche Nor-
malarbeitszeit darf innerhalb der einzelnen Wochen
sowie im Durchschnitt des Schichtturnus die gesetzli-
chen Hochstgrenzen nicht Gberschreiten. Die sich da-
raus ergebenden Uber- oder Unterschreitungen der
durchschniftlichen kollektivvertraglichen Normalar-
beitszeit (38,5 Stunden/Woche) sind innerhalb von
26 Wochen auszugleichen, durch Betriebsvereinba-
rung kann auch ein anderer Durchrechnungszeitraum
vereinbart werden. Auf diesen Ausgleich sind, soweif
die 40-stindige Normalarbeitszeit im Durchschnift
nicht Uberschritten wird, die Bestimmungen Uber die
Mehrarbeitsstunden im Sinne des Punktes B. (2) sinn-
gemafR anzuwenden.

D. Uberstunden

Als Uberstunde gilt jede Arbeitszeit, die Uber eine wo-
chentliche Arbeitszeit von 40 Stunden (ausgenommen
im Schichtbetrieb und Falle der Einarbeitung gem § 4
Abs 3 AZG) und eine tégliche Arbeitszeit von 9 Stunden,
soweit aufgrund des AZG keine léngere Normalar-
beitszeit zul@ssig ist, hinausgeht. Fir Uberstunden im
Sinne dieses Punktes gelten die Bestimmungen des
§ 5, Kollekfivvertrag fur Angestellfe des Gewerbes
vom 1. Janner 1991 in der geltenden Fassung.

ll. EINFUHRUNGSBESTIMMUNGEN

A. Gehaltsausgleich, Teilungsfaktor

(1) Die Monatsgehdalter sowie die Lehrlingsentschadi-
gungen bleiben zum Zeitpunkt des In-Kraft-Trefens
der Arbeitszeitverkirzung unverdndert. Auf Stunden
bezogen in Schilling-Betradgen ausgedrickte Zulagen
werden um 3,9 % aufgewertef.

(2) Bei Angestellten, mit denen eine Teilzeitbeschdafti-
gung vereinbart wurde, wird entweder die vereinbarte
wochentliche Arbeitszeit oder das Ist-Gehalt aliquot
zur Verkirzung der im Befrieb vollbeschaftigten Ar-
beithehmer angepasst; kommt eine Vereinbarung
nicht zustande, erfolgt eine aliquote Verklirzung der
Arbeitszeit.
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(3) Der Divisor fur die Ermittlung der Normalstunde
betréigt 167, der fur die Berechnung der Uberstunden-
grundvergitung und der Uberstundenzuschlége so-
wie der Zuschlage fur Sonn- und Feiertagsarbeit 144,

(4) Die Anpassung der Uberstundenpauschalien ist in-
nerbetrieblich zu regeln.

B. Pausenanrechnung

Bezahlte Pausen werden in einem Ausmafs von 30 %
auf die Arbeitszeitverklirzung angerechnet, ausge-
nommen davon sind jene Pausen, die aufgrund zwin-
gender gesetzlicher Bestimmungen zu bezahlen sind
und solche, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen
vom Arbeitsinspektorat angeordnet werden. Das gilt
nicht fur Arbeitnehmer, die bei der Flaschen-, Fass-
oder Dosenabfullung beschéftigt sind.

Teil lll: KV 38,5-Std.-Woche / Kohlensaurehalt. Getrédnke



IV. GELTUNGSTERMIN und SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Dieser Kollektivvertrag tritt mit 1. Juli 1992 in Kraft.
Bei mehrschichtiger Arbeitsweise kann durch Be-
triebsvereinbarung ein anderer Geltungstermin ver-
einbart werden (zB Beginn des ndchsten Schichttur-
nus).

(2) Die durch diese Vereinbarung erfolgte Verkirzung
der wochentlichen Normalarbeitszeit ist auf alle kinf-

Teil lll: KV 38,5-Std.-Woche / Kohlensaurehalt. Getranke

tigen gesefzlichen oder generalkollektivvertraglichen
Regelungen, die eine Arbeitszeitverkirzung vorsehen,
anrechenbar.

(3) Im Ubrigen bleiben die Bestimmungen des Kollek-
tivvertrages fur Angestellte des Gewerbes und die An-
hdnge, soweit sie nicht durch einen Kollektivvertrag
abgedndert bzw ergdnzt werden, aufrecht.
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KOLLEKTIVVERTRAG

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft Bau-Holz,
Gewerkschaft Metall-Textil,
Gewerkschaft der Privatangestellten

abgeschlossen zwischen der
Bundesinnung der Tischler

einerseifs und dem

andererseits.

1. GELTUNGSBEREICH

a) Raumlich:
fur das Gebiet der Republik Osterreich.

b) Fachlich:

far alle Mitgliedsbetriebe der Bundesinnung der
Tischler, die der Berufsgruppe der Modelltischler bzw
Modellbauer angehdren.

c) Persénlich:

far alle in diesen Betrieben beschaftigten Arbeiter und
Arbeiterinnen, die Angestellten sowie die Lehrlinge, im
Folgenden Arbeitnehmer genannt.

2. ANDERUNG DER ZUGEHORIGKEIT ZU KOLLEKTIVVERTRAGEN

Die Vertragspartner kommen Uberein:

a) Ab 1. 1. 2003 unterliegen alle Arbeiter und Arbeiter-
innen sowie die gewerblichen Lehrlinge dem Kol-
lekfivvertrag fur das holz- und kunststoffverarbei-
tende Gewerbe vom 4.5. 2001 sowie den Lohnta-
bellen vom 1. 05. 2002.

b) Ab 1.1. 2003 unterliegen alle Angestellten und
kaufmannischen Lehrlinge sowie die Technischen
Zeichner-Lehrlinge dem Rahmenkollektivvertrag
far Angestellte im Handwerk, im Gewerbe sowie in
der Dienstleistung und den Gehaltstabellen vom
1.1. 2003.

c) Die Modellbauer und Modelltischler in Oberéster-
reich werden von den Geltungsbereichen der fur
sie derzeit geltenden Kollektivvertrage (das sind
die Kollekfivvertrage fur Arbeiter im Metallgewerbe
und fur Angestellte im Metallgewerbe inkl der Ge-

Wien, am 25.11. 2002

haltstafeln Metallangestellte) mit 31.12. 2002 aus-
genommen.

Am 31.12. 2002 erworbene Rechte und Anwart-
schaften der an diesem Tag beschaftigten AN be-
treffend die Dauer der Kundigungsfrist, der Be-
triebszugehorigkeit (Abschnitt V KollV-Metallge-
werbe), der Weiterverwendungszeit und des Inter-
natskostenersafzes fur am 31.12. 02 bestehende
Lehrverhaltnisse, Anspriche bei Dienstreisen,
Lohn- und Akkordsatze, Gehalt, Zulagen sowie
das Ausmafs von UZ/WR bleiben vollinhaltlich auf-
recht. Fur zuklnftige Lohn-/Gehaltserhéhungen
gelten die Vorschriften der in lit a) und b) bezeich-
neten KollVe, doch sind bestehende Uberzahlun-
gen im Verhdltnis zu diesen Vorschriften betrags-
mafkig aufrechtzuerhalfen.

d) Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. 1. 2003 in Kraft.

—-37 -

Teil IV: KV Zugehorigkeit Tischler



MINDESTGRUNDGEHALTSORDNUNGEN

GEHALTSTABELLE AB 1.1. 2022
ZUM RAHMENKOLLEKTIVVERTRAG

far die Angestellten im Gewerbe und Handwerk und in der Dienstleistung

Die Gehaltstabelle gilt nicht fir die Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe.

Die KV Gehdalter der Verwendungsgruppe | steigen um 3,1 %!

Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe Il steigen um 3,1 %!
Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe lll steigen um 2,9 %!
Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe IV steigen um 2,9 %!
Die KV Gehdalter der Verwendungsgruppe V steigen um 2,85 %!
Die KV Gehalter der Verwendungsgruppe VI steigen um 2,7 %!

Die Meistergruppen | und Il steigen um 2,9 %!
Die Meistergruppe lll steigt um 2,85 %!

Die Lehrlingseinkommen steigen um 3,1 %!

he Seite 45)

ACHTUNG: Eigene Mindestgrundgehaltstabelle fiir Angestellte im Nahrungs- und Genussmittelgewerbe! (sie-

Eigene Mindestgrundgehaltstabelle fir Angestellte im Muhlengewerbe! (siehe Seite 50)

§ 1 Mindestgrundgehalter*)

(1) GemaR § 17 des Rahmenkollektivvertrages fur An-
gestellte im Handwerk, im Gewerbe sowie in der
Dienstleistung lauten ab 1.1. 2022 die Verwendungs-
gruppen und Mindestgrundgehdalter wie folgt:

Verwendungsgruppe I**)

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schematische oder mechanische Ar-
beiten verrichten, die als einfache Hilfsarbeiten zu
werten sind.

zB Kaufmdnnische, administrative und technische
Hilfskrafte;

EDV-mafige Erfassung und Sicherung von Daten und
Texten wéhrend der Anlernzeit (héchstens jedoch fur
die Dauer von 3 Monaten).

monatliches

VWGJ Mindestgrund-
gehalt in €
M LU 2. 1.568,92
NOCA 2 o 1.568,92
NACA 4 o 1.618,30
Nach 6 ... 1.717,69

*) Siehe auch Ubergangsbestimmungen auf Seite 41.
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monatliches

VWGJ Mindestgrund-
gehalt in €
NACH 8 o 1.817,04
NACh 10 ... 1.916,43
nach 12 ... 2.001,59
nach 15 ... 2.157,75

**) In der VerwGr | gilt ab 1.1. 2012 folgende Rege-
lung:

Fir neu begrindete Dienstverhdltnisse ab 1.1. 2012
betragt die Verweildauer in der Verwendungsgruppe |
maximal 3 Jahre. Danach hat eine Vorrickung in eine
héhere Verwendungsgruppe gemdfi § 17 Abs (6) zu
erfolgen.

Fur bereits bestehende Dienstverhaltnisse in der Ver-
wendungsgruppe | erfolgt ab 1.1. 2015 eine Vorru-
ckung in eine hoéhere Verwendungsgruppe gemaR
§ 17 Abs (6).
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Verwendungsgruppe Il

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die einfache, nicht schematische oder
mechanische Arbeiten nach gegebenen Richtlinien
und genauer Arbeitsanweisung verrichten, fur die in
der Regel eine kurze Einarbeitungszeit erforderlich
ist. Auch wdahrend der Einarbeitungszeit ist die Einrei-
hung in die vorstehende Gruppe durchzufuhren.

Kaufménnische und administrative Angestellte:

zB Schreibkrafte,

Fakturistin mit einfacher Verrechnung,

Telefonistin und Angestellte in Call- und Servicecen-
tern mit einfacher Auskunftserteilung,

qualifizierte kaufmd@nnische und administrative Hilfs-
krafte,

Inkassantln ohne facheinschlagige Berufsausbildung,
Verkd&uferln im Detailgeschaft,

EDV-makige Erfassung und Sicherung von Daten und
Texten.

Technische Angestellte:

zB qualifizierte technische Hilfskrafte,
technische Zeichnerin (CAD) im Sinne der obigen T&-
tigkeitsmerkmale.

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM LU 2. 1.633,18
NACh 2 L 1.735,23
NOACH 4 o 1.843,32
NACh 6 oo 1.956,52
nach 8 ... 2.069,70
NACH 10 ..o 2.182,91
NACH 12 oo 2.279,92
NACh 15 .. 2.457,76

Verwendungsgruppe lli

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die nach allgemeinen Richtlinien und
Weisungen technische oder kaufmdannische Arbeiten
im Rahmen des ihnen erteilten Auftrages selbstandig
erledigen.

Kaufménnische und administrative Angestellte:

zB Burokrafte mit Korrespondenztatigkeit,

Burokrafte in Buchhaltung,

Burokrafte mit einfacher Fremdsprachentatigkeit,
Sekretarln im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale
Angestellte im BuUro, Lager und Versand mif fachein-
schlagiger Berufsausbildung,

Sachbearbeiterin mit einschldgigen Fachkenntnissen
im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,

selbstdndige Tatigkeiten in der Datenerfassung,
Verkduferln mit Fachkenntnissen oder Fremdspra-
chenkenntnissen,

diplomiertes Krankenpflegepersonal,
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Vertreterin im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Programmiererin,

Fakturistin,

Telefonistin und Angestellte in Call- und Servicecen-
tern mit qualifizierter Auskunftserteilung.

Technische Angestellte:

zB Technikerln mit besonderen Fachkenntnissen wah-
rend der branchenspezifischen Einarbeitungszeit,
technische Zeichnerln (CAD) im Sinne obiger Tatig-
keitsmerkmale,

Technikerln im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale.

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM LU 2. i 2.014,41
NACH 2 oo 2.155,43
NACKH 4 o 2.296,43
nach 6 ... 2.437,45
NACH 8 o 2.575,92
NACH 10 . 2.716,79
nach 12 ...l 2.837,53
NACH 15 oo 3.058,89

Verwendungsgruppe IV

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich
selbstandig ausfiihren, wozu besondere Fachkennt-
nisse und praktische Erfahrungen erforderlich sind.
Ferner Angestellte, die regelmdaRig und dauernd mit
der Fuhrung, Unterweisung und Beaufsichtigung
von Angestelltengruppen (zwei bis fiinf Angestellte,
worunter sich Angestellte der Verwendungsgruppe
lll befinden missen) beauftragt sind.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte:

zB Sachbearbeiterln mit Fihrungsaufgaben,
Sachbearbeiterln mit fremdsprachlicher Korrespon-
denz,

Sekretdrln im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Assistentin,

Schulungsleiterin,

Trainerln,

Logistikerln,

Burokrafte mit qualifizierter Korrespondenz,
Burokrafte mit qualifizierter Fremdsprachentéatigkeit,
selbstdndige Buchhalterinnen,

Versandleiferln,

Analytikerin,

Vertreterln, Verkduferln im Sinne obiger Tatigkeits-
merkmale,

selbsténdige Filialleiterinnen,

Hauptmagazineurln,

Angestellte, die regelmdafkig (zB im Organisationsab-
lauf vorgesehen oder rund ein Drittel der Normalar-
beitszeit) die Angestellten der Verwendungsgruppe V
vertreten.
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Technische Angestellte:

zB Konstrukteure mit CAD,

Technikerln im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
technische Eink&uferlnnen,

selbstandige Arbeitsvorbereiterin,

selbstandige Ablauf-(Termin-)Planerin,

selbstdndige Materialpruferin mit einschldgigen be-
sonderen Fachkenntnissen und praktischer Erfahrung,
selbsténdige Vor- und Nachkalkulanten,
Entwicklungstechnikerlin,

Sicherheitsfachkrafte.

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
M L U 2. 2.509,32
NACHh 2 2.684,96
nach 4 .. 2.860,62
NOACA 6 o 3.036,27
NACA 8 o 3.211,92
NAch 10 .. ... 3.387,59
nNach 12 ... 3.538,14
NACHh 15 oo 3.814,17

Verwendungsgruppe V

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
veranftworfungsvoll sind, selbstdndig ausgefihrt wer-
den missen, wozu umfangreiche Uberdurchschnittli-
che Berufskenntnisse und mehrjahrige praktische Er-
fahrungen erforderlich sind. Ferner Angestellte, die
regelmdaRig und dauernd mit der verantwortlichen
Fihrung, Unterweisung und Beaufsichtigung von
grékeren Angestelltengruppen (iber finf Angestell-
te, von denen entweder einer der Verwendungsgrup-
pe IV oder mehrere der Verwendungsgruppe lll ange-
héren mussen) beauftragt sind.

Kaufménnische und administrative Angestellte:

zB Bilanzbuchhalterln,

LeiterIn des Personalbiros,

Angestellte, die regelmdafig - wie im Organisations-
ablauf vorgesehen - die Angestellfen der Verwen-
dungsgruppe VI vertreten,

Einkdauferin, die mit dem selbstdndigen Ankauf der
wesentlichen Vormaterialien (zB Rohstoffe) beauftragt
sind, soweit diese Tatigkeit eine Qualifikation im Sinne
obiger Tatigkeitsmerkmale erfordert,

Angestellte im Verkauf, die mit der weitgehend ab-
schlussreifen Vermittlung bzw dem Abschluss von Ge-
schaften beauftragt sind, welche aufgrund ihres
Schwierigkeitsgrades sowie aufgrund ihrer Bedeu-
tung fur das Unternehmen besondere Qualifikationen
im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale erfordern,
Leiterln der EDV mit mittlerer Datentechnik oder mit
beschrankter integrierter Anwendung,
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Programmiererln im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale
(zB Programmierer, die projektbezogene Gesamtpro-
gramme erstellen, Systemprogrammierer),
Analytikerlnnen, die aufgrund ihrer besonderen Qua-
lifikation (System- oder Organisationskenntnisse) um-
fassende und schwierige Organisationsabldufe fur die
Programmierung vorbereiten,

Betriebsdrzte.

Technische Angestellte:

zB leitende Konstrukteurln,

leitende Befriebsingenieurln,

Angestellte mit Controllingaufgaben,

Beschdaffigte in Forschung und Entwicklung im Sinne
obiger Tatigkeitsmerkmale,

regionale Kundendienstleiterln,

Vertreterln mit besonderen technischen Kenntnissen,

technische Einkdauferlnnen mit besonderen Fach-
kenntnissen,

Sicherheitsfachkrafte im Sinne obiger Tafigkeitsmerk-
male.

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM LU 2. e 3.137,75
NACH 2 3.357,37
NACH 4 3.577,02
NACN 6 oo 3.796,66
nach 8 ... 4.016,30
NACH 10 .. 4.235,97
NACH 12 o 4.424,20
nach 15 ... 4.769,35

Verwendungsgruppe VI

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und Erfah-
rungen in leitenden, das Unternehmen in ihrem Wir-
kungsbereich enfscheidend beeinflussenden Stellun-
gen. Ferner Angestellte mit verantwortungsreicher
und schopferischer Arbeit.

zB Prokuristin (soweit er/sie eingestuft wurden),
Betriebsleiterln in Grofbetrieben,

Chefingenieurln in Grofsbetrieben,
Chefkonstrukteurln in Grofbetrieben,

Leiterln des Controllings in Grofbetrieben,

LeiterIn in Forschung und Entwicklung in Grofbefrie-
ben,

Kundendienstleiterln in Grofsbetrieben,

leitende Chemikerln in GroRbetrieben,

LeiterIn der gesamten EDV in Unternehmungen mit
Grofianlagen bei umfassender integrierter Anwen-
dung.

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
M1 U2 e 4.396,90
nNach 2 ... 4.946,49
NACHh 5 5.496,13
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MEISTERGRUPPE

Verwendungsgruppe M |

Hilfsmeister, Betriebsaufseher

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
M LU 2. 1.934,46
NACH 2 o 1.934,46
nach 4 .. 2.061,04
NACh 6 oo 2.187,59
NACH 8 o 2.314,13
NACh 10 ..o 2.440,71
nach 12 ... 2.549,16
NACHh 15 oo 2.748,04

Verwendungsgruppe M i

Meister

Fachschulen im Sinne dieser Verwendungsgruppe
sind: zwei- oder mehrjghrige Werkmeisterschulen,
zwei- (nach Auswirkung des Schulorganisationsgeset-
zes 1962: drei-) oder mehrjahrige technische Fach-
schulen, héhere technische und gewerbliche Lehran-
stalten mit Reifepriufung, dreijahrige Fachakademien
der WIFIs, Fachhochschulen.

Unter nachstehenden Voraussetzungen gelten jedoch
Werkmeisterkurse als Fachschulen im Sinne der Meis-
tergruppe Il

Es muss sich um Werkmeisterkurse der Arbeiterkam-
mern oder der Wirtschaftsférderungsinstitute der Wirt-
schaftskammern handeln. Sie mussen eine vierse-
mestrige Studiendauer mit mindestens 8 Wochenstun-
den im Durchschnitt der Kursdauer aufweisen und in
einer der Dienstverwendung des Angestellten ein-
schlagigen Fachrichtung liegen.

Als Schulen im Sinne des Verwendungsgruppensche-
mas sind nur 6ffentliche Lehranstalten oder private
Lehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerkennen.
Die entsprechende Schulbildung ist durch ein Zeugnis
Uber den erfolgreichen ordnungsgemafRen Abschluss
nachzuweisen.

monatliches

ohne abgeschlossene Fachschule Mindestgrund-

gehalt in €
IM LU 2. 2.469,98
NACH 2 2.469,98
NACH 4 o 2.631,54
Nach 6 ... 2.793,15
NACA 8 o 2.954,73
NACH 10 ..o 3.116,32
nach 12 ... 3.254,84
nach 15 ... 3.508,77

monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
M LU 2. e 2.586,62
NACH 2 2.586,62
NACH 4 2.755,83

monatliches

mit abgeschlossener Fachschule Mindestgrund-

gehalt in €
NACKA 6 o 2.925,03
nach 8 ... 3.094,22
NAch 10 ... 3.263,45
NACH 12 oo 3.408,49
NACh 15 ..o 3.674,45

Verwendungsgruppe M llI

Obermeister
monatliches
Mindestgrund-
gehalt in €
M L. U 2. e 2.841,27
NACH 2 2.841,27
nach 4 L 3.027,16
NACH 6 o 3.213,03
NACH 8 o 3.398,93
nach 10 ... 3.584,80
nach 12 ... 3.744 11
NACH 15 oo 4.036,22

Ubergangsbestimmungen

zur Gehaltstabelle fiir die Verwendungsgruppen |-
Vund M I-M Il

Fur Angestellte, die am 1.1.2004 mindestens die
Stufe ,nach 12 VwGr.J"” erreicht haben, gilt, solan-
ge das Dienstverhdltnis bei demselben Arbeitgeber
aufrecht bleibf, anstelle der Stufe ,nach 15 VwGr.J"”
Folgendes:

Wird nach dem 31.12. 2004 die (bisherige) Stufe
»~nach 18 VwGrJ” erreicht, erhoht sich der jeweilige

monatliche KV-Mindestgrundgehalf ~hach
12 VwGr.J"

INVWGr. LUl oo um 180,—
InVWGr. lluM 1. um 200,—
In VWGr. IV, MITuM Il ..................... um 220,—
INVWGE. Vo um 240,—

Erreicht der durch die Ubergangsbestimmungen
festgelegte Grundgehalt nicht den in der jeweili-
gen Gehaltstabelle ausgewiesenen Grundgehalt,
so ist jedenfalls der Gehalf laut aktueller Gehaltsta-
belle anzuwenden.

Fur den Berufszweig der Arbeitskraftetberlasser im
Fachverband der Gewerblichen Dienstleister gilt zu-
satzlich Folgendes:

Verwendungsgruppe Il

Pflegehelferin
Zahnarztassistentin
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Verwendungsgruppe Il

Pflegehelferin
Zahnarztassistentin
Hebamme
Therapeutin
Diatassistentin
Erndhrungsberaterin
MTA/F

DGKS/P

Verwendungsgruppe IV

Hebamme
Therapeutin
Didatassistentin

Ern&hrungsberaterin
MTA/F
DGKS/P: leitendes Personal

Verwendungsgruppe V
DGKS/P: Pflegedirektorin

Als Geltungstermin wird das In-Kraft-Treten der No-
velle zum Gesundheits- und Krankenpflegegesetz
(GUKG mit 6.Juli 2005), das die Uberlassung von Ar-
beitnehmern in diese Einrichtungen regeln soll, ver-
einbart.

Es gelten die Mindestgehdalter fur das allg. Gewerbe
(ab Seite 38)

§ 2 Lehrlinge
Das monatliche Lehrlingseinkommen betragt
€
im 1. Lehrjahr......coooooi 642,45
im 2. Lehrjahr........ooi 845,88
im3. Lehrjahr.............. 1.006,49
im 4. Lehrjahr........oooooii 1.338,42

§ 3 Wirksamkeitsbeginn

Dieser Kollekfivvertrag tritt mit 1. JGnner 2022 in Kraft.

Wien, am 30. November 2021

Bundesinnungsmeister:
Ing. M. Greiner

Bundesinnungsmeister:
Mst. H. Mitteregger

Bundesinnungsmeister:
KommR Prof. Mag. DDr. G. Reisinger

Bundesinnung der Dach

Bundesinnungsmeister:
Mst. W. Stackler

WIRTSCHAFTSKAMMER OSTERREICH

Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe

Bundesinnung der Berufsfotografen

Bundesinnung der Chemischen Gewerbe und der Denkmal-, Fassaden- und
Gebdudereiniger

Geschaftsfuhrer:
Mag. F. St. Huemer

Geschdaftsfuhrer:
Mag. J. Wild

Geschaftsfuhrer:
Mag. E. Czesany

decker, Glaser und Spengler

Geschaftsfuhrer:
Mag. F. St. Huemer
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Bundesinnung der Friseure

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR W. Eder Mag. J. Wild

Bundesinnung der Fufipfleger, Kosmetiker und Masseure

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Mag. D. Zeibig Mag. E. Czesany

Bundesinnung der Gartner und Floristen

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
Akfm Mst. David Hertl DI A. Lorencz

Bundesinnung der Gesundheitsberufe

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Mag. J. Riegler Mag. (FH) D. Jank

Bundesinnung der Hafner, Platten- und Fliesenleger und Keramiker

Bundesinnungsmeisterstellvertreter: Geschaftsfuhrer:
Mst. A.F.A. Holler Mag. F. St. Huemer

Bundesinnung Holzbau

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR S.E.Fritz Mag. F. St. Huemer

Bundesinnung der Fahrzeugtechnik

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Mst. J. Harb DI Ch. Atzmuller

Bundesinnung der Kunsthandwerke

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Mst. W. Hufnagl Mag. E. Czesany

Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR W. Mandl DI A. Lorencz

Bundesinnung der Maler und Tapezierer

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR E. Wieland Mag. F. St. Huemer

Bundesinnung Mode und Bekleidungstechnik

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Mst. Ch. Schnoll Mag. E. Czesany

Bundesinnung der Rauchfangkehrer und der Bestatter

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
Mst. Ch. Plesar, MSc Mag. J. Wild
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Bundesinnung der Tischler und Holzgestalter

Bundesinnungsmeister: Geschaftsfuhrer:
KommR Ing. G. Spitzbart Mag. (FH) D. Jank

Fachverband der gewerblichen Dienstleister

Fachverbandsobmann: Geschdaftsfuhrer:
M. Kleemann Mag. T. Kirchner

Fachverband Personenberafung und Personenbetreuung

Fachverbandsobmann: Geschaftsfuhrer:
A. Herz MSc Mag. J. Wild

Fachverband der persdnlichen Dienstleister

Fachverbandsobmann: Geschdaftsfuhrer:
M. Stingeder Mag. T. Kirchner

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft GPA

Vorsitzende Bundesgeschaftsfuhrer
B. Teiber, MA K. Durtscher

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft GPA
Wirtschaftsbereich Wirtschaftsdienstleistungen

Wirtschaftsbereichsvorsitzender Verhandlungsleiter
N. Schwab St. Fechter

Wirtschaftsbereichssekretar
Mag. A. Steinhauser

Trotz sorgfaltiger Priifung samtlicher Angaben in dieser Broschiire sind Fehler nicht auszuschlieen und die
Richtigkeit des Inhalts ist daher ohne Gewdhr. Eine Haftung des Verlages oder des Verfassers ist ausgeschlossen.
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KOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen der

Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe, Bundesver-
band der Nahrungs- und Genussmittelgewerbe,
1045 Wien, Wiedner Haupftstrake 63,

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
GPA, Wirtschaftsbereich Land- und Forstwirtschaft/
Nahrung und Genuss,

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.

§ 1 GELTUNGSBEREICH

Der Kollektivvertrag gilt

a) raumlich:
fur das Gebiet der Republik Osterreich;

b) fachlich:
far alle Mitgliedsbetriebe der Bundesinnung der Le-
bensmittelgewerbe, Bundesverband der Nahrungs-

und Genussmittelgewerbe (Berufsgruppe gemag
§ 49 WKG);

c) persénlich:
far alle dem Angestellfengesefz unterliegenden
Dienstnehmer sowie fur kaufménnische Lehrlinge.

§ 2 MINDESTGEHALTER

Die im § 17 des Kollektivvertrages fur Angestellte des
Gewerbes vom 1. November 1949 in der Fassung fur
Angestellte des Nahrungs- und Genussmittelgewerbes
vom 1. Janner 2021 festgelegten Gehaltstafeln werden
mit Wirkung vom 1. Janner 2022 wie folgt gedndert:

Verwendungsgruppe |

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schematische oder mechanische Ar-
beiten verrichten, die als einfache Hilfsarbeiten zu
werten sind.

Kaufmdannische und administrative Angestellte

zB: Hilfskrafte in Buro, Werkstatte, Registratur, Maga-
zin, Lager, Versand (zB Maschinschreiber nach Kon-
zept, Werkstéttenschreiber bzw Lohnschreiber);
Eingeben von EDV-Daten wdhrend der Anlernzeit
(héchstens jedoch fir die Dauer von 3 Monaten);
Adremaprager und dhnliche.

Technische Angestellte

zB: Kopisten.

Monatliches

Mindestgrund-

gehalt in €
IM1.u2. VWG ... 1.604,24
nach 2 VWG ..., 1.625,63
nach 4VWGY ..., 1.647,01
nach 6 VWG] ... 1.673,99
nach 8 VWG ..., 1.771,13
NAach 10 VWG ..., 1.869,40
nach 12 VWG ... 1.950,52
nach 14 VWG ..., 2.033,92
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Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
NACh 16 VWG ... 2.102,50
NAach 18 VWG ..., 217219
Verwendungsgruppe Il
Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die einfache, nicht schematische oder
mechanische Arbeiten nach gegebenen Richtlinien
und genauer Arbeitsanweisung verrichten, fur die in
der Regel eine kurze Einarbeitungszeit erforderlich
ist. Auch wahrend der Einarbeitungszeit ist die Einrei-
hung in die vorstehende Gruppe durchzufihren.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte

zB: Stenotypisten,

Phonotypisten,

Schreibkrafte fur Textverarbeitungsanlagen, Fakturis-
ten mit einfacher Verrechnung,

Telefonisten mit Auskunftserteilung oder solche, die
zehn oder mehr Nebenstellen bedienen,
Fernschreiber,

Werkstattenschreiber, die fur gréoRere Abteilungen
oder mit vielseitigen Arbeiten beschdaftigt sind,
qualifizierte Hilfskrafte in Blro, Befrieb, Lager und
Versand,

qualifizierte Hilfskraffe an Buchungsmaschinen, so-
weit sie nicht auch eine der in Verwendungsgruppe
I1l genannten Buchhaltungsarbeiten ausfuhren,
Lohnverrechner (das sind Angestellte, die ohne Rick-
sicht darauf, ob sie die Tatigkeit eines Lohnschreibers
austuben, auch die vorgeschriebenen Lohnsdtze,
Lohnabzige und Lohnzuschlége errechnen und ein-
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sefzen, wenn sie diese Tatigkeit unter Anleifung von
Angestellten einer hdheren Verwendungsgruppe aus-
fUhren),

Inkassanten,

Verké&ufer im Detailgeschaft,

Tatigkeit in der Datenerfassung zur Eingabe bzw
Ubertragung von Daten auf Datentréger, einschlief-
lich der Prifung der eingegebenen Daten.

Technische Angestellte

zB: Technische Zeichner

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IML U2 VWG] ..o 1.614,94
nach 2VWGJ ..., 1.688,99
nach 4VWGI ..o, 1.799,62
nach 6 VWG ..., 1.910,24
nach 8VWGJ ... 2.018,57
NACh 10 VWG ..., 2.131,49
NACh 12 VWG ..o, 2.226,14
nach 14 VWG ... 2.318,53
NACh 16 VWG ..., 2.396,07
NACh 18 VWG ..., 2.475,89
Verwendungsgruppe Il
Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die nach allgemeinen Richtlinien und
Weisungen technische oder kaufmdnnische Arbeiten
im Rahmen des ihnen erteilten Auftrages selbsténdig
erledigen.

Kaufmdannische und administrative Angestellte

zB: Korrespondenten,

Ubersetzer,

Stenotypisten und Phonotypisten mit besonderer Ver-
wendung,

Stenotypisten und Phonotypisten mit einer Fremdspra-
che, Burokrafte in Buchhaltung (das sind Kontenfih-
rer, Kontokorrentfihrer, Saldokontisten, Magazin-,
Material-, Lagerbuchhalter, auch wenn sie an Bu-
chungsmaschinen oder sonstigen Anlagen, die der Er-
stellung der Erfolgsrechnung dienen, tatig sind),
Lohn- und Gehaltsverrechner (das sind Angestellte,
die uber die Arbeit eines Lohnrechners hinaus die
Lohn- und Gehaltslisten auszahlungsreif gestalten
und allenfalls die im Lohnburo erforderlichen Nachar-
beiten, zum Beispiel Abrechnung mit Sozialversiche-
rungstragern, Finanzamt, durchfuhren),

Telefonisten mit regelmdakiger fremdsprachiger Aus-
kunftserteilung,

Sekretar(in),

Fakturisten mit einfachen Verrechnungsaufgaben, zu
denen Branchenkenntnisse und Branchenerfahrung
notwendig sind,

Kassiere in Betrieben mit einer Gesamtbeschaftigten-
zahl bis zu 50 Dienstnehmern oder solche, die einem
Hauptkassier unterstehen,
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Angestellte im Ein- und Verkauf,

Statistiker,

Magazineure, Expedienten (ausgenommen Postexpe-
dienten),

Registraturleiter,

Programmierer im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
insbesondere wahrend der Einarbeitung,

Operator,

Tatigkeiten in der Datenerfassung mit Aufsichts- oder
Koordinierungsfunktion,

Vertreter,

Verkdufer im Detailgeschaft mit besonderen Fach-
kenntnissen oder Fremdsprachen,

Diplomiertes Krankenpflegepersonal.

Technische Angestellte

zB: Hilfskonsfrukteure,

Teilkonstrukteure,

Techniker, Arbeitsvorbereiter, Ablauf-(Termin-)Koor-
dinatoren und Nachkalkulanten im Sinne der Tatig-
keitsmerkmale dieser Verwendungsgruppe,
Zeithehmer,

Materialprafer mit einschldgigen Fachkenntnissen im
Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM1uUu2. VWG] ..o 1.972,36
nach 2VWGJ ..., 2.110,16
nach 4VWGI ..o 2.246,81
nach 6 VWG ... 2.384,61
nach 8 VWG ......cooviiiiiiiiiiiiiin 2.521,26
Nach 10 VWG ..., 2.661,32
NACh 12 VWG ..o 2.778,62
nach 14 VWG ..., 2.895,91
nach 16 VWG ..., 2.993,85
NACh 18 VWG ... 3.092,93

Verwendungsgruppe IV

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich
selbstandig ausfiihren, wozu besondere Fachkennt-
nisse und praktische Erfahrungen erforderlich sind.
Ferner Angestellte, die regelméafig und dauernd mit
der Fuhrung, Unterweisung und Beaufsichtigung
von Angestelltengruppen (zwei bis fiinf Angestellte,
worunter sich Angestellte der Verwendungsgruppe lll
befinden mussen) beauftragt sind.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte

zB: Selbstandige, qualifizierte oder fremdsprachige
Korrespondenten,

Stenotypisten und Phonotypisten mit mehr als einer
verwendeten Fremdsprache,

Ubersetzer mit mehr als einer verwendeten Fremd-
sprache, Sekretdre(innen), die auch Sachbearbeiter-
(Referenten-)Tatigkeiten selbstandig ausfuhren,
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selbsténdige Buchhalter (in Betrieben mit einer Ge-
samtbeschaftigtenzahl bis zu 50 Dienstnehmern auch
Bilanzbuchhalter),

selbsténdige Kassiere in Betrieben mit mehr als
50 Dienstnehmern,

Hauptkassiere,

selbstéindige Programmierer,

Operator im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Analytiker,

Versandleiter,

Sachbearbeiter (Referenten) im Ein- und Verkauf,
Vertreter im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
Sachbearbeiter in Verwaltungs- und Personalangele-
genheifen,

Sachbearbeiter im Personalverrechnungswesen im
Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,

selbstandige Filialleiter,

Hauptmagazineure.

Technische Angestellte

zB: Konstrukteure,

Techniker im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
technische Einkdaufer,

selbstéindige Arbeitsvorbereiter,

selbstandige Ablauf-(Termin-)Planer,

selbstandige Materialprufer mit einschldgigen beson-
deren Fachkenntnissen und praktischer Erfahrung,
selbstdndige Vor- und Nachkalkulanten,
Enftwicklungstechniker,

Sicherheitsfachkrafte.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM1. U2 VWG] ..o, 2.472,16
nach 2VWGJ ... 2.645,10
nach 4VWGJ ..., 2.818,01
nach 6 VWG ..., 2.989,81
nach 8VWG] ... 3.162,73
NACh 10 VWG ..., 3.335,64
NACh 12 VWG ..o, 3.483,56
NACh 14 VWG ... 3.631,46
Nnach 16 VWG ..o, 3.754,31
NACh 18 VWG ..., 3.877,20

Verwendungsgruppe V

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
verantwortungsvoll sind, selbstdndig ausgefihrt wer-
den missen, wozu umfangreiche Uberdurchschnittli-
che Berufskenntnisse und mehrjahrige praktische Er-
fahrungen erforderlich sind. Ferner Angestellte, die
regelmdafig und dauernd mit der verantwortlichen
Fuhrung, Unterweisung und Beaufsichfigung von
grokeren Angestelltengruppen (tUber finf Angestell-
te, von denen entweder einer der Verwendungsgrup-
pe IV oder mehrere der Verwendungsgruppe lll ange-
héren mussen) beauftragt sind.
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Kaufmdénnische und administrative Angestellte

zB: Bilanzbuchhalter,

Stellvertreter von Angestellten der Verwendungsgrup-
pe VI,

Leiter des Personalburos, Eink&ufer, die mit dem selb-
standigen Ankauf der wesentlichen Vormaterialien (zB
Rohstoffe) beauftragt sind, soweit diese Tatigkeit eine
Qualifikation im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale er-
fordert.

Angestellte im Verkauf, die mit der weitgehend ab-
schlussreifen Vermittlung bzw dem Abschluss von Ge-
schaften beauftragt sind, welche aufgrund ihres
Schwierigkeitsgrades sowie aufgrund ihrer Bedeu-
tung fur das Unternehmen besondere Qualifikation
im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale erfordern.

Leiter der EDV mit mittlerer Datentechnik oder mit be-
schrdankter integrierter Anwendung.

Programmierer im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale
(zB Programmierer, die projektbezogene Gesamtpro-
gramme erstellen, Systemprogrammierer),

Analytiker, die aufgrund ihrer besonderen Qualifika-
tion (System- oder Organisationskenntnisse) umfas-
sende und schwierige Organisationsablaufe fur die
Programmierung vorbereiten.

Betriebsdarzte.

Technische Angestellte

zB: Leitende Konstrukteure,

Sachbearbeiter fur besondere Entwicklungsaufga-
ben,

Vertreter mit besonderen technischen Kenntnissen,
technische Einkdufer mit besonderen Fachkenntnis-
sen,

Sicherheitsfachkrafte im Sinne obiger Tafigkeitsmerk-
male.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM1 U2 VWG] ..o 3.119,10
nach 2VWGJ ..., 3.336,79
nach 4VWGI ..o 3.554,46
nach 6 VWG ... 3.772,16
nach 8 VWG ..ot 3.990,97
NACh 10 VWG ..o 4.208,68
NACh 12 VWG ..o 4.394,62
nach 14 VWG ..., 4.582,82
NACh 16 VWG ..o 4.737,03
NACh 18 VWG ... 4.894,62

Verwendungsgruppe VI

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und Erfah-
rungen in leitenden, das Unternehmen in ihrem Wir-
kungsbereich entscheidend beeinflussenden Stellun-
gen. Ferner Angestellte mit verantwortungsreicher
und schopferischer Arbeit.
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zB: Prokuristen, soweit sie eingestuft werden,
Betriebsleiter
Chefingenieure
Chefkonstrukteure
leitende Chemiker
Leiter der gesamten EDV in Unternehmungen mit
GroBanlagen bei umfassender integrierter Anwen-
dung.

in Grofsbetrieben,

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IML U2 VWG] ..o 4.391,60
nach 2VWGJ ..., 4.941,84
nach S5 VWG ..o, 5.487,52
MEISTERGRUPPE

Verwendungsgruppe M |

Hilfsmeister, Betriebsaufseher

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt in €
IM1. U2 VWG] ..o, 1.908,30
nach 2VWGJ ... 1.908,30
nach 4VWGJ ..., 2.031,03
nach 6 VWG ..., 2.156,05
nach 8VWG] ... 2.281,10
NAch 10 VWG ..., 2.404,97
NACh 12 VWG ..o, 2.511,82
nach 14 VWG ... 2.618,65
nach 16 VWG ... 2.707,29
NACh 18 VWG ..., 2.795,96

Verwendungsgruppe M I

Meister

Fachschulen im Sinne dieser Verwendungsgruppe
sind: zwei- oder mehrjadhrige Werkmeisterschulen,
zwei- (nach Auswirkung des Schulorganisationsgeset-
zes 1962: drei-) oder mehrjahrige technische Fach-
schulen, hdéhere technische und gewerbliche Lehran-
stalten mit Reifeprufung, dreijahrige Fachakademien
der WIFIs, Fachhochschulen.

Unter nachstehenden Voraussetzungen gelten jedoch
Werkmeisterkurse als Fachschulen im Sinne der Meis-
tergruppe Il:

Es muss sich um Werkmeisterkurse der Arbeiterkam-
mern oder der Wirtschaftsférderungsinstitute der Wirt-
schaftskammern handeln. Sie mussen eine vierse-
mestrige Studiendauer mit mindestens 8 Wochenstun-
den im Durchschnitt der Kursdauer aufweisen und in
einer der Dienstverwendung des Angestellten ein-
schlagigen Fachrichtung liegen.

Als Schulen im Sinne des Verwendungsgruppensche-
mas sind nur 6ffentliche Lehranstalten oder private
Lehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerkennen.
Die entsprechende Schulbildung ist durch ein Zeugnis
Uber den erfolgreichen ordnungsgemdafen Abschluss
nachzuweisen.

Monatliches Mindest-
grundgehalt in €

ohne mit

abgeschl. Fachschule
IMmlu2 VWGJ.....oooeieen 2.433,39 2.548,17
nach 2VWGJ .............o.e. 2.433,39 2.548,17
nach 4VWGJ ..., 259251 2.715,25
nach 6 VWG] ............c.o. 2.750,49 2.882,33
nach 8 VWG] ..............co..l. 2.908,47 3.048,27
nach 10 VWG .........cooeeennen. 3.067,59 3.213,06
nach 12 VWGJ ...........ooeenen. 3.203,98 3.357,43
nach 14 VWG ...t 3.341,51  3.499,49
nach 16 VWG ..............coo..es 3.455,17 3.618,83
nach 18 VWG ...........oeeennen. 3.567,69 3.737,03

Verwendungsgruppe M il

Obermeister

Monatliches

Mindestgrund-

gehalt in €
ML u2. VWG] ..o 2.808,23
nach 2VWGJ ..., 2.808,23
nach 4VWGJ ..., 2.988,85
nach 6 VWG ... 3.174,03
nach 8VWGJ ..., 3.356,92
NACh 10 VWG ... 3.539,82
NACh 12 VWG ..o 3.697,73
nach 14 VWG ..., 3.854,51
Nach 16 VWG ..., 3.986,28
NACh 18 VWG ... 4.115,78

§ 3 LEHRLINGE

Das monatliche Lehrlingseinkommen far Lehrlinge
betragt

€
im 1. Lehrjahr........cooii 564,17
im 2. Lehrjahr........ooii 774,37
im 3. Lehrjahr.............ooo 958,50
im4. Lehrjahr................. 1.317,67
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§4 UBERZAHLUNGEN
Es wird empfohlen, die am 31.12.2021 bestehenden 1.Janner 2022 erhéhten kollektivvertraglichen Min-

Uberzahlungen der kollektivvertraglichen Mindestge- destgehdltern aufrechtzuerhalten.
halter in ihrer €-mdakigen Hohe gegenuber den ab

§ 5 WIRKSAMKEIT
Dieser Kollekfivvertrag tritt mit 1. JGnner 2022 in Kraft.

Wien, 14. Dezember 2021

BUNDESINNUNG DER LEBENSMITTELGEWERBE

Bundesinnungsmeister: Bl-Geschaftsfuhrerin:
KommR Willibald Mandl DI Anka Lorencz

Innungsmeisterin:
Mag. Jasmin Haider-Stadler

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft GPA

Vorsitzende Bundesgeschdaftsfuhrer:
Barbara Teiber, MA Karl Dartscher

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA
Wirtschaftsbereich Land- und Forstwirtschaft / Nahrung / Genuss

Vorsitzende: Wirtschaftsbereichssekretar:
Gerlinde Treml Mag. Bernhard Hirnschrodt
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KOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen der

Bundesinnung der Lebensmittelgewerbe, Bundesver-
band der Miiller und Mischfuttererzeuger, 1045 Wien,
Wiedner Haupftstrake 63,

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft GPA, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-
Platz 1.

§ 1 GELTUNGSBEREICH

Der Kollektivvertrag gilt

a) raumlich:
fur das Gebiet der Republik Osterreich;

b) fachlich:
fur alle Mahlen (einschlieklich Ol- und Schéalmihlen)
und Mischfuttererzeuger, die dem Bundesverband

der Muller und Mischfuttererzeuger (Berufsgruppe
gemaf § 49 WKG) in der Bundesinnung der Lebens-
mittelgewerbe angehoren;

c) persoénlich:
fur alle dem Angestelltfengesetz unterliegenden
Dienstnehmer sowie fur kaufménnische Lehrlinge.

§ 2 MINDESTGEHALTER

Abweichend zu § 17 des Rahmenkollektivvertrages fur
Angestellte im Gewerbe und Handwerk und in der
Dienstleistung, in Kraft seit 1. 1. 2021, abgeschlossen
am 19.10. 2020, wird die Gehaltstabelle mit Wirkung
vom 1. 8. 2021 wie folgt gedndert:

Verwendungsgruppe |

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schematische oder mechanische Ar-
beiten verrichten, die als einfache Hilfsarbeiten zu
werten sind.

Kaufmdannische und administrative Angestellte

zB: Hilfskrafte in Buro, Werkstatte, Registratur, Maga-
zin, Lager, Versand (zB Maschinschreiber nach Kon-
zept, Werkstéttenschreiber bzw Lohnschreiber);
Eingeben von EDV-Daten wdhrend der Anlernzeit
(héchstens jedoch fir die Dauer von 3 Monaten);
Adremaprager und dhnliche.

Technische Angestellte

zB: Kopisten.
Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IM1.u2. VWG ... 1.555,24
nach 2 VWG ..., 1.565,61
nach 4VWGY ..., 1.584,23
nach 6 VWG] ... 1.680,92
nach 8 VWG ..., 1.777,60
NAach 10 VWG ..., 1.873,89
nach 12 VWG ... 1.958,45
nach 14 VWG ..., 2.041,15
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Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
NACh 16 VWG ... 2.108,76
NAach 18 VWG ..., 2.179,38
Verwendungsgruppe Il
Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die einfache, nicht schematische oder
mechanische Arbeiten nach gegebenen Richtlinien
und genauer Arbeitsanweisung verrichten, fur die in
der Regel eine kurze Einarbeitungszeit erforderlich
ist. Auch wahrend der Einarbeitungszeit ist die Einrei-
hung in die vorstehende Gruppe durchzufihren.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte

zB: Stenotypisten,

Phonotypisten,

Schreibkrafte fur Textverarbeitungsanlagen, Fakturis-
ten mit einfacher Verrechnung, Telefonisten mit Aus-
kunftserteilung oder solche, die zehn oder mehr Ne-
benstellen bedienen,

Fernschreiber,

Werkstattenschreiber, die fur gréoRere Abteilungen
oder mit vielseitigen Arbeiten beschdaftigt sind,
qualifizierte Hilfskrafte in Blro, Befrieb, Lager und
Versand,

qualifizierte Hilfskraffe an Buchungsmaschinen, so-
weit sie nicht auch eine der in Verwendungsgruppe
I1l genannten Buchhaltungsarbeiten ausfuhren,
Lohnrechner (das sind Angestellte, die ohne Rucksicht
darauf, ob sie die Tatigkeit eines Lohnschreibers aus-
Uben, auch die vorgeschriebenen Lohnsdtze, Lohnab-
zige und Lohnzuschldge errechnen und einsetzen,
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wenn sie diese Tatigkeit unter Anleitung von Angestell-
ten einer hoheren Verwendungsgruppe ausfihren),
Inkassanten,

Verkd&ufer im Detailgeschaft,

Tatigkeit in der Datenerfassung zur Eingabe bzw
Ubertragung von Daten auf Datentréager, einschliek-
lich der Prifung der eingegebenen Daten.

Technische Angestellte

zB: Technische Zeichner.

Monatliches
Mindestgrund-
gehalt €

IM1.u2. VWG] ..o, 1.586,35
nach 2 VWG ..o, 1.632,02
nach 4VWGJ ..., 1.737,88
nach 6 VWG ..., 1.844,83
nach 8 VWG ..., 1.950,74
nach 10 VWG ..., 2.054,87
NACh 12 VWG ..o, 2.147,37
NAach 14 VWG ..., 2.238,15
nach 16 VWG ..., 2.313,10
NACh 18 VWG ..., 2.388,02
Verwendungsgruppe Il
Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die nach allgemeinen Richtlinien und
Weisungen technische oder kaufmdannische Arbeiten
im Rahmen des ihnen erteilten Auftrages selbstandig
erledigen.

Kaufmdannische und administrative Angestellte

zB: Korrespondenten,

Ubersetzer,

Stenotypisten und Phonotypisten mit besonderer Ver-
wendung, Stenotypisten und Phonotypisten mit einer
Fremdsprache,

BUrokréfte in Buchhaltung (das sind Kontenfihrer,
Kontokorrentfuhrer, Saldokontisten, Magazin-, Mate-
rial-, Lagerbuchhalter, auch wenn sie an Buchungs-
maschinen oder sonstigen Anlagen, die der Erstellung
der Erfolgsrechnung dienen, tatig sind),

Lohn- und Gehaltsverrechner (das sind Angestellte,
die uber die Arbeit eines Lohnrechners hinaus die
Lohn- und Gehaltslisten auszahlungsreif gestalten
und allenfalls die im Lohnburo erforderlichen Nachar-
beiten, zum Beispiel Abrechnung mit Sozialversiche-
rungstragern, Finanzamt, durchfihren),

Telefonisten mit regelmakiger fremdsprachiger Aus-
kunftserteilung,

Sekretar(in), Fakturisten mit einfachen Verrechnungs-
aufgaben, zu denen Branchenkenntnisse und Bran-
chenerfahrung notwendig sind,

Kassiere in Betrieben mit einer Gesamtbeschaftigten-
zahl bis zu 50 Diensthehmern oder solche, die einem
Hauptkassier unterstehen,

Angestellte im Ein- und Verkauf,

Statistiker,
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Magazineure, Expedienten (ausgenommen Postexpe-
dienten),

Registraturleiter,

Programmierer im Sinne obiger Tafigkeitsmerkmale,
insbesondere wahrend der Einarbeitung,

Operator,

Tatigkeiten in der Datenerfassung mit Aufsichts- oder
Koordinierungsfunkfion,

Vertreter, Verkdaufer im Detailgeschaft mit besonderen
Fachkenntnissen oder Fremdsprachen,

Diplomiertes Krankenpflegepersonal.

Technische Angestellte

zB: Hilfskonsfrukteure,

Teilkonstrukteure,

Techniker, Arbeitsvorbereiter, Ablauf-(Termin-)Koor-
dinatoren und Nachkalkulanten im Sinne der Tatig-
keitsmerkmale dieser Verwendungsgruppe,
Zeithehmer,

Materialpriafer mit einschldgigen Fachkenntnissen im
Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IM1. U2 VWG] ..o 1.912,38
nach 2VWGJ ..., 2.044,65
nach 4VWGI ..o, 217518
nach 6 VWG ... 2.310,29
nach 8VWGJ ..., 2.44218
NACh 10 VWG ..o 2.575,89
NACh 12 VWG ..o 2.688,82
NAach 14 VWG ..o 2.803,51
Nnach 16 VWG ... 2.898,83
NACh 18 VWG ... 2.994,18

Verwendungsgruppe IV

Tétigkeitsmerkmale:

Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich
selbstdndig ausfiihren, wozu besondere Fachkennt-
nisse und prakfische Erfahrungen erforderlich sind.
Ferner Angestellte, die regelméafig und dauernd mit
der Fuhrung, Unterweisung und Beaufsichtigung
von Angestelltengruppen (zwei bis fliinf Angestellte,
worunter sich Angestellte der Verwendungsgruppe
lll befinden missen) beauftragt sind.

Kaufmdnnische und administrative Angestellte

zB: Selbstandige, qualifizierte oder fremdsprachige
Korrespondenten,

Stenotypisten und Phonotypisten mit mehr als einer
verwendeten Fremdsprache,

Ubersetzer mit mehr als einer verwendeten Fremd-
sprache, Sekretdre(innen), die auch Sachbearbeiter-
(Referenten-)Tatigkeiten selbstandig ausfihren,
selbstdndige Buchhalter (in Betrieben mit einer Ge-
samtbeschdaftigtenzahl bis zu 50 Dienstnehmern auch
Bilanzbuchhalter),
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selbstéindige Kassiere in Betrieben mit mehr als
50 Dienstnehmern,

Hauptkassiere, selbsténdige Programmierer,
Operator im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale,
Analytiker,

Versandleiter,

Sachbearbeiter (Referenten) im Ein- und Verkauf,
Vertreter im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
Sachbearbeiter in Verwaltungs- und Personalangele-
genheiten, Sachbearbeiter im Personalverrechnungs-
wesen im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
selbststandige Filialleiter,

Hauptmagazineure.

Technische Angestellte

zB: Konstrukteure,

Techniker im Sinne der obigen Tatigkeitsmerkmale,
technische Einkaufer,

selbstdndige Arbeitsvorbereiter,

selbstandige Ablauf-(Termin-)Planer,

selbstndige Materialprufer mit einschlédgigen beson-
deren Fachkenntnissen und praktischer Erfahrung,
selbstdndige Vor- und Nachkalkulanten, Entwick-
lungstechniker,

Sicherheitsfachkrafte.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IM1L.u2. VWG ..., 2.395,66
nach 2 VWG ..., 2.561,42
nach 4VWG ..o, 2.726,84
nach 6 VWG ....oocoooiiiiiiiiee, 2.894,02
nach 8VWG] .........ooiiiiiiiiiie, 3.059,46
NACh 10 VWG ..o, 3.225,23
nach 12 VWG ... 3.368,53
nach 14 VWG ..., 3.512,15
NACh 16 VWG ..., 3.630,87
nach 18 VWG ... 3.748,16

Verwendungsgruppe V

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
verantwortungsvoll sind, selbsténdig ausgefuhrt wer-
den missen, wozu umfangreiche Gberdurchschnittli-
che Berufskenntnisse und mehrjahrige praktische Er-
fahrungen erforderlich sind. Ferner Angestellte, die
regelmdaRig und dauernd mit der verantwortlichen
Fihrung, Unterweisung und Beaufsichtigung von
grékeren Angestelltengruppen (tiber funf Angestell-
te, von denen entweder einer der Verwendungsgrup-
pe IV oder mehrere der Verwendungsgruppe lll ange-
héren missen) beauftragt sind.

Kaufmannische und administrative Angestellte

zB: Bilanzbuchhalter,
Stellvertreter von Angestellten der Verwendungsgrup-
pe VI,
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Leiter des Personalbtros, Einkdufer, die mit dem selb-
standigen Ankauf der wesentlichen Vormaterialien (zB
Rohstoffe) beauftragt sind, soweit diese Tatigkeit eine
Qualifikafion im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale er-
fordert.

Angestellte im Verkauf, die mit der weitgehend ab-
schlussreifen Vermittflung bzw dem Abschluss von Ge-
schaften beauftragt sind, welche aufgrund ihres
Schwierigkeitsgrades sowie aufgrund ihrer Bedeu-
tung far das Unternehmen besondere Qualifikation
im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale erfordern,

Leiter der EDV mit mittlerer Datentechnik oder mit be-
schrankfer integrierter Anwendung.

Programmierer im Sinne obiger Tatigkeitsmerkmale
(zB Programmierer, die projektbezogene Gesamtpro-
gramme erstellen, Systemprogrammierer), Analytiker,
die aufgrund ihrer besonderen Qualifikation (System-
oder Organisationskenntnisse) umfassende und
schwierige Organisafionsabldufe fur die Program-
mierung vorbereiten.

Betriebsdarzte.

Technische Angestellte

zB: Leitende Konstrukteure,

Sachbearbeiter fur besondere Entwicklungsaufga-
ben,

Vertreter mit besonderen technischen Kenntnissen,
technische Eink&ufer mit besonderen Fachkenntnis-
sen,

Sicherheitsfachkrafte im Sinne obiger Tafigkeitsmerk-
male.

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IM1.Uu2. VWG ..o 3.023,49
nach 2VWGJ ..., 3.232,37
nach 4VWGI ..o, 3.444,35
nach 6 VWG] ..., 3.652,17
nach 8 VWG ... 3.862,40
NACh 10 VWG ..o 4.071,62
nach 12 VWG ..., 4.250,00
nach 14 VWG ..., 4.432,57
NACh 16 VWG ... 4.580,48
NAch 18 VWG ... 4.730,79

Verwendungsgruppe VI

Tatigkeitsmerkmale:

Angestellte mit umfassenden Kenntnissen und Erfah-
rungen in leitenden, das Unternehmen in ihrem Wir-
kungsbereich entscheidend beeinflussenden Stellun-
gen. Ferner Angestellte mit verantwortungsreicher
und schopferischer Arbeit.

zB: Prokuristen, soweit sie eingestuft werden,
Betriebsleiter
Chefingenieure
Chefkonstrukteure
leitende Chemiker

in GroRbetrieben,
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Leiter der gesamten EDV in Unfernehmungen mit
GroRanlagen bei umfassender integrierter Anwen-
dung.

Monatliches
Mindestgrund-
gehalt €
IMm1 u2. VWG] ..o 4.249,70
nach 2 VWG ..o, 477475
nach 5VWGJ ... 5.299,79
MEISTERGRUPPE

Verwendungsgruppe M |

Hilfsmeister, Betriebsaufseher

Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IM1. U2 VWG] ..o, 1.851,71
nach 2 VWG ..o, 1.851,71
nach 4VWG ..o, 1.970,69
nach 6 VWG ..o, 2.091,05
nach 8VWG] ..o, 2.210,02
NACh 10 VWG ..o, 2.331,83
nach 12 VWG ... 2.434,58
nach 14 VWG ..., 2.537,36
NACh 16 VWG ..., 2.621,14
nach 18 VWG ... 2.709,14

Verwendungsgruppe M i
Meister

Fachschulen im Sinne dieser Verwendungsgruppe
sind: zwei- oder mehrjdhrige Werkmeisterschulen,
zwei- (nach Auswirkung des Schulorganisationsgeset-
zes 1962: drei-) oder mehrjahrige technische Fach-
schulen, héhere technische und gewerbliche Lehran-
stalten mit Reifeprufung, dreijahrige Fachakademien
der WIFls, Fachhochschulen.

Unter nachstehenden Voraussetzungen gelten jedoch
Werkmeisterkurse als Fachschulen im Sinne der Meis-
tergruppe II:

Es muss sich um Werkmeisterkurse der Arbeiterkam-
mern oder der Wirtschaftsférderungsinstitute der Wirt-

schaftskammern handeln. Sie missen eine vierse-
mestrige Studiendauer mit mindestens 8 Wochenstun-
den im Durchschnitt der Kursdauer aufweisen und in
einer der Dienstverwendung des Angestellfen ein-
schlagigen Fachrichtung liegen.

Als Schulen im Sinne des Verwendungsgruppensche-
mas sind nur o&ffentliche Lehranstalten oder private
Lehranstalten mit Offentlichkeitsrecht anzuerkennen.
Die entsprechende Schulbildung ist durch ein Zeugnis
Uber den erfolgreichen ordnungsgemafken Abschluss
nachzuweisen.

Monatliches Mindest-
grundgehalt in €

ohne mit

abgeschl. Fachschule
Im1l.u2 VWGJ.......oooiits 2.356,77 2.467,65
nach 2VWGJ ......coceiiiiiinn. 2.356,77 2.467,65
nach 4VWGJ ............ooo. 2.510,64 2.627,10
nach 6 VWG] ...................... 2.664,49 2.787,24
nach 8VWGJ ...........coeen. 2.818,34 2.948,10
nach 10VWGJ ...........oeeeneen. 2.970,81 3.104,72
nach 12 VWGJ ...t 3.099,73 3.244,18
nach 14 VWG] ...........ooeen. 3.232,85 3.380,44
nach 16 VWG ...........coeeeee. 3.342,83 3.494,60
nach 18 VWG ...l 3.452,78 3.609,10

Verwendungsgruppe M Il

Obermeister
Monatliches
Mindestgrund-

gehalt €
IML U2 VWG] . 2.716,59
nach 2VWGJ ..., 2.716,59
nach 4VWGI ..o 2.895,24
nach 6 VWG] ..., 3.071,74
nach 8VWGJ ..., 3.245,47
NACh 10 VWG ..o 3.425,16
nach 12 VWG ..., 3.572,62
NAch 14 VWG ..o 3.723,23
NACh 16 VWG ..o 3.850,39
nach 18 VWG ..., 3.976,14

§ 3 LEHRLINGE

Das monatliche Lehrlingseinkommen fur Lehrlinge
betragt

€
im 1. Lehrjahr.............o 564,25
im 2. Lehrjahr........cooo 778,56
im 3. Lehrjahr........ooi 962,85
im4. Lehrjahr.............oooo 1.323,07
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§ 4 WIRKSAMKEIT

Dieser Kollekfivvertrag fritt mit 1. August 2021 in Kraft. Der néchste Kollektivvertrag tritt mit 1. August 2022 in
Kraft.

Wien, am 23. August 2021

BUNDESINNUNG DER LEBENSMITTELGEWERBE

Bundesinnungsmeister: BI-Geschaftsfuhrerin:
KommR Willibald Mandl DI Anka Lorencz

Innungsmeister:
Mag. Herbert Wiesbauer

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft GPA

Die Vorsitzende: Der Geschaftsbereichsleiter:
Barbara Teiber, MA Karl Durtscher

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT GPA
Wirtschaftsbereich Land- und Forstwirtschaft / Nahrung / Genuss

Die Vorsitzende: Der Wirtschaftsbereichssekretar:
Gerlinde Treml Mag. Bernhard Hirnschrodt
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INFORMATION ZUR ANWENDUNG DES ,RICHTIGEN” KOLLEKTIVVERTRAGES NACH
AUFSPALTUNG DES RAHMENKOLLEKTIVVERTRAGES FUR ANGESTELLTE IM HANDWERK
UND GEWERBE, IN DER DIENSTLEISTUNG, IN INFORMATION UND CONSULTING
(,RKV*) MIT 1. 1. 2020")

Bis 31.12. 2019 waren bestimmte Bundesinnungen
und Fachverbdnde aus den Sparten Gewerbe und
Handwerk sowie Information und Consulting vom ge-
meinsamen Rahmenkollektivvertrag fur Angestellte im
Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in In-
formation und Consulting erfasst.

Mit Wirkung 1. 1. 2020 werden getrennte Kollekfivver-
trage fur die jeweiligen Fachorganisationen der Bun-
dessparte Gewerbe und Handwerk bzw der Bundes-
sparfe Information und Consulfing verhandelt und
abgeschlossen. Es ist daher notwendig zu prufen, wel-
cher Kollekfivvertrag ab 1.1. 2020 zur Anwendung
kommt.

Der Kollektivvertrag fur Angestellte in Information
und Consulting gilt kiinftig far die Mitgliedsbetriebe
der Fachverbdnde Entsorgungs-und Ressourcenma-
nagement, Finanzdienstleister, Ingenieurbulros, Tele-
kom (eingeschrankt auf Callshops) und UBIT (Unter-
nehmensberater, Bilanzbuchhalter; nicht IT).

Alle anderen Mitgliedsbetfriebe der vertragsab-
schliekenden Bundesinnungen und Fachverbande
des alten Kollektivvertrags Gewerbe/Handwerk/
Dienstleitung/Information/Consulting unterliegen
kinftig dem Kollektivvertrag fir Angestellte im Ge-
werbe und Handwerk und in der Dienstleistung.

Wien, 17.12. 2019

Der fachliche Geltungsbereich andert sich nicht. Alle
bisherigen Einschrankungen des fachlichen Gel-
tungsbereiches bleiben ebenfalls aufrecht.

Entscheidend fur die Kollektivvertragszugehorigkeit
sind die Mitgliedschaften (bzw Gewerbeberechtigun-
gen) in den Fachverbdnden und Bundesinnungen
der WKO gemak der jeweils glltigen Fachorganisa-
tionsordnung (FOO).

Gibt es aufgrund dessen mehrere Zugehérigkeiten zu
unterschiedlichen Fachverbé&nden bzw Bundesinnun-
gen und somit zu verschiedenen Kollektivvertradgen
muss gemaf § 9 Arbeitsverfassungs-gesetz folgendes
gepruft werden:

- Gibf es mehrere Befriebe bzw. organisatorisch und
fachlich abgrenzbare Abteilungen gilt jeweils der
fachlich entsprechende Kollektivvertag

- Ist das nicht der Fall entscheidet Uber die Anwend-
barkeit des Kollekfivvertrags, welchem Fachbereich
die mafigebliche wirtschaftliche Bedeutung im Be-
trieb zukommt.?)

- Ist keine mafigebliche wirtschaftliche Bedeutung ei-
nes fachlichen Wirtschaftsbereichs gegeben, ist je-
ner Kollektivvertrag anzuwenden, der fur die groke-
re Anzahl an Arbeitnehmerinnen in Osterreich gilt.
Im vorliegenden Fall ist das nach derzeitigem Stand
der Kollektivvertag fur Angestellte im Gewerbe und
Handwerk und in der Dienstleistung.

GPA-djp

Bundessparte Gewerbe und Handwerk, WKO
Bundessparte Information und Consulting, WKO

1) Diese Information hat keinen normativen Inhalt, sondern soll den Anwenderinnen ausschlieglich eine Hilfestellung nach Aufsplittung des Rah-
menkollektivvertrages fur Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting bei der Frage, welcher

Kollektivvertrag kunftig anzuwenden ist, bieten.

2) Kann die maggebliche wirtschaftliche Bedeutung fir die Kollektivvertragszugehérigkeit nach § 9 (3) ArbVG nicht eindeutig gekldrt werden,
kann sie um Rechtsunsicherheit zu vermeiden, gem § 97 Zi 23 ArbVG in einer Betriebsvereinbarung festgelegt werden.
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NOTIZEN



JETZT MITGLIED WERDEN!

FAMITIENNAME ... s VOINAME ..ottt O Frau O Herr
Geburtsdatum | | | | | | | | | Titel o GebUMSNAME ..o
SHFARE/HAUSINT. ..ot PLZ/NWORNOTT ...ttt
Telefonisch erreichbar ... E- MOl

O Angestellte/r O Lehrling O Werkvertrag [ geringfugig beschaftigt O Freier Dienstvertrag O Selbststdndig (Gewerbeschein)
O Zeitarbeitskraft O Schalerin O Studentin O dzt. ohne Beschaftigung O Zweitmitgliedschaft [0 Facharbeiterin

Derzeitige TAtigKeIt .....oiviiiiiririreieeee e O Ich war bereits Mitglied der Gewerkschaft von/bis ..........ccccceeeoininnnnnccennes
Beschaftigt bei Firma (bzw. Schule/Universitart)..........coooeeiiieinieeeeeeceeeee e DINSTOI ..ot
Y 1Yo oV 3 PSSP
= 7o T o TP
Hohe des monatlichen Beitrages: | EUR| | | | | | BEITRITTSMONAT/-JaWR | | | | | | |

Der monatliche Mitgliedsbeitrag betrégt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag),
der jahrlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

O Ich willige ein, dass OGB, OGB Verlag und/oder VOGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren
durfen, um UGber Serviceleistungen, etwa Aktionen fur Tickets, Blcher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu
Ubermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

Ich bezahle meinen Mitgliedsbeitrag durch: (Zutreffendes bitte ankreuzen)

O BETRIEBSABZUG

Ich erklare, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingseinkommen abgezogen
werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitfragseinhebung erforderlichen personen-
bezogenen Daten (angegebene Daten und Gewerkschaftszugehorigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehorigkeit, Eintritts-/und Austritfsdaten,
Karenzzeiten, Présenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressédnderungen) von meinem Arbeitgeber und von der
Gewerkschaft verarbeitet werden dirfen, wobei ich diese Einwilligung zum Befriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

O SEPA LASTSCHRIFT-MANDAT (Bankeinzug)

Ich ermdchtige die Gewerkschaft GPA, die Zahlungen meines Mitgliedsbeitrages von meinem Konto mittels SEPA-Lastschrift einzuziehen.
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GPA auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschriften einzulésen. Ich kann innerhalb
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit
meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Der Einzug des Mitgliedsbeifrags erfolgt jeweils zum Monatsulfimo.

O monatlich O alle 2 Monate O jedes Quartal O 1/2jahrlich O jahrlich (Schiler-/Studentinnen, Zweitmitgliedschaft)

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wiinsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des
Mitgliedsbeitrages Uber den Betfrieb nicht mehr méglich ist, ersuche ich die Zahlungsart ohne Rucksprache auf SEPA-Lastschrift von
meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

X I A Y I A A R

Datum/Unterschrift

Ich bestatige, umseits stehende Datenschutzerklarung (auch abrufbar

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. q D q

.......................................................... vl MEINE
Datum/Unterschrift GEWERKSCHAFT

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,
E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541 Werberln-Mitgliedsnummer:...........cccccoooeiiieieiecee e



DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

Der Schutz Ihrer persénlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen.
In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie Gber die wich-
tigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitglieder-
verwaltung. Eine umfassende Information, wie der Osterreichische
Gewerkschaftsbund (OGB)/GPA mit lhren personenbezogenen
Daten umgeht, finden Sie unter www.oegb.at/datenschutz

Verantwortlicher fur die Verarbeitung lhrer Daten ist der Oster-
reichische Gewerkschaftsbund. Wir verarbeiten die umseits von
lhnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur far
Zwecke der Mitgliederverwaltung der Gewerkschaft und fur die
Dauer lhrer Mitgliedschaft bzw. solange noch Anspriche aus
der Mitgliedschaft bestehen kénnen. Rechtliche Basis der Daten-
verarbeitung ist lhre Mitgliedschaft im OGB/GPA; soweit Sie dem
Betriebsabzug zugestimmt haben, lhre Einwilligung zur Verarbei-
tung der dafur zusatzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den OGB/GPA selbst oder
durch von diesem vertraglich beauftragte und kontrollierte Auf-
tragsverarbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte
erfolgt nicht oder nur mit lhrer ausdricklichen Zustimmung. Die
Datenverarbeitung erfolgt ausschliefslich im EU-Inland.

Ihnen stehen gegeniiber dem OGB/GPA in Bezug auf die Ver-
arbeitung lhrer personenbezogenen Daten die Rechte auf Auskunft,
Berichtigung, L6schung und Einschrénkung der Verarbeitung zu.

Gegen eine lhrer Ansicht nach unzuléssige Verarbeitung |hrer
Daten kdénnen Sie jederzeit eine Beschwerde an die 6sterreichische
Datenschutzbehoérde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns Uber folgende Kontaktdaten:

Gewerkschaft GPA

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Plafz 1
Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1
Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:
datenschutzbeauftragter@oegb.at

MITMACHEN - MITREDEN - MITBESTIMMEN

[ | INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GPA bringen
Menschen mit dhnlichen Berufsmerkmalen zu-
I q sammen. Zum Austauschen von Erfahrungen und
Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen
v kompetenter Lésungen, zum Durchsetzen gemein-
samer beruflicher Interessen.
Mit lhrer persoénlichen Eintragung in eine oder mehrere berufliche
Intferessengemeinschaften

- erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder brieflich) regel-
maRkig Informationen Uber Anliegen, Akfivitdten und Einladungen
far lhre Berufsgruppe;

* kénnen Sie lhre beruflichen Interessen auf direktem Weg in die
Kollektivvertragsverhandlungen lhres Branchenbereichs ein-
bringen;

» erschlieen Sie sich Mitwirkungsmoglichkeiten an Projekten,
Bildungsveranstaltungen, Kampagnen, Internet-Foren und an-
deren fur lhre Berufsgruppe maRkgeschneiderten Veranstal-
tungen, auch auf regionaler Ebene;

* nehmen Sie von der Interessengemeinschaft entwickelte be-
rufsspezifische Dienstleistungen und Produkte in Anspruch
(Fachberatung auf regionaler Ebene, Blcher, Broschiren und
andere Materialien);

» beteiligen Sie sich an demokratischen Direktwahlen lhrer beruf-
lichen Vertretung auf Bundesebene sowie regionaler Ebene und
nehmen dadurch Einfluss auf die gewerkschaftliche Meinungs-
bildung und Entscheidung.

Né&here Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse

ICH MOCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

O 1G PROFESSIONAL [J1G FLEX [J1G SOCIAL

[0 1G EXTERNAL [J1G POINT-OF-SALE []1G MIGRATION []1G EDUCATION

Dieses Service ist fur mich kostenlos und kann
jederzeit von mir widerrufen werden.

O Frau  OHerr THEI 1ot

FAMIlIENNAME ... VOTNAME ...ttt nne s
SHrARBE/HAUS-IN. .o PLZ/NWORNOIT ...
BerufsbezeichnNung........ccooii BOITIED .. s
Telefonisch erreiChbar ..o E-MQil e

Datum/Unterschrift
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KONTAKTADRESSEN
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederosterreich
3100 St. Polten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland
7000 Eisenstadt, Wiener Strake 7

GPA Landesstelle Steiermark
8020 Graz, Karl-Morre-Strafse 32

GPA Landesstelle Karnten
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraze 44/4

GPA Landesstelle Oberosterreich
4020 Linz, Volksgartenstrafze 40

GPA Landesstelle Salzburg
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Strake 10

GPA Landesstelle Tirol
6020 Innsbruck, Sudtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg
6901 Bregenz, Reutegasse 11
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|
GEWERKSCHAFT




DAS
GEWERK-
SCHAFFEN

WIR!

OGB ZVR-Nr.: 576439352

Herausgeber: Gewerkschaft GPA, 1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1.
Verlags- und Herstellungsort Wien.

apa

v I MEINE
GEWERKSCHAFT

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at - E-Mail: service@gpa.atf



	Hinweis Änderung des fachlichen Geltungsbereichs
	Rahmenrecht Allg. Gewerbe
	§ 1 Kollektivvertragspartner
	§ 2 Geltungsbereich
	§ 3 Geltungsdauer
	§ 4 Arbeitszeit
	§ 4a Flexible Arbeitszeit – Bandbreite
	§ 4b Mehrarbeit bei Teilzeit
	§ 4c 4-Tage-Woche
	§ 5 Überstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit
	§ 6 Nachtarbeit
	§ 7 Schichtarbeit
	§ 8 Freizeit bei Dienstverhinderung
	§ 8a Anrechnung von Mittelschulstudien bei Bemessung der Urlaubsdauer
	§ 8b Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw VKG
	§ 9 Kündigungstermine
	§ 9a Abfertigung
	§ 10 Reiseaufwandsentschädigung
	§ 11 13. und 14. Monatsgehalt, Weihnachtsremuneration und Urlaubszuschuss
	§ 12 Diensterfindungen
	§ 13 Sondervereinbarungen
	§ 14 Telearbeitsplatz
	§ 15 Bundesinnungsverhandlungen bzw Fachverbandsverhandlungen
	§ 16 Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten
	§ 17 Verwendungsgruppen und Mindestgrundgehälter
	§ 18 Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt
	§ 18a Gehaltsabrechnung
	§ 19 Lehrlingseinkommen
	§ 19a Kollektivvertragliche Mindestgrundgehälter für teilzeitbeschäftigte Angestellte
	§ 20 Schlussbestimmungen, Günstigkeitsklausel
	Anhang 2: Muster Vereinbarung Telearbeit
	Vereinbarung Telearbeit

	Anhang 3: Gemeinsame Erklärung Bildungskarenz
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zur Bildungskarenz (§ 11 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz)

	Anhang 4: Berechnungsbeispiele für zeitanteilige Mischberechnungen der Sonderzahlungen
	Berechnungsbeispiele für zeitanteilige Mischberechnungen der Sonderzahlungen:

	Anhang 5: Erläuterungen Geltungsbereich – Karrosseriebauer etc
	Erläuterung zum Geltungsbereich der Bundesinnung der Karosseriebauer einschließlich Karosseriespengler und Karosserielackierer sowie der Wagner, § 2b des Rahmenkollektivvertrages für Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting.

	Anhang 6: Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zur Änderung der Fachorganisationsordnung
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zur Änderung der Fachorganisationsordnung
	Gemeinsame Erklärung der Kollektivvertragspartner zur Änderung der Fachorganisationsordnung ab 1. 1. 2017


	KV 38-Std.-Woche (Müller / Nahrungsmittelgewerbe)
	Kollektivvertrag
	I. Geltungsbereich
	II. Arbeitszeit
	III. Monatsgehälter
	IV. Geltungsbeginn – Schlussbestimmungen
	Einvernehmliche Feststellung zum Kollektivvertrag über die Arbeitszeitverkürzung in der Mühlenwirtschaft


	KV 38,5-Std.-Woche (Kohlensäurehalt. Getränke)
	Kollektivvertrag
	I. Geltungsbereich
	II. Arbeitszeit
	III. Einführungsbestimmungen
	IV. Geltungstermin und Schlussbestimmungen


	KV Zugehörigkeit der Tischler
	Kollektivvertrag
	1. Geltungsbereich
	2. Änderung der Zugehörigkeit zu Kollektivverträgen


	Mindestgrundgehaltsordnungen
	Mindestgehaltsordnung Allg. Gewerbe
	§ 1 Mindestgrundgehälter
	Übergangsbestimmungen zur Gehaltstabelle
	Zusatzbestimmungen Arbeitskräfteüberlasser/Gewerb. Dienstleister
	§ 2 Lehrlinge
	§ 3 Wirksamkeitsbeginn
	[Unterschriften]

	[Haftungsausschluss]
	Mindestgehaltsordnung Nahrungs- und Genussmittelgewerbe
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Mindestgehälter
	§ 3 Lehrlinge
	§ 4 Überzahlungen
	§ 5 Wirksamkeit

	Mindestgehaltsordnung Müller
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Mindestgehälter
	§ 3 Lehrlinge
	§ 4 Wirksamkeit


	Information zur Anwendung des „richtigen“ Kollektivvertrages nach Aufspaltung des Rahmenkollektivvertrages für Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting („RKV“) mit 1. 1. 2020
	Mitgliedsanmeldung GPA
	Interessengemeinschaften GPA

